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Das Erfolgshonorar des Anwalts. 


Von Senatspräſident a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 


hi Die Entſch. RG. 115, 141 ff. = ZW. 1927, 513, nach der 
die Vereinbarung eines Erfolgshonorars (einer quota litis) 
urch einen Rechtsanwalt unſittlich und nichtig iſt, läßt die 
Juriſtenwelt nicht zur Ruhe kommen. Es mehren ſich die 
timmen derer, die laut ihre Zugehörigkeit zu der behördlich 
approbierten Klaſſe „aller gerecht und billig Denkenden“ ver- 
einen, deren Anſtandsgefühl die Vereinbarung dem RG. 
Aale widerſpricht. Ju LZ. 1927, 763 ff. haben ſich jetzt 
[fred Roſenthal und Endemann gegen das Urteil 
ausgeſprochen, zwei Schriftſteller, denen ich eine beſſere Ein⸗ 
licht in das Weſen deſſen zutraue, was „kas aut nefas“ ift, 
als der genannten, etwas verſchwommenen Perſonengeſamtheit. 
„ Roſenthal tadelt das RG., daß es, feiner Sache allzu 
licher, die Grenzen des Streitſtoffs überſchritten und den ganz 
allgemeinen Satz aufgeſtellt habe: „Der Rechtsanwalt ge- 
lahrdet ſeine Stellung und würdigt ſie herab, wenn er das 
Intereſſe an einer angemeſſenen Entlohnung feiner Mühe 
waltung mit dem Intereſſe der Partei dadurch verquickt, daß 
ſe es in Abhängigkeit zu deren Erfolg im Rechtsſtreit ver⸗ 
etzt.“ Tatſächlich erklärt das RG. damit jede Vereinbarung 
eines Erfolgshonorars, die quota litis und das palmarium, 
für unſittlich. Roſenthal hält das für einſeitig. Gerade 
er Anwalt, der das gerecht und billig ſcheinende Aquivalent 
für feine Bemühungen erſtrebe, werde manchmal ein Erfolgs⸗ 
gonorar vorſchlagen. Der unanſtändige Anwalt finde viele 
i ege, ſein Geldintereſſe über das Intereſſe der Partei zu 
ellen; der anſtändige Anwalt handle mit oder ohne Erfolgs⸗ 
bierorar gleich. Er werde aber, wenn er ſtark beſchäftigt ſei, 
lelleicht die übernahme der Vertretung ohne angemeſſene 
Zergütung ablehnen. Das ſtandesmäßige Verhalten des An⸗ 
walts werde immer mehr nach äußerlichen Zufälligkeiten ge⸗ 
würdigt. „Man ſollte die ganze Frage großzügig auf die Ge⸗ 
in nung des Anwalts abſtellen.“ 
fiel Endemann führt die Entſch. auf eine veraltete Ein⸗ 
11 lung zur Frage der Abgeltung anwaltlicher Tätigkeit zu⸗ 
55 D: 50, 13, 1,5: „Est quidem res sanctissima juris 
nis sapientia, sed quae pretio nummario non sit aesti- 
mand nec dehonestanda.“ Für außergewöhnliche Leiſtungen 
Jolle die Möglichkeit einer beſonderen Vergütung beſtehen; die 
a einer folchen ſei nicht ausſchlaggebend. Die Sachlage 
Stein müſſe entſcheiden, nicht ein präſtabiliertes Prinzip der 
auandesehre. „Ein Verſtoß gegen die guten Sitten darf nur 
Banommen werden, wenn ſich aus dem Inhalt des einzelnen 
ertrages der Wille des Anwaltes ergibt, entweder die von 


ihm beratene Partei auszubeuten oder den Rechtsſtreit wegen 
des eigenen Erfolganteiles unanſtändig zu betreiben. Wie alle 
berufenen Standesgenoſſen hierüber denken und ſich hierbei 
nach ihrer Überzeugung als redlich Handelnde zu verhalten 
pflegen, ſetzt zwar für den Richter keine zwingende Norm, 
erbringt aber doch ein der Beachtung würdiges Zeugnis über 
die Allgemeingültigkeit der ſittlichen Anſchauungen.“ 

Ich habe zunächſt eines an dem Urteil auszuſetzen: ein 
Richter ſollte ſich ſorgſam hüten, ohne Not einen Ausſpruch 
über das zu tun, was die anwaltliche Standesehre verlangt. 
Nichts hatte das RG. zu prüfen, als ob ein ganz beſtimmter 
Fall (der Abſtellung der Anwaltsvergütung auf den Erfolg) 
unſittlich i. S. des $ 138 BGB. war oder nicht. Nun iſt ſo⸗ 
viel klar: was gegen die Standesehre verſtößt, braucht nicht 
unſittlich zu ſein. Ja, ſagt das RG.; „gehört jedoch die Per⸗ 
jon, der die Verletzung zur Laſt fällt) einem Stande an, der, 
wie der Anwaltsſtand, vermöge ſeines Berufs bei der Auf⸗ 
rechterhaltung der Rechtsordnung mitzuwirken hat, alſo der 
Träger wichtiger öffentlich-rechtlicher Funktionen iſt, fo emp⸗ 
findet man den Verſtoß in den Kreiſen der gerecht und billig 
Denkenden wegen der ſtrengen Anforderungen, die an das 
Verhalten der Angehörigen jener Berufe geſtellt werden, als 
ſittlich anſtößig“. Hier wird ein Unterſchied gemacht, wo 
keiner beſteht. 

Hat der Anwalt ſich ſtandeswidrig eine Vergütung ver⸗ 
ſprechen laſſen, dann gehört er vor ſein Ehrengericht; das 
ordentliche Gericht kümmert das nicht. Wie können die be⸗ 
ſonders ſtrengen Anforderungen, die eine ehrengerichtlich 
autonome Körperſchaſt on ihre Mitglieder ſtellt, die Grund⸗ 
lage für das abgeben, was den guten Sitten entſpricht? Iſt 
doch dieſe Grundlage ganz verſchieden. Der Stand der An⸗ 
wälte, auf ſein Anſehen bedacht, verlangt von feinen Mit- 
gliedern vornehmes Handeln. Das rechtſuchende Publi⸗ 
kum, an ſein Intereſſe denkend, will dieſes mit allen geſetz⸗ 
lichen Mitteln gewahrt ſehen; es denkt nicht daran, als ſitt⸗ 
lich anſtößig zu empfinden, was der Standesehre widerſpricht. 
Zwei Beiſpiele: Ein Richter eröffnet einen Zigarrenladen. 
Das verſtößt gegen ſeine Standespflicht. Iſt die Geſchäfts⸗ 
eröffnung deshalb unſittlich? Ein Anwalt bietet ſeine Tätig⸗ 
keit ſtändig in Tageszeitungen an. Die ehrengerichtliche Rſpr. 
hält das für ſtandeswidrig. Iſt es unſittlich? 

Hielt es jedoch das RG. für unumgänglich, auf die 
Standesehre einzugehen, dann durfte es den Umſtand nicht 
verſchweigen, daß der Vorſtand der Anwaltskammer das 
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Verhalten des Anwalts in eingehend begründetem Gutachten 
gebilligt hatte, daß ſogar der Antrag auf Eröffnung des ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahrens abgelehnt war. Es iſt hart für eine 
hochangeſehene Körperſchaft, ſich in dieſer Weiſe jagen zu 
laſſen, daß ihr „das Anſtandsgefühl aller gerecht und billig 
Denkenden“ fehle. 

Es drängt ſich hier geradezu die Frage auf, die Ende⸗ 
mann ſchon angedeutet hat: Was hat es überhaupt auf ſich 
mit dieſem, allmählich unheimlich werdenden, Anſtandsgefühl 
aller gerecht und billig Denkenden? Sollte hier nicht eine un⸗ 
brauchbare Definition vorliegen? Oder iſt nur die Anwendung 
falſch? Denn das glaube ich behaupten zu können: die Fälle 
mehren ſich, in denen viele, viele unſerer Beſten, in dieſer 
Richtung dem RG. nicht mehr folgen können. 

Unſere Geſetze arbeiten mehrfach mit dem Begriff des 
Verſtoßes gegen die guten Sitten, ja, ganze Rechtsgebiete 
bauen ſich immer mehr auf dem Grundbegriff der guten Sit⸗ 
ten auf (man denke an das Gebiet des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs). Von höchſter Wichtigkeit iſt es darum, ob der vom 
RG. benutzte Maßſtab ſtandhält. Rahmen und Zweck dieſes 
Aufſatzes erlauben nur Andeutungen. 

„Alle gerecht und billig Denkenden.“ Alle. Woher kennt 
irgendwer die Anſicht der Allgemeinheit? Jeder verſuche zu 
beſtimmen, wie alle ſeine Bekannten über eine Frage all⸗ 
gemeinſten Intereſſes denken. Und nun gar alle Menſchen! 
Oder alle Deutſchen? Und das in Dingen, die oft Welt⸗ 
anſchauungsfragen ſind! Und wenn es ſchon alle wären. 
„Son tontos todos los que lo parecen, y la mitad de los 
que no lo parecen“ (Dummköpfe find alle, die es ſcheinen, 
und die Hälfte derer, die es nicht ſcheinen), ſagt der Jeſuit 
1 1 Traut irgendwer der Mehrheit ein vernünftiges Ur⸗ 
teil zu 

„Gerecht und billig denkend.“ Alle Achtung vor dem 
Gerechten! Aber Achtung vor ſeiner Sittlichkeit; ſein Verſtand 
kann ganz gering ſein. Welche Garantie gibt aber dann ſein 
Empfinden? Und was heißt „billig“? Ich denke, es ſoll die 
aequitas betonen; es ſoll ausdrücken, daß ſtreng formal ge⸗ 
rechtes Denken nicht allein entſcheidet. Dann aber widerſpricht 
ſich die Begriffsbeſtimmung; denn Gerechtigkeit und Billig- 
keit ſind oft verſchieden. 

Aus dem Angedeuteten folgt: a) nicht auf die Allgemein⸗ 
heit iſt abzuſtellen, ſondern auf die betroffenen Kreiſe. Ge⸗ 
legentlich hat das das RG. auch getan. Es iſt aber ſtets 
geboten, außer allenfalls, wo es ſich tatſächlich um primitive 
Fragen handelt. So wird Betrug wohl von der Allgemeinheit 
verurteilt (kommt man zum Einzelfall, dann kann das ſchon 
recht zweifelhaft werden). 

b) Auch die betroffenen Kreiſe ſind nicht in ihrer Voll⸗ 
zähligkeit maßgebend, ſondern die verſtändig Urteilenden aus 
dieſen Kreiſen. In „verſtändig“ liegt alles einbegriffen, was 
an „gerecht und billig“ richtig iſt. Denn der Verſtändige 
urteilt über andere (darauf kommt es an; nicht, wie er han⸗ 
delt) nicht als weltabgewandter Asket und nicht als knochen⸗ 
erweichter Verzeiher alles Menſchlichen. 

Es iſt nicht meine Aufgabe, hier eine neue Begriffs⸗ 
beſtimmung zu geben und namentlich den ſehr beachtlichen Zu⸗ 
ſammenhang des „Sittlichen“ (im Rechtsfinn) mit dem Be⸗ 
griff von Treu und Glauben zu erörtern. Aber es wäre drin⸗ 
gend zu begrüßen, wenn das RG. ſeine alte Definition einer 
gründlichen Nachprüfung unterzöge, und wenn es die Brand⸗ 
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markung mit dem Stempel der Unſittlichkeit in möglichſt wenig 
allgemeiner Art vornähme. Wenn ich ſage: „Der Kaufmann, 
der ſich die große Arbeit ſeines Konkurrenten bei Herſtellung 
einer neuartigen Verkaufsliſte einfach aneignet, handelt mn 
ſittlich“, fo iſt das richtig. Sage ich: „Der Kaufmann, der 
ſich die große Arbeit ſeines Konkurrenten aneignet, hand 
unſittlich“, ſo iſt das ſchief und irreführend. Sage ich: „Wer 
ſich fremde Arbeit aneignet, handelt unſittlich“, ſo iſt das 
Unſinn; denn wir alle leben faſt ganz von der vieltauſend⸗ 
jährigen Arbeit unſerer Voreltern. . 
Das führt zu unſerm Fall zurück. Die beteiligten Kreiſe 
ſind bei ihm das rechtſuchende Publikum, ein ausnahmsweiſe 
großer Perſonenkreis. Was hält der verſtändige Mann aus 
dieſem Kreis für ſittlich anſtößig? Die Tatſache der Verein 
barung eines Erfolgshonorars? Nein! Sie kann höchſt an 
gemeſſen ſein. Wohl aber die Ausnutzung der Notlage des 
Mandanten, der aus irgendwelchen Gründen auf die Tätig⸗ 
keit gerade dieſes Anwalts mehr oder weniger angewieſen ist 
und dem der Anwalt in unberechtigter Weiſe ein größeres 
Honorar abnötigt. So kommen wir auf die von Roſen“ 
thal betonte Geſinnung des Anwalts. i 
Aber hat nicht auch Endemann recht, wenn er die 
Nachwirkung eines überalterten Honorarbegriffs emp 
findet? Die Zeit liegt nicht gar weit zurück, da man in 
„höheren Kreiſen“ jede Erwerbstätigkeit für minderwertig 
hielt. Der Adlige wurde nicht Kaufmann. Der Beamte bezog 
beileibe kein Entgelt für ſeine Dienſte, ſondern einen Zuſchuß 
zum Lebensunterhalt. Die freien Berufe wurden nicht enk 
lohnt, wie die berüchtigten „Sophiſten“, fie empfingen ver? 
ſchämt ein „Honorar“ wie alle gerecht und billig denkenden 
Philoſophen. „Les opinions des hommes sont regues 2 18 
suite des créances anciennes, par autorité et & credit, 
comme si c'était religion et loi“ (Montaigne). Noch immer 
ſpukt die ars liberalis des Anwalts. Es iſt doch keine Schande 
mehr, gegen Entgelt zu arbeiten! Unanſtändige Arbeit 
leiſten — das ſchändet. Mag der Anwalt der wiſſenſchaftlich 
höchſtſtehende, mag er der zartfühlendſte Menſch ſein — er 
arbeitet nicht als Volksbeglücker, ſondern um zu verdienen. 
Muß denn, fragt man auch hier wieder, wer ein Er, 
folgshonorar verſpricht, davon ausgehen, der Anwalt werde 
ſich dann mehr anſtrengen? Kann er nicht im Einzelfall — 
je nach Sachlage — ſo rechnen: „Der Anwalt wird in meinem 
Fall vom Geſetz nicht hinreichend entlohnt. Verliere ich, kaun 
ich daran nichts ändern; ich bin geſtraft genug. Gewinne ich, 
warum nicht anſtändig ſein und etwas zulegen? Laßt doch 
die RAGebO. (8 93) eine Sondervergütung zu, die für 2 
fiegen und Unterliegen verſprochen werden kann. Ich, als 
verſtändiger Rechtſuchender, ſehe nicht ein, warum ich mei, 
Riſiko durch Beſchränkung meiner Mehrzahlung auf den Fa 
des Obſiegens nicht vermindern und warum der Anwalt damit 
nicht einverſtanden ſein ſoll.“ * 
Es kommt eben wirklich auf den Fall an. Immer räch 
es ſich, wenn man das Kaleidoſkop des Lebens in eine Linie 
zwängen will — ſchon zeigt ſich die Fiktion. Was gibt fi 
allgemein Gültigeres als die zehn Gebote? Und doch, MI 
ſteht's mit dem fünften? Wir find, ſagt Roſenthal, dn 
ſehr darauf eingeſtellt, in Schematiſierungen zu denken. J. 
und darum geht die Zeit ſo oft über uns Juriſten hinweg. 
Uns ſollten die Carpzovs ſchrecken, die die Hexen verbrennen 
ließen, als das Naturrecht ſchon in Blüte ſtand! 
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Juſtizverwaltungsreform. Vortragsreihe über Fragen der 
Juſtizverwaltungsreform, veranſtaltet von der Preuß. Juſtiz⸗ 
verwaltung. Herausgegeben vom Preuß. Juſtizminiſterium. 
Berlin 1927. Verlag Otto Liebmann. Preis 4 A. 

Die Veröffentlichung dieſer Vorträge, die das JuſtMin. dankens⸗ 
werterweiſe über dieſes wichtige Thema veranſtaltet hat, iſt ſehr zu 
begrüßen. Unvermeidlich iſt es dabei naturgemäß, daß für denjenigen, 
der nicht ſelbſt in der Juſtizverwaltung (JV.) mit zu arbeiten hat, 
eine Reihe techniſcher Einzelfragen von geringerem Intereſſe iſt und 
daß ſich manches in efnigen Vorträgen wiederholt. Trotzdem bieten 
dieſe im ganzen eine Fülle von Eindrucken, Anregung und Auf⸗ 
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wie von manch anderem Plan, nur hoffen kann, daß er mit Energie 
auch da durchgeſetzt wird, wo das Beharrungsvermogen ſeine Aus⸗ 
nutzung nur zögernd in Anſpruch uimmt. Es iſt zu wünſchen, daß 
die durch dieſe Reform frei werdende richterliche Kraft in erſler Linie 
5 richterlichen Aufgaben wirklich zugute kommt. Wenn von 
erſchiedenen Vortragenden mangelndes Inkereſſe von Richtern für die 
Agentliche IB. und mangelnde Vertrautheit mit deren Aufgaben und 
Lurchführung geklagt wird, jo liegt das naturgemäß in der Tat⸗ 
ſache begründet, daß die JV. nicht der eigentliche Zweck der Richter⸗ 
laufbahn iſt, ſondern lediglich die „dienende Magd“ der Rechtspflege 
und als ſolche im Gegenſatz zur allgemeinen Staatsverwaltung ohne 
eigentlichen wiſſenſchaftlichen und werteſchaffenden Inhalt. Wenn 
ausgeführt wird, daß die Zahl der in der JV. tätigen Richter nur 
gering iſt, fo iſt doch zu hoffen, daß, je glatter die JV. aufgezogen 
ut, je mehr jeder mit ihren Aufgaben auch ſchon im Ausbildungs⸗ 
ladium betraut wird, um fo weniger gerade die hochwertigſten Krafte 
ſich in ihren Pflichten erſchöpfen und ihrer edelſten Aufgabe, der 
echtspflege ſelbſt, entzogen werden. Es iſt zu wünſchen, daß alle 
Lorſchläge auf Entlaſtung des Geſchäftsgangs, Einſchränkung des 
Serichtsweſens, Dezentraliſation der Entſch. uſw. auch nach dieſer 
tichtung wirkſam werden und die bisher beobachtete Entwicklung 
aufhalten oder revidieren, und nicht etwa, wie z. B. S. 115 emp⸗ 
lohlen wird, mindeſtens beibehalten, wenn nicht verſchärfen. Die 
Zerausbildung eines beſonderes Typs von Richtern, die lediglich 
werwaltungsbeamte ſind, iſt wenig erwünſcht und vermindert die 
Ausſicht, daß die Veredelung der JV. wirklich der Rechtspflege zu⸗ 
gute kommt, aus deren Erfahrung doch nur der ſchöpfen und für 
die nur der Dienſte leiſten kann, der in ihr tätig iſt und dadurch den 
dauernden Zuſammenhang mit ihr hat. Wenn alſo 3. Z. gerade 
Richter in leitenden Stellungen einfach nicht in der Lage ſind, ſich 
er Rechtspflege zu widmen, ſo wäre es gewiß erwünſcht, daß die 
Reform der IV. auch hier einſetzen würde. Dieſer Gedanke kommt 
. den Vorträgen leider nicht zum Ausdruck, erſcheint mir aber 
wichtig genug, um hervorgehoben zu werden. 


5 Erwünſcht iſt weiter, daß die Reform der IV. ſich nicht darin 
erſchöpft, den Geſchäftsgang lediglich in ihrem eigenen Intereſſe zu 
zereinfachen und zu verbilligen, ſondern daß auch die Erleichterung 
des Verkehrs mit dem rechtſuchenden Publikum mehr Beachtung 
Undet. Räume und Einrichtungen, die für den Verkehr mit dem 
a ublikum beſtimmt find, find für dieſen Zweck oft gänzlich unzu⸗ 
zeichend. Gerichtsgebäude ohne Überſichtstafeln und erreichbare (!) 
uskunftsperſonen, Verhandlungs⸗ und Gerichtsbüros ohne Kleider⸗ 
aken und ohne ausreichende Sitzmöglichkeit für die Rechtſuchenden 
> dieſe und ähnliche Mängel können ohne zeitraubende Beratungen 
a große Koſten ſchnell befeitigt werden. Dazu fehlt aber noch 
. und an manchen Stellen alles. Auch ſonſt ſollte auf rein tech⸗ 
niſchem Gebiete (Schreibmaſchine, Stenotypie) manche Frucht lang⸗ 
wieriger Verſuche und Beratungen ſchneller reifen können. 


Erfreulich iſt es aber, aus den veröffentlichten Vorträgen zu 
anleben, daß offenbar mit Eifer an die Behebung einer Reihe von 
eängeln gegangen wird. Es iſt naturgemäß nicht möglich, im engen 
klehmen einer Beſprechung alle in den Verträgen erörterten Pro⸗ 
eme auch nur zu ſtreifen. Bemerkt ſei, daß aus Grünben der 
Lrſparnis die weitere Ausdehnung des Einzelrichters und die Ein⸗ 
ſchränkung des Inſtanzenzuges erörtert und empfohlen ſind, Maß⸗ 
ar men, die nicht eigentlich in die IVReform, ſondern in die 
allgemeine Juſtizreform gehören und hoffeutlich dann ohne zu 
große Betonung des finanziellen Standpunktes erörtert werden. 
deſonders hinweiſen möchte ich zum Schluß, um aus der Fülle 
nn Stoffes noch etwas herauszugreifen, auf den hervorragen⸗ 
gen Vortrag des — inzwiſchen auf den wichtigen Poſten des 
Craſidenten des Landesprüfungsamts berufenen — Min. Geh. IN. 
dechwiſter (S. 228 ff.), der beſonders die menſchliche Seite der JV. 
etont. Was da über das Verhältnis der einzelnen Teile des Beamten- 
— 5 untereinander und zur Anwaltſchaft geſagt wird, ſowie die 
rehafte Ablehnung der noch immer üblichen Ausnutzung der Refe⸗ 
Be zu geiſtloſer Protokollführung und ähnlichen techniſchen Ars 
nr ſowie der Wunſch nach beſſerer Ausbildung erwärmt das 
kotgedrungen ſpröde Thema der JVReform mit dem Leben eines 
warmen Herzens. Jeder aber, der an der Rechtspflege mitwirkt oder 
Le in Anſpruch nimmt, wird die Hoffnung hegen, daß die Erörterung 
der mannigfachen Probleme baldigſt zu fühlbaren Erfolgen führt. 


RA. Dr. Frhr. v. Hodenberg, Celle. 


Dr. Ad olf Baumbach, Senatspräſident beim Kammergericht a. D.: 
Die Reichs koſtengeſetze (GKch., Geb. für RA., Gerichts⸗ 
vollzieher, Zeugen und Sachverſt. mit den zugehörigen 
Nebengeſetzen) in der Faſſung der Bek. vom 5. Juli 1927. 
Nebſt Gebührentabellen bis 100000 . Berlin 1927. 

erlag Otto Liebmann. 234 S. Preis 4,25 . 


J. Die 1. Aufl. dieſes ausgezeichneten Tafchenkomm. iſt von mir in 
1926, 519 ausführlich beſprochen worden. Die jetzt erſchienene 
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erringen können. 
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2. Aufl. übertrifft an Umfang die frühere um ca. 40 Seiten, wovon 
allerdings ein beträchtlicher Teil auf die Tabellen und die Einarbei⸗ 
tung des AGG. entfällt. Die Handlichkeit des Dünndruckbandchens 
wird durch dieſe Vermehrung des Umfangs in keiner Weiſe beeinträch⸗ 
tigt. An Reichtum des Inhalts hat das Buch noch gewonnen. Alle 
Vorzüge, die bei der 1. Aufl. und bei den anderen Taſchenkomm. 
des Verf. gerühmt werden konnten, find auch in dieſer Ausgabe wie⸗ 
der vorhanden. Eine gründliche Durcharbeitung des umfangreichen 
Stoffes erhöht ihren Wert und ihre Brauchbarkeit. „Durcharbeitung“ 
bedeutet bei Baumbach faſt überall auch neues Durchdenken. Das 
zeigt ſich u. a. darin, daß er zuweilen auch zu anderen Ergebniſſen 
gelangt: jo hält er bei 8 27 NAGCHD. die früher vertretene Meinung, 
daß dieſe Vorſchrift nur dann gelte, wenn das Urt. aufgehoben 
wurde, nicht mehr aufrecht (vgl. meine Beſpr. JW. 1926, 519). — 
Bei § 93 RAcGebO. wendet ſich der Verf. mit kurzer und zutreffender 
Begründung gegen die Entſch. RG. 115, 141 zur quota litis (vgl. 
JW. 1927, 497). Daß ſelbſt in einem fo gewiſſenhaft gearbeiteten 
Buche wie dem vorl. kleine Unſtimmigkeiten vorkommen können, 
it im weſentlichen ein Zeichen der Unüberſehbarkeit unſerer Geſetz⸗ 
gebung. Ein Beiſpiel: Bei der Reiſekoſten VO. für Reichsbeamte, die 
ja bekanntlich auch für die Reiſekoſten der RA. gilt, führt der Verf. 
die „beſonders teuren Orte“ auf, darunter auch die Stadt Oppeln. 
Dieſe iſt aber ſeit 1. April 1926 kein „beſonders teurer Ort“ mehr. 
Das ſteht im RBeſoldBl. 1926, 71 Nr. 1348; aber ſonſt nirgends. 
Welcher RA. oder Richter hält dieſes Publikationsorgan; wie vielen 
iſt es überhaupt zugänglich? Auch wichtige Anderungen der Reiſe⸗ 
kojten®D. und damit auch des 8 78 NUAGHD. blühen geraume Zeit 
im Verborgenen, und die meiſten Anwälte ſind gar nicht in der Lage, 
ſich auf dieſem Gebiete über ihr eigenes Gebührenrecht ſtändig zu 
orientieren. Das iſt ein unhaltbarer, dringend reformbedürftiger Zu⸗ 
ſtand. — Über Einzelfragen zu debattieren, iſt hier nicht der Ort. 
Gerade auf dem Gebiete des Koſtenrechts iſt ja die Fülle, der Streit⸗ 
fragen ſchier unüberſehbar. Sie würde für die Praxis nur ge⸗ 
mindert werden durch die Verwirklichung eines Gedankens, dem zu 
meiner Freude auch der Verf. (im Vorwort S. 3/4) beipflichtet: 
durch Schaffung einer Zentralinſtanz, „die die Rechtseinheit einiger⸗ 
maßen gewahrleiſten könnte“ (vgl. hierzu LZ. 1926, 713). 


RA. Dr. Friedlaender, Munchen. 


Kollat: Reichskoſtengeſetze mit zugehörigen reichs⸗ und 
landesrechtlichen Nebengeſetzen und Gebührentafeln. 
München 1927. Verlag C. H. Beck. Preis 8,50 . 


Der Verlag Beck hat mit dem vorl. Buch in ſeiner bekannten 
roten Sammlung „Deutſcher Reichsgeſetze“ nunmehr auch eine Aus⸗ 
gabe der Reichs koſtengeſetze herausgebracht. Von den in der Ausgabe 
enthaltenen Geſetzen iſt bereits die neue Faſſung des GKG. und der 
NAGCHD. auf Grund der Bek. v. 5. Juli 1927 berückſichtigt und 
durch Sperrdruck kenntlich gemacht. 


Das Buch gliedert ſich in vier Abſchnitte. Der erſte und weſent⸗ 
lichſte Abſchnitt (S. 1-337) bietet das GKG. mit Erläuterungen, 
der zweite gibt den Text der aus dem Kopf erſichtlichen reichs⸗ und 
landesrechtlichen Koſtenvorſchriften. Der dritte Abſchnitt enthält die 
üblichen Gebührentafeln, während der letzte Abſchnitt (S. 447—487) 
ein erfreulich gründlich bearbeitetes Sachregiſter umfaßt. 


Eine Sammlung mit dieſem Inhalt und dieſer Ausgeſtaltung 
erſcheint für die Bedürfniſſe der Praxis weniger geeignet; denn ſie 
befriedigt weder den, der eine einfache textliche Zuſammenſtellung der 
fraglichen Koſtenbeſtimmungen ſucht, noch reichen die Erläuterungen 
des GKG. aus, um den Erwartungen, die man an einen kleineren 
Kommentar ſtellt, zu entſprechen. Hierzu ein einziges Beiſpiel, das 
der Rezenſent wahllos herausgreift: „Die Erläuterungen zu 8 85 
GKG.“ Man vermißt hier ſowohl einen Hinweis auf den geſetz⸗ 
geberiſchen Grund dieſer Vorſchrift, als auch vor allem eine Erwäh⸗ 
nung der Tatſache, daß dieſe Geſetzesvorſchrift durch die Anderung, 
die fie in der Novelle von 1922 erfahren hat (Übergang von dem 
Prinzip der materiellen zu dem der formellen Reziprozität!), ihre 
frühere ſehr erhebliche praktiſche Bedentung heute nahezu verloren 
hat. Denn nunmehr liegt ja bei faſt allen Kulturſtaaten der Aus⸗ 
nahmefall des Abſ. 2 Nr. 1 vor, und es iſt heute nach den vorl. 
Nachrichten bei keinem Staate poſitiv bekannt, daß er in Bezug 
anf die Vorauszahlung oder die Sicherſtellung der Gerichtskoſten bei 
Ausländern eine ungünſtigere Behandlung eintreten läßt als bei 
Inlandern. 


Wenn auch in den übrigen Erläuterungen der Verf. fi bemüht, 
die Rſpr. und Literatur bis in die neueſte Zeit wiederzugeben, fo 
wird infolge ſeiner ganzen Anlage das Buch ſich in dieſer Form 
wohl kaum den erſtrebten Platz in der Koſtenrechtlichen Literatur 

D. S. 


Dr. Paul Poſener, Rechtsanwalt und Notar, Berlin: „Juri⸗ 
ſtiſches Fremdwörterbuch“ zugleich eine Erklärung ge⸗ 
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bräuchlicher Fachausdrücke. Berlin. 
Preis Ganzleinen 4,50 .#. 

Mehr als in jeder anderen Wiſſenſchaft — der Medizin viel⸗ 
leicht ausgenommen — kommen in der Rechtswiſſenſchaft fremdſprach⸗ 
liche Fachausdrücke aller Art vor, die juriſtiſche Arbeiten, Artikel 
und Werke für den Laien, aber auch häufig den jungen Juriſten 
ſchwer verſtändlich machen. 

Es wird daher von Juriſten und Nichtjuriſten begrüßt werden, daß 
der Verf. in dem obigen Werkchen aus allen Gebieten des Rechts und 
ſeiner Hilfswiſſenſchaften einſchließlich der gerichtlichen Medizin, aber 
auch aus den Grenzgebieten: der Philoſophie, Geſchichte, Volkswirtſchafts⸗ 
lehre und Technik die Fachausdrücke und Wortbildungen zuſammen⸗ 
geſtellt hat, die in der Rechtsſprache des Alltags gebräuchlich ſind 
oder die in wiſſenſchaftlichen Werken und Sonderarbeiten auftauchen. 

Nicht nur die Worte deutſchſprachlichen Urſprungs ſowie die 
der Juriſtenſprache unentbehrlichen lateiniſchen und griechiſchen Wort⸗ 
bildungen haben Berückſichtigung gefunden, ſondern auch Ausdrücke 
fremdſprachlichen (z. B. engliſchen und franzöſiſchen) Urſprungs find 
aufgenommen und kurz erklärt. Sogar die für die Handhabung des 
Strafrechts in der Praxis intereſſanten Wortbildungen der Gauner⸗ 
ſprache — das Rotwälſch — ſind nicht vergeſſen. 

Wie bei allen Wörterbüchern kann man natürlich über die 
Zweckmäßigkeit der Aufnahme oder des Fehlens des einen oder 
anderen Wortes ſtreiten. 

Alles in allem ſtellt die Arbeit bei der Fülle von Fach⸗ 
ausdrücken, die ſie enthält und erklärt, ein wertvolles Hilfsmittel 
für Juriſten und Laien dar. D. S. 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Erläuterte Hand⸗ 
ausgabe von Dr. Fritz Dehnow, Rechtsanwalt in Hamburg. 
Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. Preis geb. 4 . 


Das 117 Seiten umfaſſende, als Nr. 38 der Taſchengeſetzſamm⸗ 
lung des genannten Verlags erſchienene Büchlein ſtellt den letzten 
Text der RAGebO. mit knapp gefaßten Anmerkungen dar, die zu 
einzelnen Paragraphen, z. B. 13, 23, 78, ſich umfangreicher geitalteien ; 
es will nach dem Vorwort das praktiſch Wichtige überſichtlich und 
handlich zuſammenfaſſen. Dieſe Abſicht erreicht das Werkchen. Die 
größeren oder kleineren Komm. zur RAGebO. vermag und beabſich⸗ 
tigt es nicht zu erſetzen. Die weſentlichen Ergebniſſe von Rſpr. und 
Rechtslehre in häufiger auftretenden Fragen gibt der Verf. mit Treff⸗ 
ſicherheit wieder, ohne — von Ausnahmefällen abzuſehen — zu 
zitieren; Vollſtändigkeit iſt hier nicht angeſtrebt; das Buch will dem 
Anwalt Gelegenheit zu raſcher Orientierung bieten und dem Anwalts⸗ 
perſonal nützen, und erreicht dieſe Zwecke. Vorangeſtellt iſt der Wieder⸗ 


Verlag Fichtner & Co. 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gabe des Geſetzestextes mit Anmerkungen eine ſyſtematiſche Überſicht 
über das Geſetz, die ſich tunlichſt an den Wortlaut der RalchebO. halt. 
Das Geſetz über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen” 
ſachen findet kurze (3 Seiten ſamt Text) Erläuterung. Güte⸗, Ge⸗ 
richts⸗ und Anwaltsgebührentabellen ſind beigegeben, der Text der 
preuß. LGebO. findet ſich in einem Anhang. — Daß zu 88 10, 11 
RAGHD. auf Wiedergabe der einſchlägigen Beſtimmungen des Gech. 
und der in deſſen 8 9 angeführten Vorſchriften der ZPO. und KO. 
verzichtet und ſtatt deſſen auf eine beſondere Ausgabe des GKG. 
verwieſen wird, beeinträchtigt in Streitwertfragen die raſche Orien“ 
tierung, da die Wertfeſtſetzung ja die Grundlage für die Gebühren“ 
bemeſſung bildet. Zu 838 a wäre ein Hinweis auf die von vielen 
Schriftſtellern betonte Verſchiedenheit des Begriffs des Vergleichs von 
dem des 813 Ziff. 3 erwünſcht geweſen. Im ganzen: ein handliches, 
überſichtliches und zuverläſſiges praktiſches Hilfsmittel für die An⸗ 
waltskanzlei, ſoweit nicht den Streitfragen, der Literatur und der 
Rſpr. nachzugehen Anlaß beſteht. 
IR. Geiershöfer, Nürnberg, 


Zeitſchriften. 


Zeitſchrift der Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk 
Frankfurt a. M. Schriftleitung: Rechtsanwalt Dr. Roſen⸗ 
meyer, Frankfurt a. M. 1. Jahrg. Nr. 1. Oktober 1927. 
Verlag Englert & Schloſſer, Frankfurt a. M. Preis jährl. 
6 . 

Krieg und Inflation haben einen großen Teil der Partikularzeil⸗ 
ſchriften zum Verſchwinden gebracht. Zu den Zeitſchriften, deren Erlöſchen 
allſeitig bedauert wurde, gehörte die Frankfurter Rundſchau, 
die nach über fünfzigjährigem, hervorragendem Wirken den Stürmen 
des Krieges erlag. Allmählich erwachen die Zeitſchriften, ſei es dieſk 
ſelbſt, ſei es neue Zeitſchriften, die deren Aufgaben übernehmen, wieder. 
So auch das vorliegende, dem Arbeitsbereich der Frankfurter Ge“ 
richte gewidmete Organ der Frankfurter Anwaltskammer. Das Er⸗ 
ſcheinen ſolcher Zeitſchriften iſt erforderlich, da die ohnedies durch 
die Schwierigkeit der Rechtsfragen und demgemäß die unbedingt mit 
zuteilende Rſpr. an ſtarker Überlaftung leidenden allgemeinen Zeit⸗ 
ſchriften demzufolge die Aufgaben der ausreichenden Wiedergabe der 
Rſpr. des OLG. nicht mehr übernehmen können. a 

Die Art, wie durch trefffiche Artikel und gute Überſicht die 
überdies auch äußerlich gut ausgeſtattete neue Zeitſchrift dieſe Auf“ 
gabe zu erfüllen beginnt, berechtigt zu der Erwartung weiteren er⸗ 
freulichen Gedeihens. D. S. 


Kleinere Aufſätze. 


Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft. 


Gegenüber der Auffaſſung des KG.: JW. 1927, 132223, daß 
8 751 Abſ. 2 auf die Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft doch anwend⸗ 
bar ſei, verweiſe ich auf die überzeugenden gegenteiligen Ausführungen 
des AGR. Wunderlich in JW. 1926, 2560 unter V und die Auf⸗ 
ſätze von James Breit in Nr. 4 u. 5 der JurR. 1926. 
Dort iſt eingehend dargelegt worden, daß die Beſtimmung des 8 751 
Abſ. 2 auf die hier fragliche Sicherheitsleiſtung ſchlechterdings unanwend⸗ 
bar ſei. Dieſe Beſtimmung iſt offenbar auf die früher allein zu⸗ 
läſſige normale Art der Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung 
von Geld oder Wertpapieren zugeſchnitten, worüber der Gläubiger 
eine öffentliche Urkunde (die Hinterlegungsquittung) erhielt. Dieſe 
hatte er, um der Vorſchrift des $ 751 Abſ. 2 zu genügen, dem 
Schuldner vor Beginn der Zwangsvollſtreckung in Urſchrift oder be⸗ 
glaubigter Abſchrift zuzuſtellen. Auf die Sicherheitsleiſtung durch 
Bürgſchaft paßt dieſe Vorſchrift deshalb nicht, weil nach allgemei⸗ 
ner Anſicht die Hinterlegung der Bürgſchaftsurkunde durchaus nicht 
notwendig, ſondern ein mehr oder weniger überflüſſiger Akt it. 
Demgemäß bezweifelt auch das OLG. Dresden in der don Breit 
d. a. O. 5 S. 214/15 abgedruckten Entſch., daß der 8 751 Abſ. 2 
überhaupt anwendbar ſei. 

Wenn demgegenüber das KG.: JW. 1927, 1323 erklärt, der 
8 751 Abſ. 2 ſei auch bei der Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft 
„in einem gewiſſen Umfange“ im Intereſſe des Schuldners an⸗ 
zuwenden, indem ihm die Bürgſchaftserklärung mittels öffentlicher 
Urkunde zugeſtellt ſein müſſe, ſo kann ich dem nicht beitreten. 
Dieſe Anſicht widerſpricht der Entſtehungsgeſchichte des § 751 
Abſ. 2, der ſich offenbar nur auf die Zuſtellung der Hinter⸗ 
legungsquittung bezieht (f. oben). Zwar ſind auch Wunderlich 
und Breit ſowie das OLG. Dresden der Meinung, daß die 


Bürgſchaftsurkunde dem Gegner zugehen muß, aber nur aus dem 
zweifellos richtigen Geſichtspunkte, daß zivilrechtlich die Ba 
ſchaft ein Vertrag zwiſchen Bürgen und Schuldner iſt, ſo daf 
der Gegner des Bürgen ſelbſtverſtändlich Kenntnis von der Bird“ 
ſchaftserklärung erhalten muß. Weil die Zuſtellung dieſer Erklä⸗ 
rung aber in den häufigen Fällen, wo gegen im Auslande befinde 
liche oder unbekannt abweſende Schuldner vollſtreckt oder ein rel! 
vollzogen werden ſoll, unmöglich iſt und dadurch die vom Geſes 
doch allgemein zugelaſſene Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft völlig 
illuſoriſch wird, hat das Präſidium des LG. Bremen ja gerade eine 
Garantie⸗Erklärung entworfen, die ſich zivilrechtlich nicht als 
Bürgſchaft, ſondern als Vertrag zwiſchen dem Garanten und em 
Gläubiger zugunſten des Vollſtreckungsſchuldners darſtellt und des 
halb dem letzteren zivilrechtlich nicht zuzugehen braucht (vgl. meinen 
Aufſatz in JW. 1927, 1306). 

Jedenfalls bleiben erhebliche Zweifel an der unbedingten Note 
wendigkeit einer Anwendung des $ 751 Abſ. 2 beftehen; man kant 
ſie mit guten Gründen verneinen. Iſt das aber der Fall, ſo wer, 
den wir in Bremen bei unſerer für die Praxis unbedingt erfor⸗ 
derlichen Auffaſſung bleiben, denn es kommt doch im Rechtsleben 
immer und überall darauf an, den praktiſchen Weg zu wählen une 
ihn ſich nicht durch theoretiſche Bedenken zu verbauen. Das ur 
tereſſe des Schuldners erfordert es durchaus nicht, daß ihm die ur 
klärung vorher zugeht. Die Hauptſache ift, daß er durch einen 5 
wandfreien Rechtsakt vor den Folgen einer unberechtigten Zwang? 
vollſtreckung oder Arreſtvollziehung geſchützt wird, und das iſt ve 
der in Bremen jetzt üblichen Garantie⸗Erklärung der Fall. 

Selbſt wenn übrigens die Anwendung des § 751 A . 2 un? 
abweisbar wäre, jo würde das Bremer Verfahren dennoch 1 
falls für die in der Praxis ſehr wichtigen Fälle eines Arreſſe 
oder einer einſtweiligen Verfügung gegen im Auslande befindli 


1 


9 


56. Jahrg. 1927 Heft 43 


Kar unbekannt abweſende Schuldner brauchbar fein. Nach 8 929 
5 PO. iſt die Vollziehung des Arreſtes ſchon vor der Zu⸗ 
Hi Hung des Arreſtbefehls an den Schuldner zuläſſig. Aus dieſer Be⸗ 
ng hat die Praxis ſchon früher den Schluß gezogen, daß vor 
= de ollziehung nur die Sicherheit geleiſtet, nicht aber eine Ur⸗ 
19 e hierüber zugeſtellt zu werden braucht, da ſonſt der ganze 
G ech des durch RGeſ. v. 30. April 1886 hinzugefügten Abſ. 3 
Heemöglichung der Arreſtvollziehung gegen Schuldner ausländiſchen 
Wer unbekannten Aufenthalts) vereilelt werden würde (Stein⸗ 
Fi En, 6. u. 7. Aufl. Aum. III zu 8929; SA. 44 Nr. 152; SU. 
* Nr. 68). Läßt man in dieſen Fällen nur eine Sicherheitsleiſtung 
rd Bürgſchaft zu, ſo muß trotz der vorſtehenden Ausfüh⸗ 
en die Bürgſchaftsurkunde dem Gegner vor der Arreſtvoll⸗ 
— zugehen, weil das aus zivilrechtlichen Gründen not⸗ 
gl iſt. Anders bei der in Bremen üblichen Garantie⸗Erklä⸗ 
Be Dieſe iſt ein Vertrag zugunſten des Schuldners und braucht 
ger zivilrechtlich dem Gegner nicht zuzugehen, da er auch ohne 

untnis von derſelben unmittelbare Rechte gegen den Garanten 
gemäß § 328 BGB. erwirbt. 

LG Dir. Bredenkamp, Bremen. 


Sicherungsübereignungen von Fachgeſamtheiten. 


reid Sicherungsübereignungen von Sachgeſamtheiten werden in zahl⸗ 
ichen Fällen von den Gerichten für ungültig erklärt. In der Regel 
ze die richterliche Prüfung des Übereignungsvertrags ſtatt, wenn 
ik Gläubiger gegen denjenigen, der die Sachgeſamtheit einem Dritten 
ein eignet und deren unmittelbaren Beſitz vom Dritten zufolge Vers 
inbarung eines Rechtsverhältniſſes der im $ 930 BGB. bezeichneten 
— überlaſſen erhalten hat, die Zwangsvollſtreckung in die unter 
Art Sachgeſamtheit fallenden einzelnen Gegenſtände betreibt und der 
= tte als Reklamant der Pfandſtücke die Klage aus 8 771 38. 
debt. Von Erfolg kann eine ſolche Klage nur fein, wenn in for⸗ 
ee: wie materieller Beziehung der Sicherungsübereignungsvertrag 
n geſetzlichen Erforderniſſen entſpricht. 
15 J. Der Leiſtungsgegenſtand muß beſtimmt fein. Es genügt 
hl wenn der Veräußerer ganz allgemein die Warenvorräte und 
xy Einrichtung ſeines Geſchäfts ſowie ſein Privateigentum über⸗ 
et. Ließe ſich in einem ſolchen Fall vielleicht auch mit Hilfe der 
1 Gäftsbücher ein genauerer Begriff der übereigneten Warenvorräte 
ind Geſchäftseinrichtung finden, ſo würde doch der weitere Ausdruck 
Privateigentum“ jo ungenau fein, daß darunter zwar alles ſonſtige 
tum des Veräußerers verſtanden werden könnte, aber in keiner 
ran beſtimmbar wäre, welche Einzelgegenſtände darunter fielen. 
1 forderlich iſt, daß zwiſchen den Vertragſchließenden darüber Ein⸗ 
erſtändnis herrſcht, welch einzelne Sachen zu der übereigneten Sach⸗ 
elamtheit zur Zeit des Verkragsſchluſſes gehören. Das NG. ſieht 
& ſes Erfordernis als erfüllt an, wenn die unter die übereiguete 
Räd gemeinſchaft fallenden Sachen durch genaue Bezeichnung der 
non lichkeit, in der fie ſich befinden, ausreichend individualiſiert find, 
> 1 B. im Falle der Übereignung eines Warenlagers darüber 
Pi Zwei el beſteht, daß damit alle in einem beſtimmten Raum, 
Da im Laden des Veräußerers zur Zeit des Vertragsſchluſſes ent⸗ 
ei enen Sachen veräußert ſein ſollen (SW. 1912, 144). Solange in 
1 85 ſolchen Fall das Warenlager keine Ergänzung erfährt, bleibt 
\ Beſtimmtheit des Leiſtungsgegenſtandes beſtehen und die Siche⸗ 
gsübereignung gültig. Das wird aber anders, wenn dem Waren⸗ 
1 8 neue Warenmengen zugeführt und ihm einverleibt werden. Dann 
auß nicht mehr, wie der Vertrag feſtſetzte, alle im Laden des Ver⸗ 
. ur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhandenen Sachen, ſondern 
ein ein Teil übereignet, der indes in Anſehung der dazugehörigen 
zelnen Stücke durch das Hinzutreten neuer Beſtände ungewiß ge⸗ 
lige iſt. Die Beſtimmtheit des Leiſtungsgegenſtandes, die erforder- 
unter oukretifierung der Waren, die der Sicherungsübereignung 
gülti tegen, iſt weggefallen und damit die Sicherungsübereignung un⸗ 
Art geworden. Häufig kommt es vor, daß ein Warenlager in der 
als zur Sicherung übereignet wird, daß ſowohl die gegenwärtigen, 
fallen uch die zukünftigen Beſtände in das Eigentum des Erwerbers 
eines ſollen und dem Veräußerer geſtattet ift, fortlaufend innerhalb 
0 ordnungsgemäßen Geſchäftsgangs Waren aus den Beſtänden frei 
In äußern. Daß eine Sicherungsübereignung an künftig ein⸗ 
0 en Sachen gültig ift und der Erwerber an den neu an⸗ 
Ei ten Stücken mit ihrer Einverleibung in die alten Beſtände 
* erwirbt, ſteht nach der Rſpr. des NG. feſt. Vorausſetzung 
Eint ur, daß der Eigentumsübertragungswille des Veräußerers bei 
8 ritt des neuen Erwerbs fortdauert und durch Vereinigung der 
en Stlicke mit dem alten Beſtand oder durch Eintragung in das 
A Sigentum des Dritten enthaltende Beſtandsverzeichnis erkennbar 
Nh usdruck kommt (Gruch. 57, 434; JW. 1911, 762; 1912, 144; 
113,57 JW. 1926, 2681). 


Rn Wird in der vorſtehend geſchilderten Art ein ſtets wechſelndes, 
es Werliches Warenlager übertragen, dann bleibt die Beſtimmtheit 
Leiſtungsgegenſtandes gewahrt, wenn nicht nachträglich Waren⸗ 
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beſtände hinzutreten, an denen ſich die Verkäufer das Eigentum vor⸗ 
behalten haben. Tritt dieſer Fall ein, dann ſind nicht mehr die ge⸗ 
ſamten gegenwärtigen wie zukünftigen Warenbeſtände, ſondern nur 
noch ein in Anſehung der dazugehörigen einzelnen Stücke ungewiſſer 
Teil übereignet; dann iſt die erforderliche Konkretiſierung der von 
der Sicherungsübereignung betroffenen Waren weggefallen und damit 
die Sicherungsübereignung ungültig geworden. 

Dieſe Folge tritt aber nicht ein, wenn derjenige, der die gegen⸗ 
wärtigen und künftigen Beſtände eines Warenlagers übereignet er⸗ 
hält, zur Zeit der Einbringung der neuen unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferten Waren jenen Vorbehalt nicht gekannt hat, die Unkenntnis 
auch nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht. Dann hat er gutgläubig 
Eigentum erworben, und da ſolchenfalls auch der Gegenſtand der 
Übereignung die geſamten Warenbeſtände umfaßt hat, iſt ſeine Be⸗ 
ſtimmtheit gewahrt und damit die Sicherungsübereignung gültig ge⸗ 
blieben (RG. 113,57 = JW. 1926, 2681). 

II. Die Frage, ob im Falle einer Sicherungsübereignung, die 
ſich als Vermögensübernahme gem. 8419 BGB. darſtellt, die Ein⸗ 
rede aus dieſer Geſetzesſtelle, nämlich die Mithaftung des Vermögens⸗ 
übernehmers der auf das Eigentum desſelben gegründeten Klage 
aus 8 771 3PO. entgegengeſetzt werden kann, iſt ſtreitig. Eine Ver⸗ 
mögensübernahme liegt vor, wenn der Übernehmer durch Vertrag das 
Vermögen eines anderen übernimmt. Wenn ein Geſchäftsmann ſein 
Warenlager, die Außenſtände und das Geſchäftsinventar übereignet, 
ſo umfaſſen dieſe Vermögenswerte im Zweifel ſein geſamtes der 
Zwangsvollſtreckung unterliegendes Vermögen und bilden ſonach ſein 
„Vermögen“ i. S. des 8 419 BGB. Wenn der Übernehmer einzelne, 
im Verhältnis zum Ganzen unbedeutende Vermögensſtücke des anderen 
Teils nicht mit übernimmt, wie z. B. die zum perſönlichen Gebrauch 
des anderen beſtimmten oder ſonſtige der Pfändung entzogene Sachen, 
ſo handelt es ſich trotzdem um die Übernahme eines Vermögens i. S. 
jener Geſetzesſtelle (RG. 69, 419 JW. 1909, 11 und 80, 260 JW. 
1913, 26). Daraus, daß der Übernehmer gem. § 419 BGB. von dem 
Abſchluß des Vertrags ab für die Schulden des bisherigen Schuldners 
mit dem Beſtand des übernommenen Vermögens haftet, wird ge⸗ 
folgert (JW. 1912, 337; OLG Rſpr. 29, 193), daß er gegen eine etwaige 
Zwangsvollſtreckung, die ein Gläubiger gegen den bisherigen Schuld⸗ 
ner in die übereigneten Gegenſtände betreibt, ungeachtet ſeines Eigen⸗ 
tums an denſelben Widerſpruch nicht erheben könne, weil er mit ihnen 
dinglich für die Schulden hafte. Dem iſt nicht beizupflichten. Die 
3 PO. geht grundſätzlich davon aus, daß die Zwangsvollſtreckung 
nur gegen den erfolgen kann, der im Urt. zur Leiſtung oder Dul⸗ 
dung der Vollſtreckung verurteilt oder gegen den das Urt. vermöge 
ſeiner Klauſel gem. 8 727 ZPO. vollſtreckbar iſt. Solange alfo ein 
Titel gegen ihn nicht vorliegt, iſt der Vermögensübernehmer, mag 
er auch neben dem bisherigen Schuldner mitverpflichtet ſein und mit 
den Pfandſtücken dem Pfandgläubiger haften, nicht verpflichtet, die 
Zwangsvollſtreckung in die ihm übereigneten Sachen zu dulden (vgl. 
Stein⸗Jonas, ZPO. 1926, S. 548 und die dort angeführte 
Rſpr.). Er iſt Dritter i. S. des 8 771 ZPO. und zur Erhebung der 
Widerſpruchsklage berechtigt. Will der Pfandgläubiger auch gegen 
den Vermögensübernehmer die Zwangsvollſtreckung betreiben, ſo 
braucht er zwar nicht eine Klage wider ihn zu erheben, muß ſich 
aber von dem gegen den bisherigen Schuldner ergangenen Urt. gem. 
8729 3 PO. gegen den Übernehmer eine vollſtreckbare Ausfertigung 
erteilen laſſen. Solange dieſe nicht vorliegt, kann der Vermögens⸗ 
übernehmer unter Bezugnahme auf fein Eigentum die Unzuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtrechung in die ihm übereigneten Sachen betreiben. 
Liegt ſie aber vor, dann iſt dem Vermögensübernehmer, da er Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner, kein Dritter i. S. des 8 771 BRD. mehr iſt, die 
Reklamationsklage verſagt. 


III. Von den ſonſtigen Einwendungen, die einer auf die Siche⸗ 
rungsübereignung gegründeten Reklamationsklage entgegengeſetzt wer⸗ 
den können, ſind, abgeſehen von den aus dem AnfG. v. 21. Juli 1879 
hergeleiteten, am häufigſten die, daß ein Scheingeſchäft vorliege oder 
der Sicherungsübereignungsvertrag gegen die guten Sitten verſtoße, 
ſei es, weil er den Schuldner wirtſchaftlich in einer über das erlaubte 
Maß hinausgehenden Weiſe binde oder weil er eine Kredittäuſchung 
der anderen Gläubiger enthalte. 


Scheingeſchäft iſt anzunehmen, wenn die Parteien eine Anderung 
des Eigentums nicht gewollt haben. Bei einer ganz allgemein aus⸗ 
geſprochenen Übereignung einer Sachgeſamtheit ohne genaue Bezeich⸗ 
nung der darunter fallenden Stücke iſt grundſätzlich die Ernſtlich⸗ 
keit des Übertragungswillens zu bezweifeln (RG.: Warngſpr. 1910 
Nr. 404). Mit der ernſtlichen übertragung eines Warenlagers iſt es 
nicht vereinbar, wenn der Veräußerer die Befugnis erhält, die dem 
Erwerber übereigneten Waren nicht bloß im eigenen Namen, ſondern 
auch für eigene Rechnung an dritte Perſonen zu veräußern, ſo daß 
der Erlös ihm verbleibt. Daraus, daß der Veräußerer den Erlös einer 
Sache trotz ihrer an einen Dritten erfolgten übereignung behalten 
ſolle, wird mit Recht gefolgert, daß der Veräußerer in Wirklichkeit 
den Eigentumsübertragungswillen nicht gehabt hat. Erforderlich, weil 
allein mit der Annahme ernſtlicher Übertragung vereinbar, iſt im 
Fall der Übereignung eines Warenlagers die Verabredung eines Kom⸗ 
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miſſions⸗ oder ähnlichen Verhältniſſes, kraft deſſen der Veräußerer 
zwar zur Veräußerung im eigenen Namen, aber für Rechnung des 
Erwerbers berechtigt iſt (OL GRſpr. 25, 44). 

Für die unſittliche Kredittäuſchung iſt weſentlich, daß der Schuld⸗ 
ner die weſentlichen Unterlagen des Kredits einem Dritten zur Sicher⸗ 
heit übereignet hat, durch Geheimhaltung dieſer Übereignung und durch 
Weiterführung des Geſchäfts auf eigenen Namen aber den Anſchein 
der Kreditwürdigkeit und wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit erweckt. Daß 
in ſolchem die Lieferanten des Schuldners in hohem Maße gefährden⸗ 
den Sicherungsübereignungsvertrage ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
gefunden werden kann, iſt in der Rſpr. anerkannt (vgl. JW. 1924, 
176 und die dort angeführten Entſch. des RG.). Das gleiche gilt „als 
Knebelungsvertrag“ von einer Vereinbarung, durch die der Schuldner 
durch Übertragung ſeiner weſentlichen Vermögenswerte jeder geſchäft⸗ 
lichen Freiheit beraubt und einem anderen dergeſtalt unterworfen 
wird, daß er nur in Abhängigkeit von dieſem weiter arbeiten kann 
(JW. 1924, 176). Ob in den gedachten Fällen Sittenwidrigkeit vor⸗ 
liegt, iſt im Einzelfall unter Berückſichtigung aller einſchlägigen Ver⸗ 
hältniſſe zu beurteilen. 

Das RG. hat aber in feiner neuen Judikatur mit immer ſteigen⸗ 
der Entſchiedenheit Sicherungsübereignungsverträge, durch die der 
Schuldner, dem Namen nach Geſchäftsinhaber, in Wahrheit ſich der 
Herrſchaft über das Geſchäftsvermögen begeben hat, für ſittenwidrig 
erklärt. Neuerdings iſt es auf dieſem Wege noch weiter gegangen 
und hat aus dem Geſichtspunkt des Verſtoßes gegen die guten Sitten 
auch ſolche Übereignungsverträge, durch die ohne Rückſicht auf das 
gebotene Maß Sicherheiten übereignet wurden, die den gewährten 
Kredit weit überſtiegen, die Rechtswirkſamkeit verſagt. 

IV. So Kraftvoll hiernach, wie die vorſtehenden Ausführungen 
ergeben, die Rſpr. den Auswüchſen der Sicherungsübereignung ent⸗ 
gegentritt, ſo bleibt doch die Tatſache beſtehen, daß die Sicherungs⸗ 
übereignung als ſolche ſchwere Schäden für diejenigen in ſich birgt, 
die mit dem Schuldner in rechtsgeſchäftlichen Verkehr treten und ihm 
auf Kredit Waren liefern. Seit 1½ Jahrzehnt bemühen ſich Wirt⸗ 
ſchaft und Rechtswiſſenſchaft mit Löſung des Problems, wie dieſen 
Schäden am beſten zu begegnen ſei. 

Das Regiſterpfandrecht, deſſen Einführung den Gegenſtand des 
gegenwärtig dem volkswirtſchaftlichen Ausſchuß des deutſchen Reichs⸗ 
tags zur Beratung vorliegenden Antrags Keinath u. Gen. bildet und 
deſſen Inhalt iſt, daß unter gänzlichem Wegfall der Sicherungs- 
übereignung an beweglichen Sachen ein Pfandrecht begründet werden 
kann, der Pfandvertrag beim Regiſtergericht niederzulegen und in 
das Regiſter einzutragen iſt, hat in den Kreiſen der Wirtſchaft keine 


günſtige Aufnahme gefunden. Es wird unter Hinweis auf die ſo 
häufig vorkommenden Verkäufe mit Eigentumsvorbehalt und die 
ebenſo häufigen Kommiſſionsgeſchäfte geltend gemacht, daß auch bet 
Einführung der Regiſterpflicht der kreditgewährende Lieferant ſich 
nicht immer darauf verlaſſen darf, daß ſeinem Abnehmer die in ſeinem 
unmittelbaren Beſitz befindlichen Sachen auch wirklich zum Eigentum 
gehören. Und in der Tat gibt die Tatſache, daß es ungeachtet des 
Regiſterpfandrechts rechtliche Möglichkeiten gibt, den Waren? 
lieferanten die wahren Vermögensverhältniſſe des Schuldners, insbeſ. 
ſein mangelndes Eigentum an den in ſeinem Beſitz befindlichen Sachen 
zu verheimlichen, den Befürwortern des Regiſterpfandrechts ernſtlichen 
Anlaß zur Prüfung der Frage, ob nicht durch weitgehende Ausnutzung 
jener rechtlichen Möglichkeiten die praktiſche Anwendung des Regiſter“ 
pfandrechts zum mindeſten ftark eingeſchräntt und fo der mit Ein⸗ 
führung desſelben angeſtrebte Zweck, die kreditgewährenden Waren? 
lieferanten vor Schaden zu bewahren, nur unvollkommen erreicht wird. 
Die Befürchtungen in dieſer Richtung ſind um ſo begründeter, als die 
Kreditfähigkeit des Schuldners, der an den in ſeinem Beſitz befind⸗ 
lichen Sachen ein Regiſterpfandrecht begründet und damit feine un“ 
günſtige wirtſchaftliche Lage offenbart hat, eine ſtarke Einbuße er⸗ 
leidet und er inſolgedeſſen an der Beſtellung eines ſolchen Regiſter⸗ 
pfandrechts kein Intereſſe haben kann. Da das Geſchäftsleben nach 
Überwindung der Inflationszeit ſich wieder gefeſtigt hat, infolge der 
herrſchenden Geldnot des Kredits aber dringend bedarf, fo müſſen vom 
Standpunkt der Volkswirtſchaft aus alle Maßnahmen, die die Kredit⸗ 
möglichkeiten durch geſetzgeberiſche Eingriffe einſchränlen, unterbleiben, 
Und da auch ein Intereſſe der Geſamtwirtſchaft daran beſteht, daß 
der Gewerbetreibende, der durch irgendwelche Umſtände geſchäftliche 
Verluſte erlitten hat und behufs Erlangung des zu ſeiner Sanierung 
notwendigen Kredits ſein Geſchäftsvermögen verwenden muß, ſeine 
Exiſtenz zu feinem und feiner Gläubiger Vorteil wieder aufrichte un 
hieran nicht durch Maßnahmen, die ihm die Kreditquellen verſchließen, 
verhindert werde, fo iſt es durchaus verſtändlich, wenn weite Kreil 
des Handels dem den Kredit aufs ſchwerſte erſchütternden Regiſter⸗ 
pfandrecht ablehnend gegenüberſtehen. Diejenigen, die ſich neuerdings 
zu der Frage geäußert haben (Meyerftein: JW. 1926, 529, 
Bovenſiepen: Dag. 1927, 1 f.), find gleichfalls der Meinung, daß 
ſchwere Bedenken der Einführung des Regiſterpfandrechts entgegen“ 
ſtehen. Soviel ſich überſehen laßt, hat es nirgends viel Anklang ge⸗ 
funden. Daß ſeine Einführung von der Reichsregierung, die die Vor 
lage einer Denkſchrift über die Materie zugeſagt hat, empfohlen werde 
beſteht im Hinblick auf die ſchweren Nachteile, die es mit ſich führt, 
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Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 

I. Materielles Recht. 

1. 8136 BG B. 

1. Das dem Käufer eines Grundſtücks durch 
einſtweilige Verfügung auferlegte Erwerbs⸗ 
verbot macht ſeine Eintragung als Eigentümer 
relativ unwirkſam. 

2. Das Verbot wird mit dem Beginn der Zu⸗ 
ſtellung wirkſam, alſo bei Zuſtellung im Aus⸗ 
land mit dem Antrag auf deren Vermittlung. 

3. Die dem zugeſtellten Verbot zuwider⸗ 
laufende Eintragung kann kondiziert werden. 

4. Das Erwerbsverbot iſt auf Antrag des 
Verkäufers einzutragen.] 7) 

Durch notariellen Vertrag v. 26. Okt. 1922 verkaufte der 
Kl. ein ihm gehöriges Grundſtück an den Kaufmann Joel M. 
in O. (Polen) und ließ es ihm auf. Der beurkundete Kauf⸗ 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


preis war in Wirklichkeit höher vereinbart. Nach Abſchluß des 
Kaufvertrags bekam der Kl. Reue wegen des Verkaufs. Er er 
wirkte durch den Bekl. als feinen Prozeßbevollmächtigten al 
14. Nov. 1922 eine einſtweilige Verfügung, durch die dem 
Käufer aufgegeben wurde, ſich bei Vermeidung einer Haft. 
ſtrafe des Antrags auf Eintragung des Eigentumgübergamge? 
zu enthalten, für den Fall aber, daß der Antrag bereits 9 
ſtellt ſein ſollte, ihn bis zur rechtskräftigen Entſch. eines 
gleichzeitig anhängig gemachten Rechtsſtreits zurückzuziehen. 
Durch eine weitere einſtweilige Verfügung, die der Bell. 10 
wirkt hatte, v. 16. Nov. 1922 wurde das Grundbuchamt er⸗ 
ſucht, dem Antrage des Grundſtückskäufers auf Eintragung 
als Eigentümer nicht ſtattzugeben. Der Bekl. übergab = 
beglaubigten Abſchriften der beiden einſtweiligen Verfügung 
zur Zuſtellung an M. einem Gerichtsvollzieher, der ſie © 
Einſchreibebriefe an M. in O. zur Poſt gab. Ein Verſuch, en 
Zuſtellung in anderer Weile zu bewirken, iſt nicht gema 
worden. Dem Grundbuchamt legte der Bekl. beglaubigten , 
ſchriften der einſtweiligen Verfügungen vor und teilte ihm 111 
daß die Nichtigkeit des Kaufvertrags geltend gemacht wer 5 
Das Grundbuchamt trug jedoch auf Drängen des Notars, D, 
den Kaufvertrag beurkundet hatte, am 16. Dez. 1922 den KU 


it, 


belt 
Die außerordentlich lehrreiche und gut begründe! 


Zu 1. nden 


Entſch. ſtellt eine wichtige und glückliche Fortbildung des gelte 
Rechts dar und entſpricht den beſten Traditionen des RG. 10 
Den Tatbeſtand bildet der bekannte Fall, daß in einem note, 
riellen Grundſtücks kaufvertrag der Preis zu niedrig angegeben, ie 
Auflaſſung aber bereits erklärt iſt und der Verkäufer verſucht, 


. Iabıg. 1927 Heft 43 


fer M. 


vn der Bekl. gleichfalls den Kl. vertrat, klagte dieſer gegen 
Ve auf Feſtſtellung der Nichtigkeit des Kaufvertrags und 
9 teilung zur Einwilligung in die Wiedereintragung des 
„ als Eigentümer. Das LG. wies ab. Die Berufung des 


dieses Erfolgs nur dann verhindert worden wäre, wenn die 
uſtweilige Verfügung v. 14. Nov. 1922 in rechtswirkſamer 
x eiſe zugeſtellt worden wäre. In dem gegenwärtigen Rechts⸗ 


Be macht der Kl. wegen der unrichtigen Zuſtellung der bei- 


den 


Iaffung einer rechtsgültigen Zuſtellung ſei die Eintragung des 
Gr. in das Grundbuch erfolgt und ſein Eigentum an dem 
ö u ift in allen In⸗ 
danzen verurteilt worden. Das BG. erblickt eine fahrläſſige 
ung dung der de 
y negenden Sorgfaltspflicht darin, daß der Bekl. unter ſchuld⸗ 
Alter Außerachtlaſſung der 88 199 ff., 207 i. Verb. m. § 203 
14 SED. die Abſchrift der einſtweiligen Verfügung vom 
lich Nov. 1922 — diejenige v. 16. Nov. erklärt es für recht⸗ 
1 bedeutungslos — dem Gerichtsvollzieher zur Zuſtellung 
den einfachen Einſchreibebrief an den im Auslande wohnen⸗ 
Fri Antragsgegner übergeben ließ, wodurch die einmonatliche 
Diet der 88 929 Abſ. 2, 936 3 O. nutzlos verſtrichen if. 
nee Feſtſtellung eines vertraglichen Verſchuldens des 
agten läßt keinen rechtlichen Irrtum erkennen. Der 
des angriff der Reviſion richtet ſich gegen den Ausſpruch 
Ver Beh., daß die unterlaſſene Zuſtellung der einſtweiligen 
derfügung v. 14. Nov. 1922 den dem Kl. erwachſenen Scha⸗ 
17 mitverurſacht habe, und daß der Kl. ſein Eigentum an 
Ha Grundſtück bei rechtzeitiger und rechtswirkſamer Zuftel- 
[0,9 der einſtweiligen Verfügung v. 14. Nov. 1922 nicht ver⸗ 
Bi hätte. Hierzu ift folgendes auszuführen: In der Rſpr. 
we RG. iſt anerkannt, daß gemäß § 313 S. 2 BGB. ein 
172505 unrichtiger (zu niedriger) Angabe des Kaufpreiſes in 
Fk notariellen Urkunde nichtiger Kaufvertrag über ein Grund⸗ 
Auft. nem ganzen Inhalte nach rechtsgültig wird, wenn die 
ten affung erklärt und auf Grund dieſer Auflaſſung die Ein- 
Rd der Rechtsänderung in das Grundbuch erfolgt ift 
1 104, 1021) und 296). Das RG. hat aber ferner aus⸗ 
a ſprochen, daß eine auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags 
Eigedebene Auflaſſungserklärung bis zur Eintragung des 
320 ntumsübergangs kondiziert werden kann (RG. 108, 
hat ) 109, 3543); 111, 101). Dieſen Kondiktionsanſpruch 
1095 der Kl. in dem Vorrechtsſtreit geltend gemacht, er iſt 
er > damit weder bis zur Eintragung des Grundſtücks⸗ 
wurebers im Grundbuch noch ſpäter durchgedrungen, vielmehr 
e ſeine Klage abgewieſen. Zur Sicherung ſeines Kon⸗ 
Verfensanſpruchs hatte aber der Kl. weiterhin die einſtweilige 
ir igung v. 14. Nov. 1922 erwirkt, durch die dem Antrags⸗ 
des r. aufgegeben wurde, ſich des Antrags auf Eintragung 
daß igentumsüberganges zu enthalten, für den Fall aber, 
kräften Antrag bereits geſtellt ſein ſollte, ihn bis zur rechts⸗ 
dieſ igen Entſch. über den Vorrechtsſtreit zurückzuziehen. Die 
men . Antrag ſtartgebende einſtweilige Verfügung iſt im Rah⸗ 
Taf; des 8 935 und 938 Abſ. 2 ZPO. ergangen, an ihrer Zu⸗ 
tet iſt nicht zu zweifeln. Nach der Auslegung, die das 
und dieſer einstweiligen Verfügung gibt, geht jedoch ihr Sinn 
nicht , de Tragweite über den Wortlaut hinaus; fie enthält 
nur das gerichtliche Verbot an den Erwerber des Grund⸗ 


kme Angel der Form heilende Eintragung des Käufers als Eigen⸗ 
ein ( n Grundbuch zu hindern. Die erſten Verſuche, das Ziel durch 
ſcheite n tragungsverbot gegen das GBA. zu erreichen, mußten daran 


N daß das GB. als unbeteiligte Behörde nicht der richtige 
1927 Unngner der einſtw. Verf. ift (vgl. dazu neuerdings RG.: JW. 
. Seitdem iſt meiſt dem Kaufer durch einſtw. Verf. 
8 Kai worden, ſich das Eigentum an dem Grundſtück zu ver⸗ 

oder den Antrag auf Eintragung im Grundbuch zu ftellen, 


oder geboten, den bereits geſtellten Antrag zurückzunehmen. So auch 


) JW. 1922, 1196. ) JW. 1924, 1427. ) JW. 1925, 1110. 


Rechtſprechung 


Bekl. vertragsmäßig dem Kl. gegenüber 
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ſtücks, verfahrensrechtlich Anträge bei dem Grundbuchamt nach 
§ 13 Abſ. 1 GBD. zu ſtellen, und dadurch die Rechtsfolgen 
aus der Auflafjung gemäß 88 873, 925 BGB. herbeizuführen, 
ſondern ſie enthält zugleich ein, in die Erwerbsmöglichkeit des 
Käufers eingreifendes Verbot des Inhalts, daß der Käufer 
das Grundſtück nicht erwerben durfte. Dieſe Auslegung der 
einſtweiligen Verfügung durch das BG. iſt tatſächlich und 
rechtlich durchaus möglich und läßt keine Verletzung von Aus⸗ 
legungsregeln oder ſonſtigen Rechtsgrundſätzen erkennen. Steht 
aber hiernach feſt, daß die einſtweilige Verfügung v. 14. Nov. 
1922 in dem weiteren Sinne eines an den Grundſtückserwerber 
gerichteten Verbots, ſich das Eigentum an dem Grundſtück zu 
verſchaffen, ausgelegt werden muß, fo hat ſie materiell- 
rechtliche Bedeutung; ſie unterſagt dem Käufer, die 
Eintragung im Grundbuch herbeizuführen und dadurch die 
durch die Einigung der Vertragsteile angebahnte Rechtsände⸗ 
rung und ſeinen eigenen Rechtserwerb zur Vollendung zu 
bringen. Von derartigen einſtweiligen Verfügungen, die ein 
Verbot materiell⸗rechtlichen Inhalts ausſprechen, nimmt aber 
die neuere Rſpr., namentlich diejenige des KG. und anderer 
OLG. an, daß ſie die Befugnis des Erwerbers, ſich das Eigen⸗ 
tum zu verſchaffen, beſchränken, daß ſie daher ein von dem 
Grundbuchrichter zu beachtendes Eintragungshindernis be⸗ 
gründen (Ring, Jahrb. f. Entſch. d. RG. 1, 379 und 383: 
JW. 1923, 763 unde 764; vgl. die übrigen bei Güthe⸗ 
Triebel, GBO. 4. Aufl. Bd. 2 S. 1708, 1709 zit. Entſch. 
und Schriftſteller, auch RG. 103, 114 und 116). Dieſer Rſpr. 
tritt der erk. Sen. in ihrem Endergebnis bei und nimmt mit 
Güthe⸗Triebel (a. a. O.) an, daß ſie einem Verkehrs⸗ 
bedürfnis entſpricht und als eine ihm dienende Fortentwicklung 
des geltenden Rechts anzuſehen iſt. Ihren inneren Rechts⸗ 
grund und damit ihre Rechtfertigung findet dieſe Rſpr. in 
folgenden Erwägungen: Das BGB. kennt — abgeſehen von 
den unbedingten geſetzlichen Verboten des § 134 — lediglich 
geſetzliche Veräußerung sverbote, die nur den Schutz be⸗ 
ſtimmter Perſonen bezwecken und dagegen verſtoßende Ver⸗ 
fügungen nur dieſen Perſonen gegenüber unwirkſam machen 
(§ 135 BGB.). Dieſen geſetzlichen Veräußerungsverboten find 
in $ 136 BGB. die von einem Gericht oder von einer ande⸗ 
ren Behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Ver⸗ 
äußerungs verbote gleichgeſtellt. Gerichtliche Erwerbs- 
verbote werden im BGB. nicht ausdrücklich erwähnt, die An⸗ 
forderungen des Rechtsverkehrs nötigen jedoch dazu, ſie ent⸗ 
ſprechend zu behandeln und anzunehmen, daß ſie, ebenſo wie 
die gerichtlichen Veräußerungsverbote, eine bedingte (rela⸗ 
tive) Unwirkſamkeit gegenüber dem, dem Erwerbsverbot zu⸗ 
widerhandelnden, Grundſtückserwerber bewirken. Nach 8 938 
SPD. beſtimmt das Gericht nach freiem Ermeſſen, welche An⸗ 
ordnungen zur Erreichung des Zwecks der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung erforderlich ſind, und nach der Rſpr. können die An⸗ 
ordnungen bis zu den äußerſten Grenzen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gehen, ſie können die Individualleiſtungen in ge⸗ 
wiſſem Sinne vorweg nehmen (antizipieren) und unter Um⸗ 
ſtänden ſogar die Befriedigung des Gläubigers für ſeinen An⸗ 
ſpruch als einſtweilige Regelung verfügen (RG. 9, 334 u. a.). 
Muß ſchon hiernach der Erlaß eines Erwerbsverbots für ebenſo 
zuläſſig erachtet werden, wie der eines Veräußerungsverbots, 
fo beſtimmt Abſ. 2 des $ 938 noch beſonders, die einſtweilige 
Verfügung könne auch in einer Sequeſtration ſowie darin be⸗ 
ſtehen, daß dem Gegner „eine Handlung geboten oder ver⸗ 
boten, insbeſ. die Veräußerung, Belaſtung oder Verpfändung 
eines Grundſtücks unterſagt werde“. Auch hier iſt nur die 
Veräußerung eines Grundſtücks ausdrücklich erwähnt, die 
ganze Faſſung der Geſetzesſtelle und namentlich die Wendung 


im vorl. Falle (vgl. außer den in dieſem Urt. genannten Entſch. noch 
KG.: JW. 1923, 7634 und JW. 1924, 20476). Urſprunglich war 
der Erfolg einer derartigen einſtw. Verf. unſicher; gar manches 
GBA. hat dennoch wie in dieſem Falle die vom Käufer beantragte 
Eintragung vollzogen. Bereits die Judikatur des KG. hat ſolchen 
einſtw. Verfügungen zum Erfolg verholfen. Die vorl. Entſch. des 
RG. aber ſetzt den Schlußſtein. 


Das RG. ſieht in einer einſtw. Verf. dieſes oder ähnlichen In⸗ 
halts ein Erwerbs verbot, das es den dem BGB. allein be⸗ 
kannten Veräußerungs verboten (88 135, 136 BGB.) gleichſte 
und dem es namentlich die Wirkung eines relativ wirkenden Erwerb 
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„insbeſondere“ läßt jedoch keinen Zweifel darüber, daß die 
Aufzählung keine erſchöpfende ſein ſoll, und daß der Antrag⸗ 
ſteller durch Erlaß eines Erwerbsverbots an den Gegner ebenſo 
geſchützt werden kann, wie umgekehrt der Erwerber durch Er⸗ 
laß eines Veräußerungsverbots. Dann fehlt es aber an jedem 
inneren Grunde, die bürgerlich-rechtlichen Wirkungen, die an 
Zuwiderhandlungen gegen gerichtliche Veräußerungsverbote 
geknüpft ſind, nicht ſinngemäß auch auf gerichtliche Erwerbs⸗ 
verbote zu übertragen. Demgemäß muß mit dem BR. an⸗ 
genommen werden, daß die einſtweilige Verfügung v. 14. Nov. 
1922 ein von dem Grundbuchamt zu beachtendes Eintragungs⸗ 
hindernis ſachlich-rechtlicher Art geſchaffen hat, und daß eine 
gegen das Erwerbsverbot verſtoßende Verfügung des Grund⸗ 
ſtückskäufers dem Kl. gegenüber unwirkſam geweſen wäre. 
Daraus ergibt ſich als Rechtsfolge auch die relative Unwirk⸗ 
ſamkeit einer gleichwohl erfolgenden Eintragung der Rechts⸗ 
änderung im Grundbuch dem Kl. gegenüber. Selbſtverſtänd⸗ 
liche Vorausſetzung für den Eintritt dieſer Rechtsfolgen auf 
Grund der einſtweiligen Verfügung zugunſten des Kl. iſt, wie 
der BR. mit Recht annimmt, deren rechtsgültige Zuſtellung. 
(So ſchon RG.: ZW. 1913, 438 1s und RG. 67, 159%), 165 
bezüglich Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherungshypothek.) Da 
nun der Bekl. nach den getroffenen Feſtſtellungen ſchuldhafter⸗ 
weiſe verabſäumt hat, für die rechtswirkſgme Zuſtellung Sorge 
zu tragen, ſo beſteht nach der Rechtslage kein rechtliches Be⸗ 
denken gegen die Annahme des BG., daß der Bekl. den dem 
Kl. erwachſenen, gleichfalls feſtgeſtellten, Schaden zum min⸗ 
deſten mitverurſacht habe. Gemäß § 207 ZPO. wären im 
Falle der rechtswirkſamen Zuſtellung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung — ſei es im diplomatiſchen Wege (8 199 ZPO.), ſei 
es durch öffentliche Bekanntmachung (§ 203 Abſ. 2 das.) — 
die zunächſt in der Schwebe befindlichen Rechtswirkungen der 
gerichtlichen Anordnungen auf den Zeitpunkt der Einreichung 
des Geſuchs um Bewirkung der Zuſtellung zurückbezogen wor⸗ 
den, und es wäre hierdurch der etwa inzwiſchen erfolgte, dem 
Erwerbsverbot zuwiderlaufende Eintrag im Grundbuch un⸗ 
wirkſam geworden, wenn nur die Anbringung des Geſuchs 
innerhalb der in 88 929 Abſ. 2, 936 ZPO. beſtimmten ein⸗ 
monatlichen Friſt erfolgt war. Dabei wäre den Rechten des 
Kl. kein Abbruch geſchehen, wenn er etwa zunächſt Zuſtellung 
auf diplomatiſchem Wege und demnächſt — bei Nichtausführ⸗ 
barkeit — durch öffentliche Bekanntmachung nachgeſucht hätte 
(RG. 70, 2915); 105, 427). Nun enthält das BU. allerdings 
die Feſtſtellung, daß der Grundbuchrichter im vorliegenden 
Falle die einſtweilige Verfügung auch dann nicht als für ihn 
bindend angeſehen hätte, wenn eine rechtsgültige Zuſtellung 
vorgenommen worden wäre, daß er vielmehr auch in dieſem 
Falle die Rechtsänderung in das Grundbuch eingetragen hätte. 
Allein, auch dieſe Tatſache wäre nicht geeignet, den urjäch- 
lichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſchulden des Bekl. 
und dem eingetretenen ſchädigenden Erfolg als unterbrochen 
anzuſehen. Denn abgeſehen davon, daß für die Beantwortung 
der Frage des Kauſalzuſammenhangs nicht maßgebend iſt, 
welche Stellung in einem beſtimmten Einzelfall gerade das 
zur Entſcheidung berufene Gericht oder der in Betracht kom⸗ 
mende Einzelrichter zu einer Rechtsfrage einnimmt, ſondern 
daß es allgemein darauf ankommt, wie die Rechtsfrage — 
mag es ſich auch um eine rechtsbegründende Eintragung han⸗ 
deln — nach Anſicht des über den Schadenserſatzanſpruch er⸗ 
kennenden Gerichts richtig zu entſcheiden iſt (RG. 91, 164) 
und die dort angezogenen Entſch.), ſo führt das angefochtene 
Urteil in rechtlich-einwandfreier Weiſe aus, daß eine trotz 
rechtswirkſamer Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung er⸗ 
folgte Eintragung der Rechtsänderung das durch die einſt⸗ 
weilige Verfügung geſicherte Recht des Kl. nicht hätte be⸗ 


hinderniſſes und die Fähigkeit, im Grundbuch eingetragen zu wer⸗ 
den (889212), beilegt. 

Daß eine einſtweilige Verfügung auch ein Erwerbsverbot zum 
Inhalt haben kann, wird bei der allgemeinen Faſſung von 8 938 
PO. nicht beſtritten werden können. Die Gleichſtellung eines der⸗ 
artigen Erwerbsverbots mit den Veräußerungsverboten aber iſt eine 
zwar kühne, aber begrüßenswerte Fortbildung unſeres bisherigen 
Rechts. Welche weiteren Folgen dogmatiſcher und rechtsſyſtematiſcher 


„ ) JW. 1908, 47. ) JW. 1909, 203. „ JW. 1918, 181. 
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feitigen können. Ob die Annahme des BG. zutrifft, daß durch 
eine dem nur den Schutz des Kl. bezweckenden gerichtlichen 
Erwerbsverbot zuwiderlaufende Eintragung des Grundſtücks“ 
erwerbers das Grundbuch unrichtig geworden, und daß dem 
Kl. in dieſem Falle die Verichtigungsklage nach 8 894 BG. 
zu Gebote geſtanden hätte, oder ob der Kl. auf die Rechts“ 
behelfe aus 8 888 Abſ. 2 BGB. beſchränkt geweſen wäre, kann 
im vorliegenden Falle dahingeſtellt bleiben, da der Erfolg bei 
jeder der beiden Annahmen der gleiche geweſen wäre. Mag 
dem Kl. ein Berichtigungsanſpruch mit dinglicher Wirkung 
oder nur ein ſchuldrechtlicher Berichtigungsanſpruch zuge 
ftanden haben (vgl. RG. 112, 261267): die heilende Kraft 
der Auflaſſung und Eintragung gegenüber dem Formmangel 
der Vertragsurkunde (8 313 BGB.) wäre in keinem Falle 
eingetreten, denn dieſe geſetzliche Vorſchrift hat eine rechts“ 
wirkſame Eintragung in das Grundbuch zur Vorausſetzung; 
eine auch nur relativ unwirkſame Eintragung kann einem 
wegen Nichtbeobachtung der geſetzlichen Form nichtigen Ver⸗ 
trag nicht zur Rechtsgültigkeit verhelfen. Der Verkäufer des 
Grundſtücks, zu deſſen Schutz das Erwerbsverbot ergangen 
iſt, braucht die Eintragung des Erwerbers nicht gegen ſich 
gelten zu laſſen. Hätte der Grundbuchrichter trotz des wirkſam 
zugeſtellten Erwerbsverbots die Umſchreibung des Grundſtücks 
auf den Käufer vollzogen, ſo würde der Verkäufer, auch wenn 
er feine Anſprüche nicht auf 8 894 BGB. hätte ſtützen können, 
gleichwohl in der Lage geweſen fein, gegen den Käufer vor⸗ 
zugehen und dadurch den Eintritt des ihm entſtandenen Scha⸗ 
dens abzuwenden. Er hätte mit der Kondiktion die Rück 
gängigmachung der Eintragung verlangen und hätte durch 
Herbeiführung der Eintragung des Erwerbsverbots ſeinem 
Kondiktionsanſpruch die Durchführung auch gegen Dritte 
ſichern können. Denn dem 8 892 Abſ. 1 Satz 2 muß der 
Grundſatz entnommen werden, daß Dritte Beſchränkungen, 
denen eine Perſon in bezug auf die Veräußerung oder den 
Erwerb eines Grundſtücks unterliegt, im Falle ihrer Ver 
lautbarung im Grundbuch gegen ſich gelten laſſen müſſen. 
Der Rechtsſatz, daß der Kreis der dinglichen Rechte ein ge⸗ 
ſchloſſener iſt, hindert die Eintragung des Erwerbsverbots 
nicht. Denn durch dieſe Eintragung wird kein dingliches Recht 
erzeugt, ſondern es wird das Verbot nur Dritten gegenüber 
dergeſtalt wirkſam gemacht, daß ihnen die Berufung auf den 
Grundſatz des gutgläubigen Erwerbs abgeſchnitten wird. Der 
Geltendmachung des Bereicherungsanſpruchs gegen den Grund⸗ 
ſtückskäufer im Vorprozeſſe ſtand der $ 814 BGB., auf den 
ſich der Bekl. beruft, nicht im Wege; denn wie das BG. auf 
Grund der Beweisaufnahme feſtſtellt, hat der Kl. bei Abgabe 
der Auflaſſungserklärung noch keine Kenntnis davon gehabt, 
daß der Grundſtückskaufvertrag wegen unrichtiger Angabe des 
Kaufpreiſes und dadurch begründetem Formmangel nichtig 
war; der Kl. hat ſonach zur Zeit der Auflaſſung nicht gewußt, 
daß er zu der in feiner Auflaſſungserklärung liegenden Let 
ſtung nicht verpflichtet war. Aus im weſentlichen gleichen 
rechtlichen Erwägungen hat ferner der BR. zutreffend ber 
neint, daß der Kl. durch eigene Argliſt den ihm entſtandenen 
Schaden verurſacht, oder daß auch nur der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem Verſchulden des Bekl. und dem 
eingetretenen Schaden durch argliſtiges Verhalten des 

unterbrochen worden ſei. Die bloße Tatſache, daß der Kl. zur 
Erſparung der Wertzuwachsſteuer die unrichtige Angabe des 
Kaufpreiſes in dem notariellen Vertrage veranlaßt hat, reicht 
nach der Rſpr. des RG. nicht aus, um die Einrede der all 
gemeinen Argliſt zu begründen und den Verluſt des Kon“ 
diktionsanſpruchs zu bewirken. Die Berufung des Kl. auf die 
durch Formmangel bedingte Nichtigkeit des Kauſalgeſchäft⸗ 
wäre nur dann unſtatthaft, wenn der Kl. gewußt hätte, daß 
der Grundvertrag infolgedeſſen nichtig iſt, und wenn er bet 


Natur ſich daraus ergeben, wird noch weiterer Unterſuchung bedürfen. 
Jedenfalls iſt für Falle der vorl. Art dem Verkäufer, der in * 
kenntnis der Nichtigkeit des Grundſtückkaufvertrages (arg. ed > 
BOB.) die Auflaſſung erklärt hat, ein ſicherer Weg gewieſen, DI 
Eintragung des Käufers im Grundbuch zu verhindern oder die de 
noch erfolgte Eintragung unſchädlich zu machen, ſelbſt einem Dritt 
erwerber gegenüber, falls er bösgläubig oder falls das Erwerbs 
verbot in Analogie von § 892 1 2 im Grundbuch vermerkt iſt. 


Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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dem Erwerber den Glauben hervorgerufen hätte, es komme 
10 den Mangel der Form des Rechtsgeſchäfts nicht an (RG. 
2% 188?) und 357; 108, 110%); RGE. v. 4. Mai 1926 
u 302/25). Das BG. ftellt jedoch, wie bereits erwähnt, das 
egenteil feſt, und im Hinblick auf dieſe beſonderen Umſtände 
3 Falles vermag die Einrede der allgemeinen Argliſt nicht 
zurchzugreifen. Auch was die Rev. im übrigen noch gegen die 
Begründung des angefochtenen Urteils vorbringt, iſt nicht ge⸗ 
eignet, dem Rechtsmittel zum Erfolge zu verhelfen. Unbe⸗ 
gründet iſt namentlich der Vorwurf, der BR. habe ſich nicht 
nr der Frage beſchäftigt, wie der Vorprozeß bei wirkſamer 
Zustellung der einſtweiligen Verfügung richtig hätte ent⸗ 
ſchieden werden müſſen, und er habe ſich einer Prüfung der 
Anwendungen entſchlagen, die ſeitens des Bekl. im gegen» 
wärtigen Rechtsſtreit gegen den im Vorprozeſſe erhobenen 
ageanſpruch geltend gemacht worden ſeien. Die Begründung 
zes angefochtenen Urteils läßt keinen Zweifel darüber, daß 
ſich das BG. mit der Prüfung dieſer Frage befaßt, und daß 
es darin den Kernpunkt ſeiner Entſch. erblickt hat. 
(U. v. 21. Juni 1927; 282/26 III. — Berlin.) (Sch. 


2. 88 254, 839 BG B. 
1. Die Abmeſſung, inwieweit der Schaden 
von dem einen oder anderen Teile verurſacht iſt, 
letzt die Feſtſtellung von Art und Umfang des 
teeeſchuldens des zum Schadenserſatz Verpflich⸗ 
ten und deſſen urſächliche Bedeutung für den 
eingetretenen ſchädigenden Erfolg voraus. Die 
lankab pflicht des Schädigers fällt bei unter⸗ 
taſſener Rechtsmitteleinlegung des Beſchädig⸗ 
Sn nur fort, wenn dieſe für den eingetretenen 
Schaden urſächlich geweſen iſt. Beweislaſt hier⸗ 
1 855 wie für ein Verſchulden des Verletzten, hat 
er Schädiger. 
1 ., Iſt der Gedanke des 8 254 BGB. auf Ent- 
ſchädigungsanſprüche wegen Enteignung an- 
wendbar 7 7 
Das BO. iſt der Anſicht, daß, ſelbſt wenn die Behaup⸗ 
zungen des Kl. hinſichtlich der unrechtmäßigen Beſchlagnahme 
„mes Hauſes, des entſtandenen Schadens und hinſichtlich eines 
erſchuldens des betreffenden Beamten der Bekl. richtig wären, 
das Verhalten des Kl. in ſoviel höherem Maße zur Herbei⸗ 
bebrung des Schadens beigetragen hätte, als das Verhalten 
ne betreffenden Beamten, daß bie Haftung der Bekl. da⸗ 
Rea gemäß § 254 BGB. völlig beſeitigt würde. Nach dem 
echtsſtandpunkt des BG. iſt für dieſen Rechtszug davon 
auszugehen, daß dem Kl. der von ihm behauptete Schaden 
utſtanden, und daß er dadurch verurſacht worden iſt, daß ein 
i eamter der Bekl. bei der Wohnungsbeſchlagnahme mindeſtens 
laheläſſig die ihm dem Kl. gegenüber obliegende Amtspflicht 
in letzt hat. Während jedoch das BU. im einzelnen aufführt, 
welchen Handlungen und Unterlaſſungen des Kl. ein mit⸗ 


) JW. 1924, 673 


) JW. 1925, 242. 


fe Zu 2. 1. Der Rechtsgrundſatz, auf dem die Entſch. beruht, 
i dt in der Rſpr. feſt: Die Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens 
re 3 254 ſetzt grundſätzlich voraus, daß ſowohl das Verſchulden des 
an ſabpflichtigen, als das des Beſchadigten feſtgeſtellt if. Nur 
znahmsweiſe kann das feſtgeſtellte Verſchulden des Geſchädigten 
dem nur unterſtellten Verſchulden des Erſaßpflichtigen 
gegenübergeſtellt werden, wenn der unterſtellte Vorgang beſtimmt 
genug iſt, um eine überzeugende Vergleichung zu ermöglichen. Außer 
im der Entſch. ſelbſt erwähnten Urteilen, die dieſen Grundſatz 
auf Warn. 1920 Nr. 159 und LZ. 
an d 06 „Recht“ 1923 Nr. 325 verwieſen werden. Daß das RG. 
fin iefem Grundſatz feſthalt, iſt ſehr erfreulich. Je weniger den In⸗ 
Be hten die Verwendung von „Unterſtellungen“ anftatt von 
use Stellungen“ geftattet wird, um fo feſter wird der tatfächliche 
Rund der Entſch. werden. Im Zeitalter des Ausſchluſſes der 
eßniſtonsrüge aus $ 286 350. ift es beſonders wichtig, daß die Ver⸗ 
lesung eines Grundſatzes wie des hier in Frage ſtehenden als Ver⸗ 
Min des materiellen Rechtes (hier des § 254 BGB.) anerkannt 
10 ‚bat, Huber: JW. 1924, 1223). 
‚ Die Entſch. berührt auch die Frage, ob der Rechtsgedanke 
des 8,254 00g. auf den Anſpruch auf eine Enteignungsentſchädi⸗ 
offen ſinngemäß zu übertragen iſt. Das RG. läßt die Frage formell 
Mh gibt aber doch zu erkennen, daß es geneigt ift, eine entſprechende 
"wendung des 8 254 auf die Enteignungsentſchädigung nicht zu⸗ 


auf, len) 
19265106 kann hierfür noch 
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wirkendes Verſchulden an der Entſtehung und der Höhe des 
Schadens gefunden wird, fehlt es an jeder Feſtſtellung der 
Art und des Umfangs eines Verſchuldens des Erſatzpflich⸗ 
tigen bzw. des betreffenden Beamten. Es iſt auch nicht feſt⸗ 
geſtellt, welcher Beamte der Bekl. in Betracht kommt und 
worin im einzelnen die Amtspflichtverletzung zu erblicken iſt. 
Dies verſtößt gegen $ 254 BGB. Das RG. hat in ver⸗ 
ſchiedenen Entſcheidungen ausgeſprochen, daß, ſolange Art und 
Umfang des Verſchuldens eines zum Schadenserſatz Verpflich⸗ 
teten und deſſen urſächliche Bedeutung für den eingetretenen 
ſchädigenden Erfolg nicht feſtſtehen, es unmöglich iſt, zu⸗ 
verläſſig abzumeſſen, inwieweit der Schaden von dem einen 
und dem anderen Teil verurſacht worden iſt (RG.: JW. 1905, 
44 8, 49011; 1914, 4852; 1920, 553%; vgl. Warn. 1914 
Nr. 58). Nur in beſonderen Fällen, wenn der unter⸗ 
ſtellte Tatbeſtand beſtimmt genug iſt, um eine überzeugende 
Vergleichung zu ermöglichen, wenn nicht Gewiſſes mit Un⸗ 
bekanntem verglichen wird, läßt es die Rſpr. zu, von der Feſt⸗ 
ſtellung der behaupteten, die Erſatzpflicht und das Ver⸗ 
ſchulden des Erſatzpflichtigen begründenden Tatſachen abzu⸗ 
ſehen (JW. 1907, 101%; zit. IW. 1920, 5534). Ein folcher 
Ausnahmefall iſt vorliegend nicht gegeben. Die bezeichneten 
Feſtſtellungen waren um ſo weniger entbehrlich, als nach den 
Entſcheidungsgründen des BU. die ſchuldhafte Untätigkeit des 
Kl. in der Hauptſache erſt nach dem ſchadenſtiftenden Er⸗ 
eignis, der Beſchlagnahme, eingeſetzt und den Schaden nur 
vergrößert hat (§ 254 Abſ. 2 BGB.): es hätte daher einer 
näheren Darlegung bedurft, inwieweit ein Beamtenverſchulden, 
das die Entſtehung des Schadens verurſacht hat, durch ein 
lediglich in ſchuldhafter Unterlaſſung einer Schadens- 
minderung beſtehendes Verſchulden des Kl. völlig be⸗ 
ſeitigt worden iſt. Rechtlich unzutreffend iſt aber auch die 
Verwertung des in 8 254 BGB. verkörperten Rechtsgedankens 
für den Entſchädigungsanſpruch wegen Enteignung. Daß eine 
unmittelbare Anwendung des § 254 BGB. auf den Anſpruch 
auf Enteignungsentſchädigung ausgeſchloſſen iſt, wird in der 
von dem BR. in Bezug genommenen Entſcheidung des RG. 
VII 442/06 v. 21. Juni 1907 mit aller Beſtimmtheit aus⸗ 
geſprochen; mit Unrecht entnimmt jedoch der BR. dieſem Ur⸗ 
teil, daß auf einen ſolchen Anſpruch der Grundgedanke des 
§ 254 BGB. ſinngemäß zu übertragen fei. Durch die Wen⸗ 
dung: „es könnte höchſtens daran gedacht werden“ läßt das 
erwähnte Urteil dieſe Frage ausdrücklich unentſchieden. Auch 
im Streitfalle bedarf ſie nicht der Entſcheidung, da, ſelbſt 
wenn man die rechtsähnliche Anwendung zulaſſen wollte, es 
jedenfalls an jeglicher tatſächlichen Unterlage fehlen würde, 
um Art und Umfang des beiderſeitigen Verſchuldens zuver⸗ 
läſſig gegeneinander abzuwägen. Das Bu. läßt namentlich 
jede nähere Darlegung vermiſſen, aus welchen Gründen der 
mit der Enteignung zur Entſtehung gelangte Entſchädigungs⸗ 
anſpruch durch nachfolgende ſchuldhafte Untätigkeit des Kl. 
gänzlich verwirkt worden ſein ſoll, wenigſtens ſoweit er den 


zulaſſen. Die gegenteilige Auffaſſung wäre vorzuziehen. Man iſt längſt 
einig darüber, daß es für die Anwendung des 8 254 keine Rolle ſpielt, 
welcher Art der entſtandene Schaden iſt. Es iſt grundſätzlich auch 
gleichgültig, ob die Erſaßzpflicht auf Verſchulden beruht oder nicht; 
die Anwendung des 8 254 ſetzt alſo in aller Regel (ausgenommen 
z. B. das Eiſenbahnfrachtrecht, RG. 112, 287 = JW. 1926, 1436) nicht 
beiderſeitiges Verſchulden voraus. Eben deshalb iſt 8 254 auch 
auf Fälle von Schadenserſatz außerhalb des BGB. anzuwenden (Haft⸗ 
pflichtG., Kraftfahrz®., Luftverk G.). Er wird ſogar auf Fälle an⸗ 
gewandt, bei denen es ſich nicht um eigentliche Schadenserſatpflicht 
handelt (RG.: IW. 1909, 414; RG. 54, 225; 56, 267). Auf einen 
Anſpruch auf Entſchädigung gegen eine öffentliche Körperſchaft auf 
Grund öffentlichen Rechts, ohne daß der Anſpruch auf einem Ver⸗ 
ſchulden von Organen jener Körperſchaft beruhte, wurde 8 254 an- 
gewandt im Falle einer Entſchädigung nach dem preuß. Tumult⸗ 
ſchaden. v. 11. März 1850 (RG.: DIZ. 1920, 850). Warum das 
gleiche nicht auch im Falle der Enteignungsentſchädigung gelten 
ſoll, iſt nicht einzuſehen. Der Rechtsgedanke des 8 254 iſt ja nicht 
der der gemeinrechtlichen compensatio culpae, ſondern ein Ausfluß 
des allgemeineren Rechtsgedankens des $ 242: Es widerſpricht Treu 
und Glauben, daß der an ſich zur Forderung einer Entſchädigung 
Berechtigte auch inſoweit Entſchädigung verlangt, als ſein Schaden 
durch ſein eigenes Verſchulden verurſacht wurde. Dieſe Erwägung 
kann auch vor dem Fall der Entſtehung eines Schadens durch Ent⸗ 
eignung nicht haltmachen. 
RA. Dr. Alfred Werner, München. 


308 


2458 


Rechtſprechung 


Mietzins überſteigt. Bemerkt ſei noch, daß die Erſagpflicht 
des Beamten oder der für ihn eintretenden öffentlichen 
Körperſchaft nur inſoweit fortfällt, als die ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung der Rechtsmitteleinlegung für den eingetretenen Scha⸗ 
den urſächlich geworden iſt (RGE. III 277/25 v. 20. April 
1926), und daß die Beweislaſt für ein Verſchulden des Ver⸗ 
letzten nach 8 839 Abſ. 3 die Bekl. trifft. 
Sch.] 


(U. v. 12. Nov. 1926; 575/25 III. — Kiel.) 
3. Der beurkundende Notar haftet für bei 
Gelegenheit der Beurkundung gemachte An⸗ 


Zu 3. A. Anm. von Weisweiler; abgedr. JW. 1927, 1145. 


B. Dem Urt. und den Ausführungen Weisweilers iſt nicht 
beizuſtimmen; denn beide gehen aus von einer Zweiteilung des 
Notars in einen Urkunder und in einen Ratgeber. 
Nach dem RG. ſoll Kl. den Behl., den er zunächſt in deſſen Eigenſchaft 
als Notar angegangen hatte, als den mit der Angelegenheit befaßten 
Rechts kundigen befragt haben; der Notar und der Kl. feien 
zueinander in Beziehungen getreten, die als vertragliche anzuſehen 
und als ſolche in ihren rechtlichen Auswirkungen zu beurteilen ſeien; 
nach Weisweiler ſoll bei dem Notar neben den Amtspflichten eine 
Haftung aus Auftrag oder Dienſtvertrag gegeben ſein. 


Wenn der Eigentümer die Eintragung einer Hypothek für mich 
vor dem GBA. bewilligt und ich hierbei den Grundbuchrichter um 
Auskunft über die vorhandenen Eintragungen bitte, wenn ich bei 
einer gerichtlichen Beurkundung oder Verſteigerung den Gerichts⸗ 
ſchreiber um Auskunft über Koſten und Stempel, oder einen Zoll⸗ 
beamten um Auskunft über die Koſten einer von mir beabſichtigten 
Beförderung bitte, und die Beamten meine Frage beantworten, ſo 
entſtehen hierdurch unter uns keine vertraglichen Beziehungen. Die 
Beamten betätigen durch die Beantwortung — mögen ſie nun zu 
dieſer verpflichtet ſein oder nicht — nur eine Amtshandlung, deren 
Verletzung ihre Haftung nach 8839 zur Folge hat. Nun handelt es 
ſich in den eben gedachten Fällen freilich um Auskunft über Amts⸗ 
angelegenheiten des Beamten, während es ſich in dem vom RG. ent⸗ 
ſchiedenen Fall um eine Frage von rein wirtſchaftlicher Be⸗ 
deutung handelte, nämlich ob die Schecks ein geeignetes Zah⸗ 
lungsmittel ſeien, ob das beabſichtigte Geſchäft alſo wirt⸗ 
ſchaftlich empfehlenswert ſei. Dieſe Verſchiedenheit iſt aber 
rechtlich bedeutungslos: Kl. erſuchte den Bekl. um eine Auskunft, 
die für das Beurkundungsverlangen von ausſchlaggebender Bedeutung 
war; er wandte ſich an den amtierenden Notar und verlangte 
von ihm in dieſer ſeiner Amtseigenſchaft Auskunft; es 
fehlt alſo an jedem Anhalt für die Annahme, daß hiermit „ver- 
tragliche Beziehungen“ entſtanden ſeien. Dieſe würden vor⸗ 
liegen, wenn Kl. den Notar etwa befragt hätte nach der Höhe der 
Gebäudeſteuern und der Wohnungsmieten, alſo nach Dingen, die mit 
dem Beurkundungsverlangen in keinem unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hang ſtehen; hier wäre eine Haftung des Notars für die erteilte Aus⸗ 
kunft überhaupt nicht begründet (8 676). 

Der Umſtand, daß es ſich um eine Angelegenheit von wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung handelt, kann Wirkung nur in ganz 
anderer Richtung haben. Man nehme hier den Fall: X. und ich be⸗ 
antragen die Beurkundung des Kaufvertrages, durch den jener an 
mich ſein Grundſtück veräußert; der Notar hat aber erſt vor kurzem 
den Kaufvertrag beurkundet, durch den X. das Grundſtück an P. 
verkauft hat. Da iſt der Notar verpflichtet, mir hiervon Mitteilung 
zu machen; denn er hat ſeine Tätigkeit ſo einzurichten, daß dadurch 
die von den Beteiligten beabſichtigte Rechtslage verwirklicht wird, 
alſo belehrend einzugreifen, wo der Erreichung dieſer Abſicht rechtliche 
Hinderniſſe entgegenzuſtehen ſcheinen; und das trifft hier zu: wenn 
der Veräußerer die Kaufſache bereits anderweit veräußert hat, jo be⸗ 
ſteht die Gefahr, daß dem neuen Erwerber durch die bereits früher 
erfolgte Veräußerung Schwierigkeiten entſtehen, die Durchführung des 
ſpäter entſtandenen Rechts vielleicht gar vereitelt wird (OLG. Stettin 
und Celle: DNotV. 1927, 26, 528 u. 531). — Nun nehme man da⸗ 
gegen den Fall: ich erſcheine mit K. vor dem Notar, um einen Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag abzuſchließen; dem Notar iſt bekannt, daß K. in 
zerrütteten Verhaltniſſen lebt, ich alſo durch den Vertrag gefährdet 
würde. Daraus folgt aber keineswegs die Verpflichtung des Notars, 
mir hiervon Mitteilung zu machen und alſo von der Eingehung des 
Geſellſchaftsvertrages abzuraten. Der Notar hat zwar eine Be⸗ 
lehrungspflicht, um die von den Beteiligten durch ihre Erklärungen 
beabſichtigte Rechts lage herbeizuführen, alſo auf ſachgemäße und 
vollſtändige Erklärungen hinzuwirken; er hat aber nicht eine Be⸗ 
ratungspflicht der Beteiligten über die wirtſchaftliche Zwecke 
mäßigkeit des beabſichtigten Rechtsgeſchäfts; eine ſolche Pflicht 
käme hinaus auf eine Bevormundung der Beteiligten (vgl. Joſef: 
Bay Not. 1927, 54). 

In dem vom RG. entſchiedenen Falle verlangte dagegen der 
Verkaufer von dem beurkundenden Notar die Auskunft über den 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 
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gaben, falls dieſe innerhalb eines auf Er- 
teilung dieſer Angaben zuſtande gekommenen 
Vertragsverhältniſſes erteilt ſind. Darauf, 
daß der Notar auch Rechtsanwalt iſt, und ob er 
als ſolcher in Anſpruch genommen wurde und 
Rat erteilen wollte, kommt es nicht an.] ) 


(U. v. 14. Jan. 1927; 52/26 III. — Berlin.) [Sch.] 
Abgedr. IW. 1927, 11457. 


Wert der Schecks als Zahlungsmittel, wie oben dargelegt in deſſen 
Eigenſchaft als Beamter; der Umftand, daß die verlangte Auskunft 
nicht ſowohl juriſtiſcher als wirtſchaftlicher Natur war, iſt gleich⸗ 
gültig. Der Notar haftete alſo nur nach 8 839, alſo z. B. nur aus“ 
hilfsweiſe (8839 Abſ. 1 Satz 2) und mit dreijähriger Verjährungs⸗ 
friſt (8 852); der Erſatzanſpruch gehörte ohne Rückſicht auf den Streit- 
wert vor das LG. und zur Zuſtändigkeit des RG. (839 Preuß. 
AGG VG., 8 547 N. 2 BRD); in Baden iſt an Stelle des Notars 
der Staat für die ſchuldhaft unrichtig erteilte Auskunft erſaßzpflichtig. 
— Die Frage ift alſo von großer praktifcher Bedeutung. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


C. Der Tatbeſtand iſt — wie Weisweiler mit Recht hervor⸗ 
gehoben hat — nicht klar. Sind aus Anlaß des vom Notar zu ber 
urkundenden Kaufvertrages die Schecks zur Sicherſtellung des Kauf⸗ 
preiſes und der ſpäteren Auszahlung desſelben durch den Notar beim 
Notar hinterlegt worden, ſo iſt dies geſchehen gerade mit Rückſicht 
auf die amtliche Stellung des Notars in der Abſicht, daß eine ſolche 
Hinterlegung dieſelbe Bedeutung haben ſoll, wie die bei einer Der 
hörde. Der preuß. Notar iſt in einem ſolchen Falle verpflichtet, die 
bei ihm hinterlegten Schecks in das amtliche Verwahrungsbuch ent⸗ 
ſprechend dem Art. 96 PrF5GG. und den dazu erlaſſenen Miniſterial⸗ 
verfügungen einzutragen. In dieſem Falle iſt es amtliche Pflicht des 
Notars, zu prüfen, ob die ihm übergebenen Schecks echte ſind und 
diejenige Sicherheit gewähren, die mit der Hinterlegung verfolgt wird. 
Dieſe Prüfung iſt eine ihm amtlich obliegende Pflicht, da fie zur ſach⸗ 
gemäßen Geſtaltung des Inhalts der Urkunde dient, indem dieſe 
darauf abzielt, daß die Auflaſſung und Eintragung des Eigen⸗ 
tumswechſels nicht vor Zahlung des Kaufpreiſes Bzw. gleichzeitig 
mit Zahlung desſelben erfolgen darf und zur Sicherung hierfür 
dieſe Maßregel der Hinterlegung in der Vertragsurkunde vor⸗ 
geſehen wird. Bei einem ſolchen Tatbeſtand haftet der Notar nach 
Amtsrecht. Anders aber liegt die Sache, wenn bei dem Notar, un⸗ 
abhängig von dem Beurkundungsalkt, z. B. wenn ſchon längere Zeit vor 
der Schließung des Kaufvertrages Schecks bei ihm hinterlegt waren 
und nur bei Gelegenheit des Kaufvertragsabſchluſſes über die Ver⸗ 
fügung dieſer Schecks verhandelt wird. Wenn bei dieſen Verhandlungen 
auf die Anfrage des Verkäufers von dem Notar die Verſicherung ab⸗ 
gegeben wird, daß dieſe Schecks unbedingt ſichere Zahlungsmittel ſeien 
und er ſelbſt ſich als der Geldgeber angeſehen wiſſen will, jo liegt darin 
keine Amtshandlung des Notars, ſondern eine Vertragspflicht aus 
der Übernahme der Garantie für die Sicherheit der Schecks. Er haftet 
daher nur nach Vertragsrecht. 

Dieſe Auffaſſung habe ich ſchon 1900 vertreten in den Er 
läuterungen zu Art. 83 PrßyG. mit der Ausführung: 

„Die Frage, ob der Notar lediglich als Beamter oder 
daneben auch als Beauftragter der Beteiligten in 
Betracht kommt, kann nicht generell, ſondern nur nach Maß⸗ 
gabe der jedesmaligen Tatigkeit desſelben auf den einzelnen 
Fall beantwortet werden (Schultze⸗Oberneck zu Art. 83 
ebenſo auch Schlegelberger in der Neubearbeitung dieſes 
Buches zu Art. 83).“ 

Welcher erhebliche Unterſchied wegen Haftung der Amts- oder 
Vertragsverletzung beſteht, hat Joſef oben erwähnt (vgl. Näheres 
bei Oberneck, Notariatsrecht S. 115). 

Im vorl. Falle iſt mangels Klarſtellung des Tatbeſtandes keine 
Möglichkeit gegeben, für die eine oder andere Anſicht mich zu ent⸗ 
ſcheiden. Daß der Notar im vorliegenden Falle haftet, iſt unzweifelhaft, 
dagegen zweifelhaft nur, ob er nach Syndikats⸗ oder Vertragsrech. 
haftet. Der Umſtand, daß der Notar zugleich RA. iſt, kommt gar 
nicht in Betracht, wie das RG. auch zutreffend ausgeführt hat. Bet 
der Unterſcheidung, die zwiſchen Amtsgeſchaften und bloßer Rechts⸗ 
kundigentätigkeit des Notars gemacht wird (vgl. RG.: JW. 1910, 
1193, 92, 509, 1007), können bei Aufnahme von Urkundsakten jehr 
wohl neben dem Urkundsakte auch nichtamtliche Geſchäfte vom Notar 
getätigt werden, für welche jedoch eine Haftung nur nach g 276 BOD- 
in Frage kommt (Oberneck S. 165 ff.; dazu DNotV. 1920, 15 fl. 
im weſentlichen übereinſtimmend Schlegelberger, 3. Aufl. S. 1056, 


1057 zu Art. 83 Pr.). 
Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 
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II. Gebühren und Koſten. 


4. 88 1025 ff. 3 PO. Der Honoraranſpruch des 
Schiedsrichters iſt von der Rechtsbeſtändigkeit 
ernes im Schiedsverfahren abgeſchloſſenen Ver- 
gleichs nicht abhängig.) 

Die Annahme des BG., daß mit dem Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs v. 8. Nov. 1924 vor dem Schiedsgericht der Klage⸗ 
anſpruch in vollem Umfange fällig geworden ift, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Verfehlt erſcheint es, wenn die Rev. 
geltend macht, die Fälligkeit des Gebührenanſpruchs des Kl. 
lei durch die Klage auf Nichtigerklärung des Vergleichs und 
deſſen Anfechtung als unwirkſam im ganzen oder auch nur 
hinſichtlich der Vergleichsgebühr hinausgeſchoben. Dieſe An⸗ 
nahme wäre mit der Stellung des Schiedsrichters, wie ſie zu⸗ 
letzt in dem Urt. des erk. Sen. v. 29. März 1927, III 249/261) 
Warn fipr. 1927, 139 Nr. 82) des näheren erörtert iſt, ganz 
unvereinbar. Wie in jener Entſch. dargelegt, läßt es die freie, 
unabhängige, dem ſtaatlichen Richteramte gleichgeordnete Stel⸗ 
zung des Schiedsrichters nicht zu, ſeinen Gebührenanſpruch 
ſchlechthin oder auch nur der Höhe nach von der Richtigkeit 
und Rechtsbeſtändigkeit ſeines Schiedsſpruchs, die im ordent⸗ 
lichen Rechtswege nachgeprüft werden müßte, abhängig zu 
machen. Iſt aber der Gebührenanſpruch des Schiedsrichters 
ohne Rückſicht darauf begründet, ob der erlaſſene Schiedsſpruch 
achlich richtig und rechtsbeſtändig iſt, ſo kann ſein Gebühren⸗ 
baſpruch noch viel weniger davon abhängig ſein, ob ein vor 
em Schiedsgericht abgeſchloſſener Vergleich rechtsbeſtändig iſt 
ober nicht. In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bringt der Ver⸗ 
gleich der Regel nach den Prozeß ebenſo zu Ende, wie ein 
dechtskräftiges Urteil (RG. 106, 312). Ein gleiches muß von 
em in einem ſchiedsrichterlichem Verfahren abgeſchloſſenen 
Vergleich gelten, zumal der durch die VO. v. 13. Febr. 1924 
eingefügte 8 1044 a ZPO. eine Unterwerfung des Schuld⸗ 
ners unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung und daran an⸗ 
ſcchließend eine Vollſtreckbarkeitserklärung des von dem Schieds⸗ 
gerichte vermittelten Vergleichs vorſieht. Die Frage der An⸗ 
lechtbarkeit oder Nichtigkeit des Vergleichs berührt nicht das 
Rechtsverhältnis zwiſchen Schiedsparteien und Schiedsrichtern, 
ſondern lediglich die rechtlichen Beziehungen der Schieds⸗ 
parteien untereinander. Die Frage der Rechtsbeſtändigkeit iſt 
in einem beſonderen Verfahren zum Austrag zu bringen; je 
nach dem Ausgang dieſes Rechtsſtreits mag es der obſiegen⸗ 
en Partei überlaſſen bleiben, die etwa von ihr an die Schieds⸗ 
richter nach Abſchluß des ſchiedsrichterlichen Verfahrens ge⸗ 
zahlten Gebühren von der Gegenpartei beizutreten. Wäre es 
Geer Schiedspartei geſtattet, den Eintritt der Fälligkeit des 
1 Sührenanfpruchs durch die bloße Behauptung der Nichtig⸗ 
zeit des Vergleichs oder durch die Verſchleppung eines über die 
Frage der Rechtsbeſtändigkeit des Vergleichs anhängig ge⸗ 
machten Rechtsſtreits hinauszuſchieben, ſo wären die Schieds⸗ 
richter jeder Schikane einer nicht zahlungswilligen Partei aus⸗ 
geſetzt (zit. RG. 106, 314). Selbſt wenn daher die Be⸗ 
denbtung der Rev. richtig wäre, es müſſe für den Rechtszug 
er Rev. davon ausgegangen werden, daß der Vergleich für 
die Schiedsgerichtsparteien nicht rechtswirkſam ſei, ſo würde 
ſäch an der Fälligkeit des Klageanſpruchs nichts ändern. Tat⸗ 
ächlich iſt aber dieſe Behauptung unrichtig, denn das BU. 
etont zu Eingang ſeiner Entſcheidungsgründe, es laſſe nur 
an dieſer Stelle die Frage der Rechtsbeſtändigkeit des 
Sergleichs dahingeſtellt; in der weiteren Begründung prüft 
5 dieſe Frage ausdrücklich und kommt zu dem Ergebnis, daß 
* Vergleich weder nichtig noch anfechtbar iſt. Die Frage, ob 
me andere Entſch. dann geboten wäre, wenn bereits beim 
— 


auch Zu 4. Dieſer Entſch. dürfte im Ergebnis zuzuſtimmen ſein, 

zu) wenn man mit dem Verf. gegen die Entſch. v. 29. März 1927 

. 0.) Bedenken hat: 

ie „Mit Abſchluß eines äußerlich ordnungsgemäßen Vergleichs hört 

ie Verpflichtung der Schiedsrichter zur weiteren Tätigkeit auf, und 

ol berechtigt, die Vergütung zu beanſpruchen. Wird der Vergleich 
ier freilich für unwirkſam erklärt, ſo lebt die Verpflichtung der 

= a derichter zur Ausübung ihrer Tätigkeit regelmäßig wieder auf. 

er die dann nach Beendigung des weiteren Verfahrens zu berech⸗ 
de Geſamtvergütung iſt der nach Abſchluß des Vergleichs gezahlte 
trag in Anrechnung zu bringen. 

RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


) JW. 1927, 1484. 
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Abſchluß des Vergleichs deſſen Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
den Schiedsrichtern erkennbar geweſen wäre, oder wenn der Kl. 
den Vertreter der Bekl. argliſtig zum Abſchluß des Vergleichs 
überredet hätte, bedarf keiner Erörterung. Denn die zuerſt 
erwähnte Behauptung iſt niemals aufgeſtellt, die letztere iſt 
in dem Berufungsverfahren ausdrücklich fallengelaſſen worden. 
Was den Einwand der Bekl. betrifft, der Kl. habe in Aus⸗ 
übung ſeiner ſchiedsrichterlichen Tätigkeit in mehrfacher Hin⸗ 
ſicht fahrläſſig gehandelt und hierdurch ſeinen Gebühren⸗ 
anſpruch verwirkt, ſo iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Spruch⸗ 
tätigkeit des Kl. einerſeits und ſeiner ſonſtigen ſchiedsrichter⸗ 
lichen Tätigkeit andererſeits. Bezüglich der erſteren iſt auch der 
Ripr. des erk. Sen. (RG. 65, 175; zit. RG. III 249/26 v. 
29. März 1927), von der abzugehen kein Anlaß beſteht, eine 
Haftung des Kl. wegen Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen. 

(U. v. 8. Juli 1927; 437/26 III. — Köln.) Sch.] 


5. Rechtsanwaltsgebührenordnung. Ver⸗ 
hältnis eines an Stelle der geſetzlichen Gebühren 
vereinbarten Honorars zu einer den Betrag des 
Honorars überſteigenden ſpäteren neuen Ge⸗ 
bührenordnung.]J f) 

(U. v. 29. Sept. 1926; 502/25 III. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1927, 387. 


Zu 5. A. Anm. v. RA. Friedlaender; abgedr. JW. 1927, 387. 

B. Im weſentlichen iſt der Tatbeſtand ſo: Der Kl. vertrat 
die Verkl. in zwei Prozeſſen, für die der Streitwert im Aug. 1923 
auf je 5000000 % feſtgeſetzt wurde. Am 22. Aug. 1923 bemängelte 
der Anwalt gegenüber der Partei dieſe Wertfeſtſetzung, angemeſſene 
Vergütung ſei für jeden Prozeß 25 Dollar. Die Partei war einver⸗ 
ſtanden und zahlte 50 Dollar. In 1924 wurde ein Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen, und durch Beſchlüſſe v. 11. Jan. und 16. Mai 1924 wurde 
der Streitwert auf je 10000 GM. feſtgeſetzt. Der Anwalt klagte auf 
Nachzahlung von 1893 RM und unterlag in allen Inſtanzen. 

M. E. iſt das Urteil nicht begründet. 

Der Kl. ſtützte die Klage auf die GoldmarkRAGebO. v. 
13. Dez. 1923, die ihn günſtiger ſtelle als das Abkommen vom Aug. 
1923 und daher an deſſen Stelle zu treten habe. „Das KG. verkennt 
nicht, daß die Vergütungsabrede ſo, wie ſie der Kl. ausgelegt wiſſen 
will, hätte getroffen werden können, daß ſie alſo in ihrer Geltung 
zeitlich hätte beſchränkt werden können, es verneint aber nach Lage 
des Falles, daß eine derartige Beſchränkung von den Vertrags⸗ 
parteien gewollt ſei. Dieſe Willensfeſtſtellung bindet das Rev., wenn 
es auch einzelne der ihr zugrunde liegenden Erwägungen des BG. 
nicht zu teilen vermag.“ 

Der weitere Inhalt der reichsgerichtl. Entſch. ergibt deutlich, 
daß ſich das RG. ausſchließlich auf die Vertragsauslegung des KG. 
ſtützt. Es lehnt die von Joachim-Friedlaender, NUGED., 
7. Aufl., Anh. 1 zum 1. Abſchn., Anm. 66 auf S. 98 vertretene Auf⸗ 
faſſung ab, daß das in der Inflationszeit getroffene Vergutungs⸗ 
abkommen, da es lediglich zum Schutze des Anwaltes gegen ihm 
ungünſtige GebO. dienen ſollte, regelmäßig nach Treu und Glau⸗ 
ben ohne weiteres außer Kraft treten müſſe, wenn es ihm einer 
ſpäteren Gebo. gegenüber Nachteile bringe. Dieſe Erwägung 
Joachim⸗Friedlaender ift aber etwas ganz anderes als die 
Erwägung des KG., daß die Abrede „die Gebührenſchuld der Verkl. 
endgültig zum Erlöſchen bringen ſollte“ und daß die „Verkl. mit der 
Möglichkeit, es könnten bei Anderung der GebD. Nachzahlungen zu 
leiſten ſein, beim Fehlen eines hierauf gerichteten Vorbehaltes des 
Anwaltes weder gerechnet habe noch nach allgemeiner Verkehrs⸗ 
anſchauung habe zu rechnen brauchen“. 

Man vermißt in dem Urteil zunächſt eine Feſtſtellung darüber, 
ob die Nachforderung bloß und ausſchließlich auf die höheren Sätze 
der neuen GebO. geſtützt war, oder auch darauf, daß der Wert an⸗ 
ders feſtgeſetzt war. Es iſt denkbar und praktiſch ſogar recht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß die neue Wertfeſtſetzung auch nach der alten Gebd. 
zu mindeſtens einer Nachforderung geführt haben würde. Alſo wenn 
von 10000 GM. dem Anwalt x % zukamen, dann kamen ihm doch 


Lech 


Goldmark zu, auch wenn er die Sätze der alten Gebo. liquidierte. 


Dies kommt in den mir bekannt gewordenen Berichten nicht zum 
Ausdruck und muß daher dahingeſtellt bleiben. Grundſätzlich wäre 


eine ſolche Neubemeſſung nach der alten GebO. unter Zugrundelegung 


der neuen Wertſeſtſetzung anzuerkennen. Mangels näherer Subſtan⸗ 
ziierung muß m. E. dieſe Frage hier ausſcheiden, und es ſoll zur Ver⸗ 
einfachung der Rechtsfrage lediglich unterſucht werden, ob die höheren 
Sätze der neuen GebO. anzuwenden find, indem die durch die Neufeſt⸗ 
ſetzung des Streitwerts an ſich gebotene Erhöhung außer Betracht bleibt. 

Dieſe Frage muß m. E. aber anders angefaßt werden, als dies 
im Prozeſſe geſchehen iſt. Auch Friedlaender hat in ſeiner Be⸗ 
ſprechung in JW. 1927, 387f. ſich durch die Frageſtellung des Urteils 
von der m. E. allein richtigen Frageſtellung abdrängen laſſen. Es 
iſt nämlich ganz ausgeſchloſſen, mittels Auslegung irgendeinen ak- 
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tuellen Willen der Parteien insbeſ. des Anwaltes feſtzuſtellen. Das 
wird nur äußerſt ſelten möglich ſein, und dann wird immer eine ſo 
ausdrückliche und zweifelsfreie Abmachung zwiſchen den Parteien 
vorliegen, daß ſchon nichts mehr auszulegen iſt, man ſich vielmehr 
ausſchließlich an den Wortlaut halten kann. Es kann daher nur 
darauf ankommen, ob ein virtueller Willensinhalt in der Abmachung 
drinſteckt, der zu berückſichtigen wäre. 

Dazu iſt aber zweierlei zu bemerken. Einmal iſt die Bedeutung 
des virtuellen überhaupt kurz herauszuſtellen, ſodann die Grenze 
aufzuzeigen, innerhalb deren es zu berückſichtigen iſt. Da das virtuelle 
dem aktuellen keineswegs immer gleichgewertet werden kann, muß 
in der Regel noch irgendein Umſtand hinzukommen, der ſeine Be⸗ 
rückſichtigung rechtfertigt. 

Virtuell iſt der bei irrtümlicher Zahlung einer Nichtſchuld im⸗ 
manente Gedanke: Ich würde nicht zahlen oder gezahlt haben, 
wenn ich alles gewußt hätte. Oder bei der Kondiktion wegen Aus⸗ 
bleiben oder nachträglichen Wegfalles des Erfolges, urſprünglicher 
oder nachfolgender Zweckunmöglichkeit: Ich würde nicht leiſten, nicht 
verſprechen, wenn ich wüßte, daß der Zweck nicht erreicht werden 
kann oder wieder fortfällt. Immanent iſt alſo den Erklärungen 
und Handlungen das, was man zur Bedingung gemacht haben würde, 
wenn man alles gewußt hätte. Es iſt aber nicht als Bedingung im⸗ 
manent, alſo als aktueller Vorbehalt, ſondern es iſt nur immanent 
als potentieller, virtueller Vorbehalt, als Vorbehalt der mit Sicher⸗ 
heit gemacht worden wäre, wenn die Partei alles gewußt hätte. 
M. a. W, dies iſt nichts anderes als Windſcheids Vorausſetzung. 
Er nannte ſie eine unentwickelte Bedingung, richtiger nennt man ſie 
eine verſäumte Bedingung. Eine Bedingung, die die Partei nachträg⸗ 
lich nachzuholen verſucht in Form der Vorausſetzung. Wie ſchon die 
Kondiktionen lehren, iſt dies vielfach zweifelsfrei erlaubt. Das will 
praktiſch beſagen: Die Partei kann unter Umſtänden auch nachträg⸗ 
lich gegen ihre unbedingte Erklärung angehen, kann zwar nicht i S. 
einer „unentwickelten Bedingung“ ein aktuelles Nichtgewollthaben 
behaupten, kann aber ein Anderswollendürfen geltend machen, und 
hierin beſteht der Unterſchied zwiſchen Bedingung und Vorausſetzung. 
Das will beſagen: Bei der Bedingung entſcheidet einfach die Willens⸗ 
beſtimmung der Partei, ihre bedingte Willenserklärung. Es wird 
nicht nach Billigkeit, Treu und Glauben gefragt, ſondern lediglich 
danach, ob die Partei gewollt oder nicht gewollt hat, genauer ein un⸗ 
bedingtes oder ein bedingtes Gewollthaben erklärt hat. Bei der 
Vorausſetzung ſteht feſt, daß die Partei ein unbedingtes Gewollthaben 
erklärt hat, aber ſie darf demgegenüber anderswollen, darf einen 
neuen Willen dem alten entgegenſetzen, wenn eben die Vorausſetzung 
von dem Geſetz für den betr. Fall anerkannt iſt. So ſteht es bei 
allen Kondiktionen, die einen mit Willen der Partei eingetretenen 
Rechtserfolg wieder rückgängig machen wollen. Die gelegentlich auf⸗ 
tauchende Anſicht 1), daß die Vorausſetzung für die Kondiktionen ganz 
entbehrlich ſei, beruht auf einem Beobachtungsfehler. Denn wenn die 
Rechtsveränderung auf Grund einer Willenserklärung der Partei 
eingetreten iſt, dann muß doch dieſe unbedingte Parteierklärung nach⸗ 
träglich wieder überwunden werden, und dazu reicht das bloße „Be⸗ 
reichertſein“ nicht aus, vielmehr muß nachgewieſen werden, warum 
die mit Willen der geſchädigten Partei eingetretene „Bereicherung“ 
durch das neue Wollen der Partei überwunden werden kann. Doch 
nur, weil die Partei anderswollen darf. Und warum darf ſie anders» 
wollen? Weil ſie mit Sicherheit ein Anderswollen erklärt haben 
würde, wenn ſie rechtzeitig alles gewußt hätte. 

Daraus folgt, daß bei der Vorausſetzung es genau ſo wie bei 
der clausula rebus sic stantibus?) iſt: Die Vorausſetzung wird ge⸗ 
rade deshalb geltend gemacht, weil die Partei an den tatſächlich ein⸗ 
getretenen Fall gar nicht gedacht oder ihn für unmöglich gehalten 
hat. Daraus folgt weiter, daß gegen die Klage des Anwaltes nicht 
eingewandt werden kann, die Gebührenabmachung ſei als etwas 
Endgültiges gedacht geweſen und müſſe darum als ſolches behandelt 
werden. Das iſt das gemeinſame Kennzeichen aller Fälle, in denen 
die virtuelle Vorausſetzung als immanenter Beſtandkeil der Erklä⸗ 
rung geltend gemacht wird, und trifft für alle die Kondiktionen 
zu, die einen mit Willen der Partei eingetretenen Rechtserfolg wieder 
rückgängig machen wollen. Inſofern iſt das Urteil unangreifbar: 
ein aktuelles Nichtgewollthaben für den Fall, daß eine neue Gebo. 
eingeführt werde, iſt nicht nachweisbar. Dagegen war es nicht glück⸗ 
lich, auf die zeitliche Begrenzung abzuſtellen, als ob die Frage ſein 
Könnte, ob die Parteien ihre Abmachung bis zu einem gewiſſen Zeit⸗ 
punkt, dem Inkrafttreten der neuen GebD., gewollt haben könn⸗ 
ten. Gegen jegliche derartige Auffaſſung hätte im Prozeſſe beſtimmt 
Widerſpruch erhoben werden müſſen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß den 
Parteien eine zeitliche Begrenzung vollſtändig fern lag, aber weil es 
darauf nicht ankommt, durfte das Gewicht auf dieſe Feſtſtellung 
nicht gelegt werden, um zu beweiſen, daß die Parteien nicht an ſie 
gedacht hätten. Es kam vielmehr auf die Abſchwächung der inueren 


) Oertmann, Geſchäftsgrundlage S. 15 ff. 


2) Die clausula rebus sic stantibus iſt überhaupt nur ein 
Unterfall der Vorausſetzung. 


Intenſität an. Da iſt nun allerdings die ipso jure eintretende Ent⸗ 
kKräftung durch eine neue und günſtigere GebO. ausgeſchloſſen. Das 
würde ſich nur aus einer unzweifelhaft angeordneten rückwirkenden Kraft 
der neuen GebO. herleiten laſſen. Davon ift aber nichts nachweisbar. 

Der einzig gangbare Weg iſt über die Vorausſetzung ?). Da iſt 
nun aber das zweite zu erörtern, die Begrenzung der Vorausſetzung 
und ihrer Wirkung. Sie liegt ſchon in dem Ausdruck: Anderswollen⸗ 
dürfen. Dieſes Anderswollendürfen muß von dem Geſetz zweifelsfret 
erlaubt ſein, es ſteht nicht ohne weiteres ſchon deshalb zu, weil die 
Partei an ſich wahrheitsgemäß ſagen kann: Ich würde nicht gewollt 
haben, wenn ich alles gewußt hälte. Dann brauchte man überhaupt 
keine Bedingungen vorzufehen, ſondern könnte alles der Zukunft 
und dem künftigen Anderswollendürfen überlaſſen. Vielmehr muß 
das nachträgliche Anderswollen außer durch ſeine immanente Vir⸗ 
tualität innerhalb der Willenserklärung oder der Leiſtungshandlung 
auch noch durch Erwägungen von Treu und Glauben, Billigkeit und 
Gerechtigkeit beſonders gerechtfertigt ſein. Nur aus dieſen recht⸗ 
fertigenden Gründen erlaubt das Recht das Anderswollendürfen: 
nicht ein beliebiges, ſondern nur ein jeweils konkret beſonders ge⸗ 
rechtfertigtes Anderswollendürfen ſteht der Partei zu. Es muß alſo zu 
dem virtuellen Parteiwillen noch ein objektiver Umſtand als Recht⸗ 
fertigung hinzukommen und das iſt der zweite, von Windſcheid 
ſeinerzeit leider nicht erkannte Unterſchied der Vorausſetzung von der 
Bedingung. Windſcheid behandelte die Vorausſetzung viel zu ſehr 
nach dem Muſter der Bedingung und nannte fie auch eine „unent⸗ 
wickelte Bedingung“, nicht gerade falſch, aber doch irreführend. 

Fragt man nun, ob ein ſolcher virtueller Vorbehalt: Ich würde 
nicht gewollt haben, wenn ich alles gewußt hätte, in der Dollar⸗ 
abmachung enthalten iſt, kann die Antwort doch nicht zweifelhaft 
fein. Man braucht ji) nur an die Stelle des Anwaltes verſezt zu 
denken. Fragt man nun weiter, ob es nach Treu und Glauben, 
Billigkeit und Gerechtigkeit, insbeſ. nach Erwägungen der Zumut⸗ 
barkeit und Nichtzumutbarkeit, zuläſſig ſein muß, dem Anwalt ein 
Anderswollendürfen zu erlauben, ſo kann die Antwort ebenfalls nicht 
zweifelhaft fein. Wenn die neue Gebd. in Kraft trat, als der Prozeß 
noch ſchwebte, wenn ſie alſo auf das Verhältnis beider Parteien an⸗ 
zuwenden geweſen wäre, falls nicht die frühere Sonderabmachung 
entgegenſtand, daun mußte der Anwalt von der Vorausſetzung Ge⸗ 
brauch machen dürfen. Er hat auf feine beſſeren Rechte unwiſſentlich 
verzichtet, hat aber niemals ſchenken wollen. Auch von einem Speku⸗ 
lationsgeſchäft, mit dem man heute unnötig ſchnell bei der Hand tik, 
kann nicht geſprochen werden, denn zu einem Spekulationsgeſchäft 
gehört unter allen Umſtänden irgendeine Riſikoprämie, andernfalls 
liegt Schenkung vor. Wer ein Wagnis, eine Gefahr übernimmt, ohne 
ſich für dieſe Gefahrenübernahme einen Gegenwert auszubedingen, 
ſchenkt. Irgendein Gegenwert muß immer da ſein, ſei es auch nur 
in der Form, daß ſich die etwaige Gewinnausſicht als ſo ausreichend 
begründet anſehen läßt, um als Gegenwert eingeſetzt werden zu 
können. 

Es ſoll nicht geltend gemacht werden, daß Verzichte nicht zu ver⸗ 
muten ſind, daß alſo nicht zu vermuten iſt, der Anwalt habe bei der 
Abrede auf etwaige Vorteile aus einer etwaigen künftigen Geb. 
verzichten wollen. Man könnte hiermit an ſich ſehr wohl arbeiten und 
könnte ſehr wohl unterſtellen, der Anwalt habe nicht auf die ihm am 
Ende des Prozeſſes zukommenden geſetzlichen Gebühren verzichten 
wollen: etwas Durchſchlagendes läßt ſich hiergegen nicht vorbringen, 
aber wir brauchen dieſen Behelf nicht, aus der Vorausſetzung ergibt 
ſich alles von ſelber. 

Danach verläuft die Sache jo: Der Anwalt kann kondizieren, 
nicht die Leiſtung, ſondern die Gebührenabrede (vgl. meine Aus“ 
führungen LZ. 1927, 753 ff.), und kann nach vollzogener Kondiktion 
Bemeſſung der Gebühr nach der zuſtändigen GebO. verlangen. 

Selbſtverſtändlich ſtände auch der Partei eine Kondiktion zu, 
wenn ſie irrtümlich zuviel verſprochen hätte, mehr als ſie nach der 
Gebo. zu leiſten brauchte. Doch wird dies inſofern etwas ſchwerer 
zu nehmen ſein, als die Parteien den Anwälten doch oft Gebühren 
über die Vorſchrift hinaus bewilligen. 

Demzufolge war die Anſicht des RG. unrichtig, daß es ſich um 
eine irreviſible Auslegung und Feſtſtellung des OLG. handele. An ſich 
war es richtig, zu ſagen, daß, wenn es ſich um eine Auslegung han⸗ 
delte, das RG. an die Feſtſtellung des OL. gebunden war, aber 
der Ausgangspunkt war falſch. Es handelte ſich nicht um Auslegung, 
ſondern um rechtliche Beurteilung nach einem Geſichtspunkt, der der 
Prüfung des NG. unterlag. Darum war auch der Streit um die 
Typill der Abrede gegenſtandslos, die Klage hätte eben mit Hilie 
der Vorausſetzung angefaßt werden müſſen — und dieſe iſt un! 


ſterblich. 
Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W 


3) Wie die ganze Beſprechung, jo ift auch das folgende ein Aus“ 
ſchnitt aus einem größeren Manuskript über die Vorausſetzung. Ich 
habe mich der leidigen Druckkoſten wegen dazu entſchließen müſſen, 
was ſich ſelbſtändig herausheben läßt, in kürzeren Zeitſchriften⸗ 
aufſätzen unterzubringen. 


56. Jahrg. 1927 Heft 43 
— Sabrg. 1927 veft 43] 


„6. 881,25, 26 PrNot Gebo. Abmachung der 
Umrechnung der geſetzlichen Gebühren in Gold- 
mark iſt eine abweichende Regelung i. S. von 826. 

üfwertung der in Papiermark feſtgeſetzten 
Notariatsgebühren nach dem Lebenshaltungs⸗ 
beder. Bei der Feſtſetzung des Papiermark⸗ 
b„etrages find nur die Verhältniſſe zur Zeit der 
Sereinbarung zu berückſichtigen, bei der Höhe 
er Aufwertung auch die inzwiſchen eingetre- 
tenen Verhältniſſe.] 7) 

(U. v. 3. Mai 1927; 297/26 III. — Königsberg.) [Sch.] 

Abgedr. JW. 1927, 2125. 


. 87 866; Art. 39 Pr GG.; Art. 31 Waldeck. 
GG.; 8183 F GG.; 8812 BGB. Klage auf Rück- 
zahlung von Notargebühren wegen Inkompetenz 
— — 

Zu 6. Zuzuſtimmen iſt der obigen Entſch., ſoweit fie die Auf⸗ 
wertbarkeit des Anſpruchs auf Vergütung für die amtliche Tätigkeit 
Pi Notars anerkennt. Die Vorſchrift des 8242 BGB., auf der die 

ufwertung beruht, hat nicht bloß im Gebiete des Schuldrechts, ſon⸗ 
Gelt im geſamten Gebiete des Zivilrechts, insbeſ. auch im Familienrecht, 
eltung. Sie iſt aber darüber hinaus auch auf ſolche Rechtsverhält⸗ 
niſſe anzuwenden, die ihre Grundlage im öffentlichen Recht haben. 
er Umſtand, daß, wie ganz allgemein anerkannt iſt, der Vergütungs⸗ 
anspruch des Notars nicht auf einem privatrechtlichen Vertrage be- 
ruht, ſondern öffentlich⸗rechtlicher Natur ift, ſteht daher der Aufwert⸗ 
barkeit des Anſpruchs nicht entgegen. 
A0 Bedenken ergeben ſich gegen die obige Eutſch., ſoweit fie die 
f machung über die Umrechnung der Papiermarkvergütung in Gold⸗ 
mark als eine unzuläſſige Vereinbarung über die Vergütung des 
otars anſieht. Es ift zwar richtig, daß vor dem 1. Jau. 1924 den 
geſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Notare die Papiermark⸗ 
rechnung zugrunde gelegen hatte. Im wirtſchaftlichen Verkehr war 
aber Ende 1923 die Papiermarkberechnung bereits ausgeſchaltet. Sie 
Prei nach den damaligen Verhältniſſen nicht mehr brauchbar. Die 
reiſe änderten ſich täglich je nach dem Kursſtande der Mark. Ver⸗ 
ek rıngen über künftige Zahlungen wurden auf der Grundlage eines 
ku beftändigen Wertmeſſers getroffen. Berückſichtigt man dieſes, ſo 
unn man eine Abmachung über die Umrechnung einer feſtgeſetzten 
capiermarkvergütung in Goldmark nicht als eine unzuläſſige Ver⸗ 
ansehen s der Vergütung für eine amtliche Tätigkeit des Notars 
en. 
ei Bei der Vorſchrift des 826 NotGebD. ift nur an ſolche Ver⸗ 
weönrungen gedacht, durch welche die Beteiligten von dem Geſetz ab⸗ 
ichende Gebühren feſtſetzen wollen. Dieſe Abſicht beſtand aber im 
Dr Falle nicht. Die Beteiligten gingen von der durch den Beſchluß 
23 WRTIT. feſtgeſetzten, dem Geſetze entſprechenden Vergütung aus. Die 
5 ereinbarung hatte lediglich den Zweck, die Folgen der Geldentwertung 
szugleichen. Vereinbarungen dieſer Art ſollten aber durch 826 Not⸗ 
10 DD. nicht betroffen werden. Wäre die Auffaſſung des RO. richtig, 
Geuüßte der Notar, ſoweit nicht Geſchäfte der im 8 26 Abſ. 1 Note 
Ar bezeichneten Art vorliegen, eine Verſtändigung mit feinen 
„enten über die Aufwertungsanſprüche aus der Inflationszeit ab⸗ 
Wien. „Eine Bemeſſung der Aufwertung durch den LGPräſ. wäre 
10 ht möglich, es bliebe alſo immer nur der Prozeßweg übrig — ein 
enig befriedigendes Ergebnis —!! 
85 ie Erwägungen in dem obigen Urt. darüber, ob der Notar 
leite den Vertragsſchluß die Grenze der Mäßigung überſchritten hat, 
Außen zu der Frage über, ob § 26 NotGebO. der Stellung und der 
ufgabe des Notars entſpricht oder ob nicht vielmehr eine Streichung 
er Vorſchrift erwünſcht erſcheint. Die Frage kann nur im letzteren 
8 nine beantwortet werden. Der Notar iſt Beamter. Der öffentlich⸗ 
liche Charakter feines geſetzlich feſtgelegten Vergütungsanſpruchs 
8 private Vereinbarungen darüber nicht zu. Wer der Hilfe des 
18 ars bedarf, ſoll ſich an denjenigen Notar wenden, dem er Ver⸗ 
1 5 entgegenbringt. Der Gedanke, daß ein Notar geringere Ge⸗ 
ER berechnen könne als ein anderer, darf gar nicht auftauchen. 
Sehr, öglichkeit eines Handelns mit dem Notar über die Höhe feiner 
hren gefährdet das Anſehen des Notarſtandes in ſo hohem Maße, 
ſie unbedingt ausgeſchalket werden muß. 
RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 


Zu 7. A. Anm. von Weisweiler; abgedr. JW. 1927, 2126. 
Aus B. Die Entſch. iſt, ſoweit fie dem Notar die Gebühr für die 
f en Randerſetzung abſpricht, nicht begründet. Die vom bekl. waldecki⸗ 
ndert tar auf preuß. Staatsgebiet erfolgte Beurkundung der Ausein⸗ 
u pung war als öffentliche unwirkſam. Geſetzt nun, der Notar 
1 5 in materieller Beziehung, alſo inhaltlich ſchuldhaft bewirkt, z. B. 
Per gerungen aufgenommen, die nach materiellem Recht ungültig ſind, 
len” aber und jein Vertragsgegner hätten ſich auf Grund einer 
einen Urkunde auseinandergeſetzt, und jeuer Mangel hätte dem Kl. 
n Schaden gebracht, ſo wäre der bekl. Notar hierfür erſatzpflichtig: 
un mochte die Urkunde auch als öffentliche nichtig ſein, ſo war 
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des Notars. Die im fremden Bundesſtaat vor⸗ 
genommene Beurkundung iſt nichtig, die Be⸗ 
glaubigung dann wirkſam, wenn zwar die Be⸗ 
teiligten ihre Unterſchriften vor dem Notar ab⸗ 
geben, dieſer aber die Beglaubigung im Staate 
ſeines Amtsſitzes vornimmt. Wird der infolge 
der unzuläſſigen Beurkundung nichtige Kauf⸗ 
vertrag durch Auflaſſung geheilt, dann kann 
der Notar die Rückzahlung der erhaltenen Ge⸗ 
bühren auch nicht durch den Einwand abwenden, 
der Auftraggeber ſei durch die mit der inhalt» 
lich richtigen, wenn auch nichtigen Beurkundung 
geleiſtete Arbeit bereichert.] f) 


(U. v. 13. Mai 1927; 332/26 III. — Kaſſel.) 
Abgedr. ZW. 1927, 2126. 


Sch.] 


ſie doch immerhin als privatſchriftliche gültig und die Grundlage der 
Auseinanderſetzung geweſen, und der bekl. Notar hätte in ſolchem 
Fall ſeine Verpflichtung, auf materiell gültige Erklärungen hinzu⸗ 
wirken (die Beteiligten hierüber zu belehren), verletzt. Trotzdem ſoll 
nach der von Weisweiler gebilligten Anſicht des RG. der Notar, 
obwohl er für den Inhalt der Urkunde erſatzpflichtig gemacht werden 
Kann, keinen Anſpruch auf Gebühren haben lediglich deshalb, weil 
die Urkunde als öffentliche nichtig iſt; ja auch dann nicht, wenn die 
als öffentliche unwirkſame Urkunde dem wirtſchaftlichen Bedürfnis 
der Beteiligten voll genügt, die Beteiligten ſich auf deren Grund 
beſtens auseinandergeſetzt haben. Das widerſpricht dem Rechtsgefühl. 
Man nehme auch den Fall, daß der beklagte Notar ſich auf An⸗ 
ſuchen des Kl. in das preuß. Staatsgebiet begab, um hier die Be⸗ 
teiligten über den Abſchluß der Auseinanderſetzung lediglich zu be⸗ 
raten, und daß er hier ihnen einen bloßen Entwurf zur Aus⸗ 
einanderſetzung gefertigt, alſo eine „halbamtliche“ Tätigkeit!) ent⸗ 
ſaltet hätte, ſo hätte er nach den wohl übereinſtimmenden Vorſchriften 
der Landesgeſetze für den Entwurf eine gleiche Gebühr zu fordern 
gehabt, wie für eine rechtswirkſame Beurkundung. Wenn er aber auf 
dem ihm verbotenen preuß. Staatsgebiet die Vereinbarungen in Form 
einer öffentl. Urkunde zu Papier bringt, auf Grund deren die Be⸗ 
teiligten den von ihnen verfolgten Zweck erreichen, ſo ſoll er keinen 
Anſpruch auf Gebühren haben! Das kann nicht Rechtens ſein. In 
einem Fall, wo ein preuß. Notar außerhalb ſeines Amtsbezirks, aber 
innerhalb des Staatsgebiets, ſeine Tätigkeit zu entfalten beauftragt 
war, ſprach ihm das RG. 111, 196 = JW. 1925, 2453 die Gebühren 
zu, weil eine ſolche Beurkundung nach Art. 39 Pry GG. wirkſam ge 
weſen wäre, aber zugleich mit der Begründung: habe der Notar den 
Auftrag, außerhalb ſeines Bezirks tätig zu werden, angenommen und 
zu Ende geführt, ſo dürfe das Ergebnis ſeiner amtlichen Mühewal⸗ 
tung, feines Wiſſens und Könnens und die Haftung aus feiner Ver⸗ 
antwortlichkeit nicht dem Auftraggeber zugute kommen, ohne daß 
dieſer dem Notar die geſetzlichen Gebühren ſchuldig wird. — Das muß 
auch in unſerem Fall gelten: führt die Urkunde den vom Beteiligten 
erſtrebten Erfolg wirtſchaftlich herbei, ſo darf der Umſtand, daß 
dem Notar die Beurkundung verboten war, den Notar nicht um ſei⸗ 
nen Gebührenanſpruch bringen; die Verletzung des Verbots iſt nur 
im Wege der Dienſtzucht zu ahnden. — 

Zutreffend nimmt das NG. an, daß die Beglaubigung 
rechtswirkſam erfolgt war, obwohl der Notar außerhalb des waldeck⸗ 
ſchen Staatsgebiets die Unterzeichnung der Beteiligten wahrgenom⸗ 
men hatte. Das gleiche gilt z. B. auch von der Ausſtellung der 
Lebensbeſcheinigung: Der badiſche Notar kann ein Zeugnis 
darüber, daß er den K. heute lebend geſehen hat, ausſtellen, auch 
wenn er ihn jenſeits der Rheinbrücke, alſo im Ausland, geſehen hat; 
denn nach Sinn und Zweck dieſes Zeugniſſes muß es gleichgültig 
ſein, ob der Notar die deſſen Ausſtellung vorbereitende Wahr⸗ 
nehmung im Inland oder im Ausland gemacht hat. 

Bei anderen nichtrechtsgeſchäftl. Beurkundungen ergibt fich aber die 
entgegengeſetzte Beurteilung. Wird z. B. der badiſche Notar beauftragt, 
einen Wechſel dem jenſeits der Rheinbrücke, alſo im Elſaß, wohnenden 
Schuldner zur Zahlung vorzulegen und zu proteſtie⸗ 
ren, ſo ſind ihm zwei gleichwertige Amtshandlungen aufgetragen, 
nämlich die Vorlegung des Wechſels und die Beurkundung des Vor⸗ 
„gangs. Die Amtshandlung der Vorlegung kann der Notar außerhalb 
der Grenzen des eigenen Staatsgebiets nicht bewirken; tut er dies 
dennoch und nimmt er nach der Rückkehr an ſeinem Amtsſitz eine 
Urkunde darüber auf, ſo iſt dies keine Proteſturkunde, wie ſie die 
Art. 41, 87 WO. vorausſetzen. — Ferner: die Satzungen der AktG. 
enthalten zuweilen die Beſtimmung, daß die GenVerſ. aus beſonde⸗ 
ren Gründen in einer anderen in der Nahe des Geſellſchafts⸗ 
beſitzes belegenen größeren Stadt abgehalten werden könne, auch iſt 
dies, wenn die Satzung über den Ort gänzlich ſchweigt, wohl als 


1) Dieſe iſt naturgemäß nicht an die Grenzen des Staats⸗ 
gebiets gebunden (Joſef: FGG. [2] Zuſ. II zu Art. 77 Pr. und 
in JW. 1927, 2122. 
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**. § 4 Nr. 11 PrStempStG. Verſtempelung 
des Vertrags, durch welchen der Ehefrau für den 
Fall der Scheidung, unabhängig von dem Schuld⸗ 
ſpruch, eine Rente verſprochen wird.] 

(U. v. 14. Juni 1927; 109/27 VI. — Berlin.) 


Abgedr. JW. 1927, 2128. 


Ku. 


III. Verfahren. 


9. 88 115, 567 3 PO. Bei Ablehnung des 
Armenrechtes kann die Zahlung des Gerichts- 
koſtenvorſchuſſes nicht mit der Begründung ver⸗ 


ſtillſchweigend feſtgeſetzt anzunehmen (Staub [12/13], Anm. 17 zu 
8 256). Geſetzt nun, die waldeckſche Dorfgemeinde, in der nach der 
Satzung die GenVerſ. abzuhalten iſt, iſt infolge von Naturereigniſſen 
ſchwer zugänglich geworden, die Verſammlung wird daher auf preuß. 
Gebiet abgehalten und der Waldecker Notar begibt ſich dorthin und 
bewirkt hier die Beurkundung (8 259 HGB.), fo wäre dieſe unwirk⸗ 
ſam. Zwar ſtellt der Notar dieſes Protokoll ohne jede Anteilnahme 
und Mitwirkung der Beteiligten her; es beſteht auch keine Vorſchrift, 
daß der Notar das Protokall gerade während der General⸗ 
verſammlung herſtellen müſſe; das Protokoll iſt alſo ein reiner 
Bericht, ein bloßes Zeugnis über den Verſammlungshergang (Joſef: 
JW. 1927, 2149). Daraus folgt aber nicht, daß die Tätigkeit des 
Notars während der GenVerſ. nur eine die Beurkundung vorbe⸗ 
reitende iſt und gleichſteht der oben erwähnten Wahrnehmung, die 
der Notar behufs demnächſtiger Ausſtellung eines Lebenszeugniſſes 
zu betätigen hat. Der Notar hat vielmehr auf eine geſicherte 
Beurkundung der Verſammlungsbeſchlüſſe hinzuwirken; er hat nie 
etwa auf Geheiß des Verſammlungsleiters niederzuſchreiben, was dieſer 
als Beſchluß bezeichnet, ſondern ſelbſttätig feſtzuſtellen, ob ein Be⸗ 
ſchluß mit der erforderlichen Mehrheit rechtswirkſam zuſtande gekom⸗ 
men iſt, ob ferner z. B. eine Rechtsverwahrung, die ein Beteiligter in 
der Verſammlung kundgibt, ſich als zum Protokoll erhobener Wider⸗ 
ſpruch (8 271 HGB.; RG. 53, 293) darſtellt; und die dem Urkunds⸗ 
beamten obliegende Belehrungspflicht beſteht grundſätzlich auch für die 
Beurkundung der Verſammlungsbeſchlüſſe, wenngleich ſie hier natürlich 
ſehr weſentlich abgeſchwächt iſt infolge der den Beteiligten inne⸗ 
wohnenden Sach- und Geſchäftskunde. Die Tätigkeit des Notars iſt 
alſo bei dieſer nichtrechtsgeſchäftlichen Beurkundung durchaus weſens⸗ 
gleich der Tätigkeit bei Beurkundung von rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
klärungen, und daraus folgt, daß dieſe Tätigkeit auch während der 
Verſammlung der Notar nur innerhalb der Grenzen der ihn be⸗ 
ſtellenden Staatshoheit ausüben kann. Wenn alſo eine heſſiſche Alt. 
auf badiſchem Gebiet ihre Gen“Verſ. abhält, jo kann der heſſiſche 
Notar ſelbſtverſtändlich nicht während der Verſammlung, alſo in 
Baden, das Protokoll aufnehmen. Aber auch, wenn er während der 
Verſammlung nur anweſend iſt, um deren Verlauf zu verfolgen, und 
er nach Rückkehr nach Heſſen das Protokoll herſtellt (wie im oben 
beſprochenen Fall der Unterſchriftsbeglaubigung), ſo wäre dieſe Be⸗ 
urkundung nichtig (vgl. hierüber Joſef in Holdheims NSchr. 
1915, 150). — Daß der Notar die Unterſchrift des Kl. und des E. 
beglaubigt hatte unter einer Vollmacht, durch die er ſelbſt — der be⸗ 
glaubigende Notar — die Auflaſſung zu erklären und entgegenzuneh⸗ 
men ermächtigt war, iſt zwar ordnungswidrig (Foſef: BayNot BO. 
14, 259), die Rechtswirkſamkeit der Beglaubigung war hierdurch aber 
nicht beeinträchtigt (KJ. 20, 186), fo daß dieſer Vorſtoß den Ge 
bührenanſpruch des Notars gleichfalls nicht ausſchloß. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 8. Die im 8 4h PrStempStG. v. 27. Okt. 1924 angeordnete 
Stempelfreiheit derjenigen Urkunden, welche die Erfüllung einer 
geſetzlichen Unterhaltspflicht zum Gegenſtande haben, findet — hier⸗ 
über beſteht kein Zweifel — Anwendung auf Verträge zwiſchen Ehe⸗ 
leuten, inhalts deren die Unterhaltsanſprüche der Frau für den Fall 
der Alfeinichuldigerklärung des Mannes geregelt werden. Dieſe im 
früheren PrStempStG. nicht enthaltene Befreiungsvorſchrift hat, was 
in der Praxis meines Wiſſens nicht immer beachtet wird, zur Folge, 
daß auch Notariatsur kunden des bezeichneten Inhalts dem 
Stempel der jetzigen TarSt. 12 (Protokolle) nicht unterliegen; denn 
der hier unter II „für alle Fälle“ vorgeſchriebene Notariatsurkunden⸗ 
ſtempel iſt nicht zu entrichten, wenn das notarielle Protokoll nach 
feinem Inhalt zu den im 8 4 des Gef. bezeichneten, von der Stempel⸗ 
ſteuer befreiten Urkunden gehört. 

Man wird dem RG. darin beipflichten müſſen, daß, worauf 
der Pr̃in M. bereits in einem Runderlaß v. 24. Nov. 1924 hin⸗ 
gewieſen hat, durch § 4h Stempelfreiheit nicht für Verträge begründet 
wird, in denen der Unterhaltsanſpruch der Frau für den Fall der 
Ehetrennung unabhängig von der Entſcheidung über die 
Schuldfrage geregelt wird. Daraus aber ergibt ſich nichts für 
die Entſcheidung der weiteren Frage, ob Verträge der letzteren Art, 
wenn ſie Vergleichsnatur haben, nur dem Vergleichsſtempel der 


weigert werden, die Ablehnung ſei zu Unrecht 
erfolgt.] 7) 

(Beſchl. v. 11. März 1927; III B 3/27.) Sch.] 
Abgedr. JW. 1927, 2131. 


** 10. 88 160, 164 3 P O.; § 818 BG B. Bei Ab⸗ 
weichung zwiſchen Sitzungsprotokoll und Tat⸗ 
beſtand iſt erſteres nur bei wirklichem Wider- 
ſpruch maßgebend. Behandlung der Verwen- 
dungen auf ein Grundſtück, wenn dieſes mit Be⸗ 
reicherungsanſpruch zurückgefordert wird.] 7) 

(u. v. 20. Mai 1927; 518/26 VI. — Jena.) [Ru.] 

Abgedr. JW. 1927, 1931. 


TarSt. 17 von 3 N. oder, ſoweit fie der Frau eine Geldrente ver⸗ 
ſchaffen, dem Wertſtempel der TarSt. 8 (Leibrenten⸗ und Renten“ 
verträge) unterliegen. Das RG. hat, ungeachtet der hiergegen vor⸗ 
gebrachten Bedenken, im Einklange mit der Verwaltungspraxis und 
ſeiner früheren Rſpr. daran feſtgehalten, daß durch einen ſolchen Ver⸗ 
gleich ein anderes neues Rechtsverhältnis begründet werde und infolge⸗ 
deſſen die Stempelabgabe der TarSt. 8 (2% vom Kapitalwert der 
Rente) zu entrichten ſei. Unter dieſen Umſtanden wird die Praxis 
der Auffaſſung des RG. folgen müſſen, auch wenn ſie die Begründung 
des Urt. nicht als überzeugend erachtet. Daß, wenn die Stempel 
pflicht nach Maßgabe der TarSt. 8 begründet iſt, fie nicht beſeitigt 
werden kann oder wegfällt, weil demnächſt im Eheſcheidungsprozeß 
der Mann für alleinſchuldig erklärt worden iſt, ergibt ſich, wie das 
895 zutreffend ausgeführt hat, aus der allgemeinen Vorſchrift des 
8 3 Abſ. 1. 
Geh. IR. Dr. E. Heinitz, Berlin. 


Zu 9. Die Entſch. ift ſelbſtverſtändlich, die Beſchwerde läuft 
darauf hinaus, geltend zu machen, daß der an ſich unanfechtbare 
Beſchl., durch den das Armenrecht verſagt iſt (8567 Abſ. 3 ZPO.) 
unrichtig ſei und nicht hätte ergehen dürfen. Sie macht alſo den 
Verſuch, die klare Beſtimmung des 8567 zu beſeitigen. Die Rechts- 
kraft des das Armenrecht verſagenden Beſchluſſes ſteht dem Ber 


ſchwerdeführer entgegen. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 10. A. Beſpr. von IR. Lemberg: JW. 1927, 1931f. 


B. Wenn die Nichtigkeit des Kaufvertrags mit Erfolg geltend 
gemacht wird und die vom Grundſtückskäufer aufgenommene Hypo⸗ 
thek nunmehr auf den urſprünglichen Verkäufer übergeht, muß der 
Käufer die ihm zugefloſſene Valuta voll dem Verkäufer vergüten; er 
kann aber beanſpruchen, daß ihm der Verkäufer die perſönliche Haf⸗ 
tung für die Hypothek abnimmt. Dieſe Rechtsſätze findet Lemberg 
(VI feiner Beſpr.) in der RGEntſch.; er hält fie für wichtig und ger 
recht. Aber was das MG. ſagt, iſt m. E. etwas ganz anderes und 
bedarf der Kritik. Der Fall lag nach dem mitgeteilten Tatbeſtand ſo, 
daß die Eigentumsklage, womit die Nichtigkeit der Veräußerung gel⸗ 
tend gemacht wurde, ſpäteſtens im Sommer 1922 erhoben war — 
LG. eutſchied am 18. Sept. 1922 — und der Käufer eine Hypothek 
von 7500 Goldmark, alſo offenbar nach der Klagezuſtellung, auf⸗ 
genommen hatte. MG. führt nun aus: Wenn der Verkäufer die Hy⸗ 
pothek übernimmt und den Käufer ſo von einer alten Schuld be⸗ 
freit, ſo kann er die Schuld dem Käufer in Rechnung ſtellen, und die 
Verpflichtung des Verkäufers zur Befreiung des Käufers von der 
perſönlichen Schuld gehört dann in die Urteilsformel ... und fährt 
fort: „klar erſichtlich iſt es freilich nicht, ob die Firma Z. (Verkäufer) 
bereit iſt, auch die perſönliche Haftung für die Hypothek zu über“ 
nehmen, und nicht vielleicht nur wegen der dinglichen Haftung 
auf dem Abzug der 7500 AM beſteht. Dies könnte fie, weil ſie 
durch die neue Belaſtung des Grundſtücks dieſes verſchlechtert zurück⸗ 
bekommt ...“ Das kann nur heißen: Die Aufnahme der Hypothek 
iſt, weil eine Verſchlechterung des Grundſtücks, im Rahmen der (nicht 
angeführten) 88 989 f. BB. vom Käufer zu verantworten. Der 
Käufer, der die Belaſtung ſchuf, trotzdem er den Mangel ſeines Rechts 
kannte oder — wie hier — bereits verklagt war, hat ſein Verſchulden 
zu vertreten, indem er die Wertminderung dem Verkäufer erſtattet, 
insbeſ. ſeinen eigenen Anſpruch auf Rückgewähr des gezahlten 
Preiſes darum kürzt. Dem wird zuzuſtimmen ſein. Von ſelbſt ver⸗ 
ſteht es ſich nicht; denn der Käufer hat die Hypothek nicht als Be⸗ 
ſitzer des Grundſtücks aufgenommen, der er nicht zu fein braucht, ſon⸗ 
dern als Rechtsinhaber (Bucheigentümer), er hat auch nicht das 
Grundſtück ſelbſt verſchlechtert, ſondern nur den für den Eigentümer 
verfügbaren Wert vermindert. Die Erſtreckung der 88 989 f. auf 
dieſen Fall entſpricht aber ihrem Zweck. Soweit hiernach eine Erſatz⸗ 
pflicht beſteht, kann ſie über die Vergütung der empfangenen Valuta 
hinausgehen (gegen Lemberg), z. B. weil die Hypothek mit 
höherem Verluſt aufgenommen oder höher zu verzinſen iſt, als es bei 
einer zur Zeit des Erſatzes aufzunehmenden Beleihung der Ja 
wäre. Denkbar iſt es auch, daß ſie einmal dahinter zurückbleibt, näm⸗ 
lich wenn die Hypothek über den Wert des Grundſtücks hinausgeht, 
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11. 8519 Abſ. 6 Satz 4 3PO. Die Hemmung 
des Ablaufes der Begründungsfriſt kann regel- 
mäßig nur einmal erfolgen. Eine Ausnahme iſt 
gegeben, wenn es ſich bei einem wiederholten 
Heſuch weniger um eine Erneuerung, als um eine 
Ergänzung des erſten Geſuches handelt.] 

Gegen das klagabweiſende Urteil des LG. hatte der Kl., 
weichem im erſten Rechtszuge das Armenrecht bewilligt war, 
Berufung eingelegt. Der Vorſitzende des BG. hatte eine 


Hriſt zum Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr bis zum 
58. März 1927 beſtimmt und fie auf Antrag des Kl. bis zum 


22. April 1927 einſchließlich verlängert. Am 22. April 1927 
reichte der Kl. unter Beifügung eines Armutszeugniſſes einen 
ntrag auf Bewilligung des Armenrechts ein. Dieſer wurde 
durch Beſchluß v. 29. April, zugeſtellt am 4. Mai, zurück⸗ 
gewieſen, weil die Armut des Kl. nicht glaubhaft gemacht ſei. 
m 14. Mai 1927 reichte der Kl. ein weiteres Armenrechts⸗ 
geſuch ein unter Beifügung von Unterlagen, aus denen ſich 
‚em Unvermögen zur Zahlung der Prozeßkoſten ergeben ſollte. 
Auch dies Geſuch iſt — durch Beſchluß v. 19. Mai, zugeſtellt 
am 20. Mai 1927 — zurückgewieſen worden mit der Be⸗ 
gründung, daß der Antragſteller Eigentümer zweier un⸗ 
belaſteter Häuſer und ſeine Armut daher nicht glaubhaft ge⸗ 
macht ſei. Am 31. Mai 1927 hat der Kl. dann den Nachweis 
der am gleichen Tage erfolgten Zahlung der Prozeßgebühr 
erbracht. Das BG. hat jedoch durch Beſchluß v. 2. Juni 1927 
die Berufung des Kl. wegen nicht rechtzeitigen Nachweiſes der 
Jahlung der Prozeßgebühr als unzuläſſig verworfen. Hier⸗ 
gegen richtet ſich die ſtatthafte und friſtgerechte ſofortige Be⸗ 
ſchwerde des Kl. Die Einreichung des erſten Armenrechts⸗ 
geſuches hatte gemäß 8 519 Abſ. 6 Satz 4 ZPO. die Hem⸗ 
mung des Ablaufs der Friſt zum Nachweis der Zahlung der 
Prozeßgebühr bis zum 18. Mai zur Folge. Dieſe lief ſomit 
am 19. Mai ab. Iſt durch die Einreichung des weiteren 
Armenrechtsgeſuches nicht eine weitere Hemmung des Friſt⸗ 
ablaufes eingetreten, ſo iſt der dem Kl. obliegende Zahlungs⸗ 
uachweis nicht friſtgemäß erfolgt. Im Falle einer erneuten 
emmung war der Nachweis am 31. Mai noch rechtzeitig. In 
er Regel kann die Hemmung des Ablaufs der Friſt des § 519 
5.6 Satz 4 ZPO. nur einmal erfolgen (RG. 110, 4021); 
Beſchlüſſe b. 22. Sept. 1925, VI B 22/25 [JW. 1925, 24671], 
v. 22. Dez. 1925, II B 33/25 [JW. 1926, 1563 12). Dies iſt 
fun für den Fall anerkannt worden, daß nach ſachlicher Prü⸗ 
ung und Zurückweiſung des zunächſt eingereichten Geſuches 
wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung ein weiteres 
„Auch mit neuer Begründung eingereicht worden iſt (Beſchl. 
15. Dez. 1926 IB 8/26). Dagegen iſt bereits eine Hem⸗ 
mung des Friſtablaufs durch ein wiederholtes Geſuch in 
— 


90 alſo nicht mindert (Schornſteinhypothek). Andererſeits ſcheint 
Arie Pflicht des erſatzberechtigten Verkäufers gegenüberzuſtehen, 
cin die der Hypothek zugrunde liegende Schuld ihn nicht zu be⸗ 
hren. RG. hat ihn denn auch ſogar ausdrücklich für befugt erklärt, 
8 ren Übernahme abzulehnen, und eine Begründung für unnötig er⸗ 
chtet. So einfach liegt die Sache aber nicht. Der Verkäufer wird durch 
en Käufer dafür entſchädigt, daß ſich der Gläubiger aus dem Grund⸗ 
0 K befriedigen kann. Daraus folgt zunächſt: Befriedigt er ſich 
anach in der Tat, jo darf der Verkäufer die nach 8 1143 BGB. 
ma ihn übergehende Forderung nicht gegen den Käufer geltend 
5 achen; ebenſo muß er, wenn der Gläubiger etwa noch vom Käufer 
in ebigt wird, dieſem Erſatz leiſten — beides, um ſich nicht grund⸗ 
95 zu bereichern; im letztern Fall erwirbt der Käufer alſo die 
8 (8 1164 BGB.). Der Verkäufer muß aber dem Käufer 
Den über auch für verpflichtet erachtet werden, den Gläubiger zu 
Er bigen und zur Übernahme der perſönl. Schuld bereit zu ſein. 
Si üßt ſich die Hypothekenſumme ja nicht zu ſeiner vorläufigen 
bi cherung zahlen, um ſie dem Käufer zurückzugeben, wenn der Gläu⸗ 
oe das Grundſtück unbehelligt läßt, ſondern er verlangt einen end⸗ 
10 ‚gen Ausgleich für den durch die Belaſtung bereits erlittenen, durch 
5 Befriedigung des Gläubigers nur noch zu liquidierenden Ver⸗ 
ſelbſt bier rh; er will dazu ſo geſtellt werden, als wenn er jetzt 
nem N. gleiche Beleihung aufnähme, deshalb den entſpr. Betrag fei- 
in ermögen zuführen und nach Gutdünken verwenden. Die Erhebung 
— lolchen e ſtatt der Beſeitigung der Hypothek, die 
F 5249 BGB. verlangen könnte, iſt aber nur mit dem Willen 
ertrüglich, auch die Pflichten des Käufers zu erfüllen und mit der 
Aach e ſeines Vermögens, wohin die Schadenſumme fließt, 
y für die Schuld einzuſtehen. Nur eine Pflicht, den Käufer von 
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einem Falle angenommen worden, in dem eine ſachliche Nach⸗ 
prüfung des erſten Geſuches nicht ſtattgefunden hatte, dieſes 
vielmehr wegen eines unzureichenden Armutszeugniſſes ab⸗ 
gelehnt worden war, in welchem darauf aber in einem er⸗ 
neuten Geſuche neue Beſcheinigungen über das Unvermögen 
zur Zahlung der Prozeßkoſten vorgelegt worden waren (JW. 
1926, 24348, Beſchl. v. 6. Jan. 1926, II B 1/26). Es iſt dies 
damit begründet worden, daß es ſich im Grunde gar nicht um 
ein neues Geſuch, ſondern um eine Ergänzung eines früheren 
gemäß einer richterlichen Beanſtandung handele. Einen ähnlichen 
Gedankengang hat auch bereits die Entſch. JW. 1925, 24671 
herangezogen, wenn ſie auch nicht darauf beruhen mag. Es 
erſcheint auch berechtigt, in Fällen ſolcher Art eine Ausnahme 
von der grundſätzlichen Stellungnahme zuzulaſſen. Mit dem 
Zweck der Beſtimmung des § 519 Abſ. 6 Satz 4 ZPO., eine 
Erleichterung der Zahlung der Prozeßgebühr für die weniger 
leiſtungsfähigen Schichten der Bevölkerung zu ſchaffen, ſteht 
es durchaus im Einklang, in ſolchen Fällen, in denen es ſich 
nur um den Nachweis des Zahlungsunvermögens handelt, 
einem erneuten Geſuch, in welchem verſucht wird, den nicht 
genügend befundenen Nachweis zu ergänzen, ebenfalls hem⸗ 
mende Wirkung beizulegen. Es wird der Prüfung des Einzel⸗ 
falles überlaſſen bleiben müſſen, ſolche Fälle auszuſcheiden, 
in welchen die Wiederholung nicht ausreichend begründeter 
Geſuche nur erfolgt, um das Eintreten der Vorausſetzungen 
für eine Verwerfung der Berufung hinauszuſchieben. Damit 
wird die Möglichkeit durchaus gewahrt, dem Rechtsgedanken, 
welcher dafür beſtimmend geweſen iſt, wiederholten unbegrün⸗ 
deten Geſuchen die hemmende Wirkung zu verſagen, gerecht 
zu werden. Soweit der 2. Sen. des RG. in dem Beſchl. vom 
22. Dez. 1925 eine abweichende Anſicht vertreten hat, hat er 
ſie offenbar in dem ſpäteren Beſchl. v. 8. Jan. 1926 ver⸗ 
laſſen. Da der vorliegende Fall keine Veranlaſſung zu der 
Annahme gibt, daß es ſich nur um eine bewußt unbegrüns 
dete Hinausſchiebung der Friſt für die Gebührenzahlung han⸗ 
delt, beſtehen keine Bedenken, dem nur eine Ergänzung des 
Armutsnachweiſes verſuchenden, wiederholten Armengeſuch aus 
den angeführten Gründen hemmende Wirkung beizulegen. 
(Beſchl. v. 29. Juni 1927; B 6/27 J. — ey 
a. 


12. 8519 Abſ. 6 3 PO. Die Friſt für den Nach⸗ 
weis der Zahlung der Prozeßgebühr kann durch 
Armenrechtsgeſuch nur einmal gehemmt werden; 
jedoch zählt ein vor Friſtbeginn eingereichtes 
Geſuch nicht mit.] 7) 

(Beſchl. v. 21. Mai 1927; B 13/27 V. — Berlin.) [Sch.] 

Abgedr. ZW. 1927, 213437, 


feiner Verbindlichkeit zu befreien, alſo einen Widerſtand des Gläu⸗ 
bigers gegen den Schuldnerwechſel zu beſeitigen, läßt ſich nicht be⸗ 
gründen. Mit deſſen Einvernehmen kann der Käufer aber bei 
Schadloshaltung des Verkäufers frei werden und jedenfalls den⸗ 
ſelben auf Befriedigung des Gläubigers belangen ſowie ihn zur 
Verantwortung ziehen, wenn ſeine Säumnis ihn zur nochmaligen 
Zahlung an den Glaubiger nötigt. 

Fehlen die Vorausſetzungen der S$ 989 f. BGB., fo gelten m. E. 
die Ausf. des Urt. des 14.35. des KG. v. 26. Okt. 1926 (14 U 
2805/26): Beſeitigung der Hypothek kann nicht verlangt werden, 
weil 8 1004 BGB. nicht zutrifft; die Hypothek beſteht nicht kraft 
des Willens des Käufers fort, ſondern kraft des Rechts des Gläu⸗ 
bigers als Wirkung der beendigten Eigentumsſtörung des Käufers. 
Daß dieſer durch Ablöſung der Schuld die Hypothek wegſchaffen 
könnte, iſt unerheblich und feſtzuſtellen gerade, ob er es muß (arg. 
e contr. aus 88 989 f. BGB.). Dagegen gilt § 816 BGB.; denn die 
Hypothekenvaluta iſt ungeachtet der daneben übernommenen perſönl. 
Verpflichtung durch die Belaſtung des Grundſtücks erlangt. Auch hier 
kann der Eigentümer, der ſich die Hypothekenſumme herauszahlen 
läßt, die Übernahme der dafür vom Käufer eingegangenen Verbindlich⸗ 
keit nicht ablehnen, ohne fie herbeiführen zu müuſſen. 

KGR. D. Cohn, Berlin⸗Friedenau. 


Zu 12. Die Entf. iſt ſehr zu begrüßen. Ohne auf die grund⸗ 
ſätzliche Frage einzugehen, ob die Hemmung einer Friſt ſchon ein⸗ 
treten kann, bevor ſie zu laufen begonnen hat, entſcheidet der 5. Sen. 
für § 519 VI dahin, daß zwar nur ein Armenrechtsgeſuch die Friſt 
hemmt, ein wiederholtes Geſuch dagegen nicht mehr, daß aber hierbei 
jedes Geſuch außer Betracht bleiben muß, welches eingereicht war, 
ehe die Friſt geſetzt war. Damit iſt für die viel erörterte Streit⸗ 
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13. 58 549, 551 3 PO. Eine Entſcheidung, die 
durch Irrtum in rechneriſchen Erwägungen be⸗ 
einflußt iſt, beruht auf Geſetzesverletzung. — 
Für die Frage des Zinsſatzes zu Ausgang des 
Jahres 1923 ſind die jetzigen Erkenntniſſe der 
Währungsentwicklung unbrauchbar.] if) 

(U. v. 11. Mai 1927; 219/26 J. — Berlin.) 


Abgedr. JW. 1927, 2135. 


14. S 551 Ziff. 7 ZPO.; § 242 BGB. 

1. Ein Urteil iſt nur dann „nicht mit Grün⸗ 
den verſehen“, wenn es wenigſtens einen ganzen 
Rechtsbehelf in den Gründen mit Stillſchweigen 
übergeht. 

2. Aufwertung des Friedenspreiſes eines 
Flugplatzes; Weigerung der Aufwertung ſchadet 
dem Käufer nicht, wenn ſich der Verkäufer vom 
Vertrage losgeſagt hatte.] 7) 

(U. v. 13. Juni 1927; 257/26 V. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1927, 1861. 


[Ka.] 


Sch.) 


frage, die bisher immer nur für einzelne Sonderfälle entſchieden war, 
ein feſter Standpunkt gewonnen, der in derſelben Richtung liegt, 
wie die bisherige Rſpr. des RG. Eine Ergänzung wird man jedoch 
zu dem Beſchluß geben müſſen, die beſonders hervorzuheben im vorl. 
Falle ein Anlaß nicht gegeben war, die aber in dem Beſchl. des 1. Sen. 
v. 15. Dez. 1926 (Zur. 1927 Beil. 420) gegeben ift: Ein zweites 
Armenrechtsgeſuch hemmt nur dann nicht mehr, wenn das erſte nach 
Beſtimmung der Friſt eingereichte Geſuch ſachlich geprüft und 
zurückgewieſen worden iſt, weil die Berufung ausſichtslos ſchien. 
Hiernach läßt ſich der Rechtszuſtand, wie folgt, zuſammenfaſſen: Nur 
das erſte Armenrechtsgeſuch hemmt die Friſt, aber bei der Zählung 
der Armenrechtsgeſuche bleiben außer Betracht: 

1. alle Geſuche, die vor Einlegung der Berufung eingereicht 
waren, gleichgültig ob auch der verſagende Beſchl. ſchon vor Ein⸗ 
legung der Berufung zugeſtellt war oder nicht; 

2. alle Geſuche, die zwar nach Einlegung der Berufung, aber 
vor der Friſtſetzung, genauer geſagt, vor Zuſtellung der die Friſt 
ſetzenden Verfügung eingereicht ſind, gleichgültig, ob darüber be⸗ 
reits vor Friſtſetzung entſchieden war oder nicht (für letzteren Fall 
anders: Sonnen, JW. 1926, 1564); 

3. Geſuche, die nach der Friſtſetzung eingereicht ſind, zählen dann 
nicht mit, wenn ſie ohne ſachliche Prüfung wegen ungenügenden 
Nachweiſes der Armut abgewieſen ſind, und das neue Geſuch neue 
Tatſachen zum Nachweis der Armut vorbringt (jo RG. v. 8. Jan. 
1926 JW. 1926, 2434 6 [zuft. Heilberg]; RG. v. 22. Sept. 
1925 JW. 1925, 24671; Sonnen, ZW. 1926, 1564; Baum⸗ 
bach, 11 zu 8519 [f. jedoch unten!). 

Dagegen zählt jedes nach Zuſtellung der Friſtſetzungsverfügung 
eingereichte Geſuch, über das ſachlich ablehnend entſchieden iſt, auch 
dann, wenn das neue Geſuch neue Tatſachen vorbringt, um darzu⸗ 
tun, daß die Berufung nicht ausſichtslos ſei. (Wohl nur ſcheinbar in⸗ 
folge zu kurzer Ausdrucksweiſe anders: Baumbach, 11 zu 
5519; Sonnen, Streitfragen JW. 1927, 541 zu V2 bt bd: 
ſtatt „wenn das neue Geſuch neue Tatſachen vorbringt“ muß es 
wohl auch bei Baumbach, wie der Hinweis auf RG. JW. 
1925, 2467 zeigt, heißen: „neue Tatſachen zum Nachweis der Armut“.) 

Mit Recht ſtellt das NG. ferner nicht allein auf die „Be⸗ 
ſtimmung der Friſt“ ab, ſondern erwähnt ausdrücklich auch die Be⸗ 
ſtimmung „des Betrages der zu zahlenden Prozeßgebühr“, damit 
andeutend, daß auch dieſe für die Wirkſamkeit der Friſtſetzung 
weſentlich iſt, ohne daß allerdings dieſe Frage von dem RG. näher 
erörtert wird, da ein Anlaß hierzu nicht vorlag. Über die vielen 
Streitfragen, die ſich hieran knüpfen, verweiſe ich auf meine Zu⸗ 
ſammenſtellung JW. 1927, 419 zu III und 539 ff. zu IV. Dahingeſtellt 
läßt das RG., wie die Hemmung dann zu beurteilen iſt, wenn die Friſt 
nicht nach Zeiträumen, ſondern durch Nennung des Endtages beſtimmt 
iſt. Hierüber vgl. meine Zuſammenſtellung JW. 1927, 542 zu V3 d 
und dazu neuerdings RG. v. 7. Dez. 1926 — Jur. 1927, 419. 


RA. Theodor Sonnen, Berlin. 


Zu 13. Kann die Reviſion auf eine Verletzung der 
Geſetze des Denkens geſtützt werden? Das RG. bejaht dieſe 
Frage in einem Falle, in welchem das BG. bei Errechnung der ge⸗ 
ſchuldeten Summe eine falſche Rechenmethode angewendet hat. Es 
ſpricht aus, daß, wenn die rechneriſchen Ausführungen vollkommen 
unverſtändlich, in ſich völlig dunkel wären, die Reviſion aus 8 551 
Ziff. 7 ZPO. begründet ſein würde, daß aber auch dann, wenn die vom 
BG. angewendete und an ſich erkennbare und verſtandliche Berech⸗ 
nungsart ſachlich unrichtig ſei, die Reviſion aus § 549 begründet fein 
könne. Dieſe Auffaſſung iſt durchaus zutreffend. Man möchte jagen, 
daß auch die Denkgeſetze zu den Geſetzen gehören, deren Gel⸗ 


15. 88 1039, 1042 8 PO. Aus Schiedsſprüchen, 
bei denen eine Vollſtreckbarkeitserklärung mög⸗ 
lich iſt, gibt es keine Erfüllungsklage.] 

Der Kl. hat im Wege der Klage beim LG. Aufhebung 
eines gegen ihn ergangenen Schiedsſpruchs gefordert; der 
Bekl. mit Widerklage Vollſtreckbarkeitserklärung des Schieds⸗ 
ſpruchs, hilfsweiſe Verurteilung zu deſſen Erfüllung ge 
fordert und erlangt. Auf die Rev. des Kl. iſt das Urteil 
wegen der Verurteilung auf die Widerklage aufgehoben. Die 
Erfüllungsklage mag ebenſo wie aus ausländiſchen Schieds⸗ 
ſprüchen auch aus ſolchen inländiſchen Schiedsſprüchen zuzu⸗ 
laſſen ſein, deren Vollſtreckbarerklärung nicht zu beſeitigende 
Hinderniſſe, wie u. a. die Nichterfüllung der Vorausſetzungen 
des 81039 3PO. entgegenſtehen (fo anſcheinend auch eine 
Bemerkung in dem die Vollziehung ausländiſcher Schieds⸗ 
ſprüche betreffenden Urteil RG. 30, 370). Ihre Zulaſſung 
bei einem formell gültigen, deshalb nach 8 1040 3PO. der 
Rechtskraft teilhaftigen Schiedsſpruch würde die Erwirkung 
einer zweiten rechtskräftigen Entſcheidung über den gleichen 
ſtreitigen Anſpruch ermöglichen, und den Schuldner, da das 
Beſtehen eines ſolchen Erfüllungsurteils als Hindernis für die 
Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs oder als Grund 
für deſſen Aufhebung in den 88 1042, 1041 ZPO. nicht 
vorgeſehen iſt, der Gefahr eines zweiten vollſtreckbaren Titels 


1 ſich über den Bezirk eines jeden Berufungsgerichts hinaus 
erſtreckt. 

Wer nur auf den Wortlaut des 8 549 ſieht und insbeſ. den des 
8550 („Rechtsnorm“) heranzieht, wird hier vielleicht zweifelhaft ſein, 
ob dies nicht eine Grenzüberſchreitung der Reviſionsinſtanz bedeute. 
Sudeffen liegt die Beſchrankung unſerer deutſchen Reviſion — 
wie von jeher anerkannt und immer wieder in der Praxis beſtätigt — 
nicht wie die der franzöſiſchen Kaſſation poſitiv darin, daß fie 
nur Platz greift, wenn ein Urteil „contiendra une contravention 
expresse au texte de la loi“ (Gef. v. 1. Dez. 1790), ſondern nega⸗ 
tib darin, daß das Rev. nach 8561 Abſ. 2 die konkreten tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des BG., falls fie ordnungsmäßig getroffen 
wurden, einer ſachlichen Nachprüfung nicht unterziehen kann. Alles, 
was im Syllogismus des BU. nicht Tatſache dieſes Einzelfalls, ſon⸗ 
dern vielmehr ein auf dieſe Tatſachen angewendeter Oberſatz iſt, ilt 
reviſibel. Dies gilt nicht nur für Rechtsſätze, ſoweit ihnen nicht 8549 
die Nevifibilität wegen der Grenzen ihres Geltungsbereichs ab⸗ 
erkennt, ſondern auch für Oberſätze außerjuriſtiſcher Natur, die „Er⸗ 
fahrungsſätze“ jeder Art. Ihre Feſtſtellung (oder ſtillſchweigende 
Anwendung) durch das BG. iſt für das Rev. ebenſowenig bindend, 
wie ihre übereinſtimmende Anwendung durch die Parteien für das 
Inſtanzgericht bindend war (vgl. Stein, ZPO. 8 549 III B 2, 8 282 
II3 und Privates Wiſſen des Richters, S. 109 ff.), Zu dieſen revi⸗ 
ſibeln „Erfahrungsſätzen“ gehören ſelbſtverſtändlicherweiſe in erſter 
Reihe auch die Geſetze der Logik (im weiteſten Sinne). Eine un⸗ 
logiſche Urteilsbegründung, welche durch Anwendung unrichtiger Ober- 
ſätze oder durch unrichtige Folgerungsmethoden von den feſtgeſtellten 
Einzeltatſachen zu unzutreffenden, in der Rechtsfolge ſich äußernden 
Ergebniſſen gelangt ift, iſt reviſibel. Daß dies ſogar im Falle unlogi⸗ 
ſcher Beweiswürdigung zutrifft, habe ich in der Feſtſchrift für Frans 
Klein (1914) S. 135 an der Hand einer Reihe von RGentſch⸗ 
dargelegt. 

Der Hinweis des RG. auf 8 549 iſt auch deshalb ebenſo zur 
treffend wie notwendig, um vielleicht auftauchende Zweifel daran 
zurückzuweiſen, ob es ſich in einem ſolchen Falle nicht nur 
um eine Geſetzesverletzung „in bezug auf das Verfahren“ handle. 
Der innere Vorgang der Urteilsfindung gehört nicht zum Verfahren 
i. S. des 8 559. Hat das Gericht bei feiner Urteilsfindung Denk⸗ 
geſetze verletzt, ſo hat es in judicando, nicht in procedendo geirrt. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Heins heimer, Heidelberg. 


Zu 14. Die Entſch. iſt in ihrem erſten Teile von ähnlichen Er 
wägungen getragen wie die angeführte Entſch. in der 28. In beiden 
Fällen handelt es ſich um Grundſtücksverkäufe zu beſonders niedrigen 
Preiſen. Während aber in dem früher entſchiedenen Falle der Verkauf 
zur Zeit der bereits begonnenen Geldentwertung ſtatthatte, wurde er 
im jetzigen Falle vor dem Kriege abgeſchloſſen. Dies iſt jedoch für die 
rechtliche Beurteilung ohne Bedeutung; in jedem Falle iſt bei der 
Feſtſtellung des Aufwertungsbetrags von dem billigen Vertragspreis, 
nicht von dem heutigen Grundſtückswert auszugehen. — Im zweiten 
Teile der Entſch. wird das Recht des Verkäufers, wegen Weigerung 
der Aufwertung des Kaufpreiſes ſeitens des Käufers vom Vertrage 
zurückzutreten, verneint, wenn der Verkäufer, ſtatt Aufwertung zu 
verlangen, ſich vom Vertrage losgeſagt hatte. Das Urt. ſchließt 
fi) hierin der bisherigen Rſpr. des RG. an (Warngſpr. 1923/24 
Nr. 146 u. 174). 

Sen Präſ. i. R. Dr. Fürſt, Karlsruhe. 
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anden des gleichen Schuldpoſtens ausſetzen. Gegenüber der⸗ 
0 igen Abweichungen von den Grundſätzen des Prozeßrechts 
> den Mißſtänden, die dieſe Abweichungen zur Folge haben 
iarden, müſſen die Unzuträglichkeiten, die ſich für den Gläu⸗ 
ziger aus der Vorſchrift des § 1042 Abſ. 3 über die Aus⸗ 
lebung der Vollſtreckbarkeitserklärung bis zur Erledigung des 
echtsſtreits über die Aufhebungsklage ergeben können, als 
nder bedeutſam zurücktreten. Es muß angenommen wer⸗ 
en, daß der Geſetzgeber, indem er in § 1042 zur Vollſtreckung 
Schiedsſpruchs den Weg der Vollſtreckbarkeitserklärung 
Br rieb, hiermit für alle zu dieſem Verfahren tauglichen 
Fepiedsſprüche jeden anderen Weg zur Zwangsvollſtreckung 
nr ausſchließen wollen, und zwar auch für die Dauer einer 
ae nach § 1042 Abſ. 3 verfügten Ausſetzung des Verfahrens 
er den Autrag auf Vollſtreckbarkeitserklärung. 
v. 1. Juli 1927; 13/27 VI. — Hamburg.) [Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 


— 16. [88 114, 200 StG B. „Offentlichkeit“ der Be- 
teidigung. Unternehmen der Beamtennötigung 
Gegenüber einem Zuſtellungsbeamten.] 7) 
W I. Eine Beleidigung iſt nicht ſchon öffentl. begangen 
ligrden, wenn ſie an einem öffentl., dem Publikum zugäng⸗ 
daten Ort ausgeſprochen wurde; vielmehr muß feſtſtehen, 
1 eine größere Anzahl durch nähere Beziehungen nicht ver⸗ 
anldener Perſonen unmittelbar davon Kenntnis nehmen 
unte, und daß der Täter ſich deſſen bewußt war. 
11 unte ſie, von unberechenbaren Zufällen abgeſehen, tatſäch⸗ 
ch oder nach der Vorſtellung des Täters nur von 
em engeren Kreis oder von der Perſon, für die ſie beſtimmt 
> wahrgenommen werden, iſt fie nicht öffentlich begangen. 
zu gegebenen Fall hat der Angekl. dem Sch. die Beleidi⸗ 
renn auf dem Treppenflur, auf der er ihm in er⸗ 
ter Stimmung gefolgt war, nachgerufen. Bei der Erörterung 
zw Frage, ob Verleumdung vorliege, iſt feſtgeſtellt, es habe 
leid., die Möglichkeit beſtanden, daß dritte Perſonen die Be⸗ 
da igungen hörten; die Verhandlung habe jedoch nichts 
ir ergeben, daß die Außerung außer von Sch. auch 
7500 anderen vernommen wurde und für jemanden 
dohi eren als für Sch, beſtimmt war. Dies iſt offenbar 
R, du verſtehen, dem Angekl. habe in feiner Erregung die 
erſtellung davon gefehlt, daß auch noch andere 
mit omen die Beleidigungen hören konnten. Da⸗ 
Ki entfällt der Begriff der öffentlichen Beleidigung. Die Zu⸗ 
ennung der Veröffentlichungsbefugnis iſt daher zu ſtreichen. 
Sch ech den Feſtſtellungen des Schöff®. hat der Angekl. dem 
we, der ihm ein amtliches Schriftſtück gegen Behändigungs⸗ 
A weis zuſtellen ſollte, alsbald beim Betreten der 
und nung ein beleidigendes Schreiben vorzuleſen begonnen 
duße Fo die Frage Sch.s, ob er unterſchreiben wolle, ge⸗ 
rauslo: „Nein, ich unterſchreibe nicht, machen Sie, daß Sie 
8 ommen; Sie machen ſich des Hausfriedensbruchs ſchul⸗ 
8 Als der Angekl. auch auf eine wiederholte Frage die 
ie rſchrift verweigerte, entfernte ſich Sch., nachdem er ſelbſt 
as Unterſchrift auf dem Behändigungsnachweis vollzogen 
der: Daß er dabei das zuzuſtellende Schriftſtück zurückließ, 
. ausdrücklich geſagt, aber aus der zuletzt erwähnten 


daß Zu 16. In dem vorſtehenden Urt. iſt es wohl zweifelslos, ebenſo, 
erkennu, Verurteilung wegen Beleidigung berechtigt, wie die Zu⸗ 
Beziehung der Veröffentlichungsbefugnis unberechtigt war. In dieſer 
Ü 8 kann man den Ausführungen des RG. nur beitreten. 

Prüfun die Freiſprechung wegen Beamtennötigung noch einer neuen 
StA. 8 benötige, iſt zum mindeſten zweifelhaft. Aus dem von der 
if 0 angefochtenen Urt. mitgeteilten Gründen für die Freiſprechung 
Nn 95 lich nur deren Berechtigung zu entnehmen. Der Angekl. hat 
Sch. olizeiaſſiſtenten Sch. gar nicht gedroht, ſondern nur die von 
geäußert hene Überreichung zurückgewieſen und ſeine Meinung dahin 
Tati Fi . daß Sch. einen Hausfriedensbruch begehe. In keiner dieſer 
5 Rann m. E. auch nicht ein Unternehmen der Beamten⸗ 
Suiten erblickt werden, denn der Angekl. Hat nicht verſucht die 

8 zu verhindern, ſondern nur die Beſcheinigung zu unter- 
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Feſtſtellung zu entnehmen. Bei der näheren Erörterung dieſes 
Vorgangs iſt im ſchöffengerichtlichen Urteil noch weiter aus⸗ 
geführt, Sch. habe noch nicht mit ſeiner Amtshand⸗ 
lung, der Zuſtellung, begonnen gehabt, als der An⸗ 
geklagte durch die Drohung auf ihn eingewirkt habe. Als 
Grund für ſein Verhalten hatte der Angekl. angegeben, er 
habe geglaubt, daß Sch. zur Vornahme einer Zuſtellung an 
ihn nicht berechtigt ſei, weil er mit ihm mehrfach Streit ge⸗ 
habt habe. Mit dieſen vom BG. in Bezug genom- 
menen Feſtſtellungen des SchöffG. iſt die Frei⸗ 
ſprechung des Angekl. hinſichtlich eines Vergehens der Be⸗ 
amtennötigung und ihre Begründung durch das BG. nicht 
vereinbar. Die Sf. geht zwar mit Recht davon aus, daß 
der Empfänger des zuzuſtellenden Schriftſtücks zur Abgabe 
einer Empfangsbeſcheinigung nicht gezwungen werden könne, 
daß es im Fall der Verweigerung der Unterſchrift dem Zu⸗ 
ſtellungsbeamten überlaſſen bleibe, auf den Behändigungs⸗ 
ſchein ſelbſt einen entſprechenden Vermerk zu ſetzen, und daß 
er dies auch außerhalb des Zuſtellungsraumes tun könne. 
Richtig iſt auch, daß der eigentliche Zuſtellungsakt 
mit der Aushändigung oder, falls die Entgegennahme 
verweigert wird, mit der Niederlegung beendet iſt, und 
daß der Vermerk auf dem Behändigungsſchein keinen Teil 
des Zuſtellungsaktes bildet. Durch die Unterzeichnung des 
Behändigungsſcheines wird, ebenſo wie durch die Aufnahme 
einer förmlichen Zuſtellungsurkunde, lediglich ein Beweis- 
mittel für die Ausführung des Zuſtellungsaktes 
geſchaffen. Allein, im gegebenen Fall iſt in keiner Weiſe 
dargetan, daß vor der Außerung des Angekl., die 
von den Vorderrichtern als Drohung mit einer Anzeige wegen 
Hausfriedensbruchs erachtet wird, bereits eine Aushändigung 
oder eine Niederlegung ſtattgefunden habe und hierdurch der 
Zuſtellungsakt beendet geweſen ſei. Die Feſtſtellungen 
des SchöffG. ſprechen vielmehr dafür, daß der Angekl. den 
Sch. durch ſeine Drohung zur Unterlaſſung des Zuſtellungs⸗ 
aktes ſelbſt nötigen wollte. Der Umſtand, daß Sch. ſich durch 
die Drohung nicht abhalten ließ, die Zuſtellung auszuführen, 
ja, daß er, wie die St. meint, an der Niederlegung durch 
die Drohung gar nicht gehindert werden konnte, daß alſo die 
Drohung gar nicht geeignet war, die Ausführung der Bus 
ſtellung zu hindern, würde die Annahme einer Beamten⸗ 
nötigung nicht ausſchließen, da ſchon das Unternehmen, alſo 
auch der bloße Verſuch — und zwar nach der Rſpr des RG. 
auch der untaugliche Verſuch — der Beamtennötigung zum 
Tatbeſtand eines ſelbſtändigen Verbrechens erhoben iſt. Dazu 
kommt, daß auch die Beſchaffung eines Beweis- 
mittels für die Ausführung der Zuſtellung, wie⸗ 
wohl ſie nicht mehr zum Zuſtellungsakt gehört, doch eine 
Amtshandlung iſt, ſo daß auch der Verſuch der Nötigung 
zur Unterlajjung der Beurkundung der Zuſtellung den Tat⸗ 
beſtand der Beamtennötigung nach § 114 StGB. erfüllen 
würde. Gegenüber einer Bemerkung im Urteil des SchöffG. 
wird noch hervorgehoben, daß 8 114 StGB. auch auf die 
Nötigung zur Unterlaſſung der Fortſetzung 
einer bereits begonnenen Amtshandlung An⸗ 
wendung findet (RGE. v. 22. Febr. 1922, III 70/23). 
(1. Sen. v. 12. Juli 1927; 1D 379/27.) A.] 


**17. [8 137 StG B. Arreſtbruch. Die fehlende 
Rechtsbeſtändigkert der Pfändung von Zubehör 
ſchließt einen Verſtoß gegen 8 137 StGB. nicht 
aus. Vorſorgepflicht des Schuldners bezüglich 


zeichnen ſich geweigert. Da dieſe völlig überflüſſig war und durch 
eine Handlung des Beamten ergänzt werden konnte, ſo ſcheint mir 
die Freiſprechung ganz gerechtfertigt. Im Grunde dürfte das wohl 
auch die Anſchauung des RG. ſein, das die Rev. der StA. zwar nicht 
verworfen hat, aber das Urt. in allen zugrunde liegenden Feſtſtellungen 
aufgehoben und alſo eine Ergänzung der Feſtſtellungen der Vorinſlanz 
für unerläßlich gehalten hat. 

Was die neueſten Entw. anlangt, AE. 25 § 141 und ACE. 27 
8149, jo ſtehen fie beide im weſentlichen auf dem Boden des gelten⸗ 
den Rechts, mit der einen freilich ſehr wichtigen, für den vorl. Fall 
aber bedeutungsloſen Ausnahme, daß die Hinderung an einer Amts⸗ 
oder Dienſthandlung nur ſtrafbar iſt, wenn die Amts⸗ oder Dienſt⸗ 
handlung rechtsmäßig war. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 
309 
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der in feinem Gewahrſam belaſſenen Pfand⸗ 
ftüde] 

Die Rev. wendet ein, daß es an einer Vorausſetzung des 
8137 StGB., nämlich an einer rechtswirkſamen Pfändung, 
fehle, weil die gepfändeten Nähmaſchinen Zubehör des Fabrik⸗ 
grundſtücks ſeien. Nach den Urteilsfeſtſtellungen ſind die 
Nähmaſchinen in den Fabrikräumen des Angekl., und zwar 
teils in dem eigentlichen Fabrikgebäude, teils in einem 
Nebengebäude aufgeſtellt geweſen und dort auch gepfändet 
worden, ſie ſind auch im Fabrikbetriebe des Angekl. benutzt 
worden. Hiernach iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ſie i. S. 
der 88 97, 98 BGB. Zubehör des Fabrikgrundſtücks, falls 
dies dem Angekl. eigentümlich gehörte, und nach § 1120 
BGB. von den Hypotheken mitergriffen waren. In dieſem 
Falle hätten fie nach $ 865 Abſ. 2 ZPO. nicht im Wege 
der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen ge⸗ 
pfändet werden dürfen, die trotzdem erfolgte Pfändung wäre 
unzuläſſig und unwirkſam geweſen (RG. 59, 87, 92). Dem 
ſteht die Entſch. des 1. StS. v. 26. Okt. 1896 (RGSt. 29, 
123) nicht entgegen, weil damals der $ 865 Abſ. 2 ZPO. und 
die mit ihm in Zuſammenhang ſtehenden Beſtimmungen des 
BGB. noch nicht galten. Dennoch kommt es im vorliegenden 
Falle nicht darauf an, ob die Nähmaſchinen Zubehör des 
Grundſtücks waren. Denn, wie das Urteil ergibt, hat der Ge⸗ 
richtsvollzieher ſie nicht als Zubehör pfänden wollen — ein 
ſolcher Pfändungsakt wäre ſchlechthin unwirkſam geweſen und 
hätte auch des ſtrafrechtlichen Schutzes des 8 137 StGB. ent⸗ 
behrt —, er hat vielmehr die Zwangsvollſtreckung in das be⸗ 
wegliche Vermögen nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen auf 
ſie mit erſtreckt, weil er die Möglichkeit, ſie ſeien Grundſtücks⸗ 
zubehör, für ausgeſchloſſen oder für zu fernliegend hielt, um 
deswegen von der Pfändung Abſtand zu nehmen. Ob die Zu⸗ 
behöreigenſchaft beſteht, beſtimmt ſich nach einer Reihe tat⸗ 
ſächlicher Vorausſetzungen, die ſich oft erſt nach eingehender 
Sachunterſuchung ermitteln laſſen werden. Der Gerichtsvoll⸗ 
zieher, dem die Prüfung der Pfändbarkeit beweglicher Sachen 
in erſter Reihe obliegt, wird deshalb zu einer Entſcheidung 
immer erſt auf Grund der Anſtellung von Erwägungen ge⸗ 
langen können, die keineswegs ſtets zu einem zwkifelsfreien 
Ergebnis führen werden. Iſt er dabei zu einem tatſächlich un⸗ 
richtigen Ergebnis gelangt, ſo wird allerdings die Pfändung 
wieder aufgehoben werden müſſen. Aber die Geſetzmäßigkeit 
einer Pfändung iſt nicht davon abhängig, ob dieſe wirkſam 
bleibt oder angefochten werden kann, wenn der Gerichtsvoll⸗ 
zieher die für ſeine Amtshandlungen maßgebenden Geſetze be⸗ 
obachtet hat und ihn, falls er dabei von einer irrigen An⸗ 
nahme ausgeht, nicht der Vorwurf der Fahrläſſigkeit trifft. 
Wer durch eine ſolche auf irriger Vorausſetzung beruhende, 
aber doch von dem an ſich zuſtändigen Beamten unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Beſtimmungen vorgenommene Pfäu⸗ 
dung in ſeinem Rechte beeinträchtigt worden iſt, darf ſich 
nicht unter Nichtachtung der Pfändung eigenmächtig Recht ver⸗ 
ſchaffen, hat vielmehr auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen Wege 
deren Aufhebung nachzuſuchen. Andernfalls vergeht er ſich 
gegen § 137 StGB., der nicht die Rechte des die Pfändung 
veranlaſſenden Gläubigers ſchützen ſoll, ſich vielmehr im 
Intereſſe der öffentlichen Ordnung gegen die Nichtachtung der 
durch die zuſtändigen Behörden oder Beamten verfügten 
Vollſtreckungshandlungen oder Sicherheitsmaßregeln wendet 
(vgl. RGSt. 9, 403; 19, 164, 287, 289; 25, 108). Dieſe vom 
RG. für andere Fälle von Zwangsvollſtreckungshandlungen 
ſtändig feſtgehaltenen Rechtsgrundſätze gelten, wie vom 3. StS. 
im Urt. v. 26. Sept. 1910, III 473/10 bereits ausgeſprochen 
worden iſt, auch bei Pfändung von Zubehör, obwohl es nach 
8865 Abf. 2 ZPO. nur durch Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen beſchlagnahmt werden darf. Verfehlt 
iſt auch der weitere Einwand in der Reviſionsbegründung, 
das BG. habe mit Unrecht eine Rechtspflicht des Angekl. da⸗ 
hin aufgeſtellt, daß er den Verkauf der gepfändeten Näh⸗ 
maſchinen durch ſeine Töchter zu verhindern verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei. Das BG. ſieht für bewieſen an, daß der Angekl. 
nicht nur die Möglichkeit, ſeine Töchter würden die ihnen von 
ihm geſchenkten Maſchinen verkaufen, in den Kreis ſeiner Er⸗ 
wägungen gezogen, ſondern auch, daß ihm der Verkauf nicht 
entgangen ſei. Wenn der Gerichtsvollzieher eine von ihm ge⸗ 
pfändete und mit Pfandſiegeln verſehene Sache im Gewahr⸗ 
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ſam des Schuldners belaſſen hat (8 808 Abſ. 2 ZPO.), jo iſt 
dieſer rechtlich nicht behindert, ſein Eigentum an dieſer Sache 
an dritte Perſonen zu übertragen, wenn er dadurch den Beſitz 
des Gerichtsvollziehers nicht beeinträchtigt. Wie er ſelbſt das 
Pfandrecht nicht verletzen darf, ſo muß er aber auch darauf be⸗ 
dacht ſein, daß durch eine von ihm über die Sache getroffene 
Verfügung die Gefahr einer ſolchen Verletzung nicht herbei⸗ 
geführt wird. Das folgt ſchon daraus, daß der Gerichtsvoll⸗ 
zieher, wenn er gemäß der ihm in § 808 ZPO. zuſtehenden 
Befugnis die Pfandſtücke im Gewahrſam des Schuldners de 
läßt, den zunächſt von ihm daran ergriffenen unmittelbaren 
Beſitz wieder auf den Schuldner überträgt und damit ein 
Verhältnis i. S. des $ 868 BGB. begründet, das dieſen ver⸗ 
pflichtet, den Beſitz für ihn, den Gerichtsvollzieher als mittel⸗ 
barer Beſitzer auszuüben (RG. 94, 341; 105, 413, 415). Mit 
Recht hat deshalb das BG. das Beſtehen einer Rechtspflicht 
zu einer ſolchen Vorſorge angenommen. Der im Urteil des 
erk. Sen. v. 9. Dez. 1892 (GA. 40, 334) entſchiedene Sach⸗ 
verhalt lag anders. Denn dort war nicht wie im vorliegen- 
den Falle eine Verfügung des Schuldners über die Sache, 
alſo ein Tun, in Frage, das die Vorſorge gegen eine Ver⸗ 
letzung des Beſitzes zur Pflicht machte. 

(2. Sen. v. 14. Juli 1927; 2 D 530/27.) A.] 


II. Verfahren. r 
**18. [88 37, 41 StPO. Urteilszuſtellung an die 
Staatsanwaltſchaft.] 

Die Rev. der Staatsanwaltſchaft würde verſpätet ber 
gründet und deshalb als unzuläſſig zu verwerfen ſein, wenn 
die Vorlegung der den Akten einverleibten Urteils aus“ 
fertigung an die Staatsanwaltſchaft als Urteilszuſtellung 
anzuſehen wäre und die Friſt des § 345 Abſ. 1 StPO. in 
Lauf geſetzt hätte, denn jedenfalls würde nur der Tag, an dem 
die erkennbar zum Zwecke der Urteilszuſtellung mit der Aus“ 
fertigung ihr überſandten Akten bei der Staatsanwaltſchaft 
eingegangen ſind, nicht der ſpätere Tag maßgebend ſein, den 
ein Beamter der Staatsanwaltſchaft als Tag der Vorlegung 
nach 8 41 Satz 2 StPO. auf der Urteilsausfertigung af“ 
gegeben hat (RGSt. 57, 55). Ein Schriftſtück kann jedoch der 
Staatsanwaltſchaft nur auf zwei Wegen, entweder förmlich 
unter Einhaltung der Vorſchriften der ZPO. über Zuſtellungen 
(8 37 StpßO.) oder — und das iſt die Regel — in der bei? 
einfachten Form des § 41 StPO. zugeſtellt werden. Bei bei⸗ 
den iſt eine formloſe Zufertigung oder Vorlegung einer Aus 
fertigung oder beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks nicht vorgeſehen. Wenn $ 41 die Vorlegung der 
Urſchrift verlangt, jo iſt das eine Formvorſchrift, die nicht 
über ihren klaren Wortlaut hinaus ausgelegt oder ausgedehnt 
werden darf. Unter der Urſchrift kann daher hier wie ſonſt 
nur das vom Verfaſſer handſchriftlich unterzeichnete Schrift⸗ 
ſtück ſelbſt verſtanden werden. Das Urteil iſt ſomit der Staats“ 
anwaltſchaft nicht ſchon durch die Vorlegung der Ausfertigung 
zugeſtellt worden, vielmehr iſt das erſt nach Anbringung der 
Reviſionsbegründung mit der Vorlegung der Urteilsurſchriſt 
an die Staatsanwaltſchaft geſchehen. Die Rev. iſt hiernach 
rechtzeitig begründet. 

(2. Sen. v. 30. Mai 1927; 2D 258/27.) A. 


19. [88 223, 244, 251 St PO. Eine Eiſenbahn⸗ 
fahrt von 36 km bedeutet keine beſondere Er“ 
ſchwerung des Erſcheinens in der Hauptverhand⸗ 
lung i. S. des § 223 StPO. Der Beſchluß, durch 
den die Vernehmung einer Anzahl von Zeugen 
abgelehnt wird, bedarf der Subſtantiierung.] 1) 

In der Berufungsverhandlung iſt nach § 251 StPO. 
die Niederſchrift über die frühere richterliche Vernehmung 
einer Reihe von Zeugen verleſen worden. Als Grund dafür 
iſt nur angegeben, daß die Vorausſetzungen, die die Ver⸗ 
nehmung dieſer Zeugen nach § 223 StpO. veranlaßt hätten, 


Zu 19. Da es ſich um eine prozeſſuale Frage handelte, kong 
die Annahme der Vorinſtanz das RG. nicht binden (f. dazu mein 
Ausführungen in Goltd Arch. 62, 1 ff. und Ditzen, Dreierlei Bewe 
im Strafverfahren 1926, bei. S. 71 ff.). Wenn bei dieſer Nachprüfn 
das NG. zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß eine Entfernung vos 
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doch gegeben ſeien. Als dieſer Grund war in dem Beſchluſſe 
des Schiff. R. v. 19. Aug. 1926, der die Vernehmung der 
deugen durch einen erſuchten Richter anordnete, angegeben, 
das Erſcheinen der Zeugen in der Hauptverhandlung wäre 
wegen weiter Entfernung beſonders erſchwert. Ob dieſe Vor⸗ 
usſetzung vorliegt, iſt nun nicht nur eine Frage des richter⸗ 
ichen Ermeſſens, ſondern unterliegt der Nachprüfung des 
eviſionsgerichts. Beſondere perſönliche Verhältniſſe, die hin⸗ 
1 tlich des einen oder des anderen Zeugen die Maßnahme 
echtfertigten, find nirgends angegeben; das Gericht hat alſo 
gemein, bezüglich aller dieſer Zeugen, als ausreichenden 
Wornd für die Maßnahme den Umſtand erachtet, daß deren 
A ort vom Sitze des BG. weit entfernt ſei. Nach den 
ten iſt aber die für den Ort St. in Betracht kommende 
ahnſtation nur 36 km von R. entfernt. Dieſe Entfernung 
Enn unmöglich als ſo groß angeſehen werden, daß darum das 
iſcheinen der Zeugen in der Hauptverhandlung „beſonders 
Lachwert“ geweſen wäre. Daß St. nicht zum Bezirke des 
1 R. gehört, iſt belanglos. Der hiernach vorliegende Ver⸗ 
ſchrensmangel wäre auch dann nicht geheilt, wenn die Angekl. 
— Maßnahme zugeſtimmt hätten. Das ift aber nicht einmal 
S all, denn der Verteidiger hat auf den Antrag des 
Voralsanwalts, die Ausſagen zu verleſen, erklärt, er halte die 
rausſetzungen des § 223 StPO. nicht für gegeben, und dar⸗ 
5, daß er bei Begründung feiner Anträge noch weitere Zeu— 
gen benannt hat, folgt nicht, daß er ſein Bedenken gegen die 
795 ſigkeit der — inzwiſchen geſchehenen — Verleſung hätte 
i zen laſſen. Übrigens hatte die Verteidigung ſchon vor der 
ſchöffengerichtlichen Verhandlung, nachdem die Zeugen von 
ſi erſuchten Richter vernommen worden waren, beantragt, 
di gleichwohl zur Hauptverhandlung zu laden. Vgl. zu 
dieſen Fragen RGSt. 44, 8. Anſcheinend ift auch die Ste. 
Sam falſchen Gedankengange geleitet worden, aus dem das 
te zöffch. durch Beſchl. v. 10. Dez. 1926 den Antrag des Ver⸗ 
idigers abgelehnt hat, die Zeugen trotz der ſchon vorgenom⸗ 
A en Vernehmung zur Hauptverhandlung zu laden: „Der 
atragſteller habe ſelbſt auf eine Begründung ſeines Antrags 
zichtet; es beſtehe kein Anlaß, dieſem Antrage ſtattzugeben.“ 
dr Antrag, nach der Regel der StPO. zu verfahren, be⸗ 
quite keiner beſonderen Begründung; vielmehr war für die 
weichung von der Regel ein der StPO. entſprechender 
and anzugeben. Auf dem Verfahrensmangel kann aber das 
Teil beruhen. Nach ſeiner Begründung liegen ihm die An⸗ 
iſt en der Zeugen zugrunde, deren Ausſage verleſen worden 
15 Dabei war von beſonderer Bedeutung, in welcher Weiſe 
lar Angekl. die Unterſchriften der Zeugen auf Wechjelformus 
zen erlangt hat, die er dann nach Annahme der StR. nach⸗ 
glich entgegen dem Willen der Unterzeichner zur Herſtellung 
in u chfein benutzte. Die Angaben der Zeugen waren aber 
Hi ieſer Richtung keineswegs gleichmäßig und inhaltlich be⸗ 
einst, fo daß es ſehr wohl möglich iſt, daß das Gericht zu 
in em anderen Urteil gelangt fein würde, wenn die Zeugen 
n Gegenwart der Angekl. von dem erk. Gerichte ſelbſt ver⸗ 
n worden wären und an der Hand der bei den Akten 
ouadlichen Überführungsſtücke die Art ihrer Unterzeichnung 
ſtelhadeigt hätten, namentlich noch dann, wenn eine Feſt⸗ 
tung, darüber getroffen worden wäre, ob es überhaupt tech⸗ 
gel möglich iſt, daß die Unterſchriften auf den zu den Akten 
Kasten Wechſeln durch Verwendung eines Pauspapiers 
unten entſtehen können, oder ob ſie nicht vielmehr urſchriftlich 


Wer Verwendung eines Tintenſtifts — zuſtande gekommen 


g 
der Bahnſtreckhe keine beſondere Erſchwerung des Erſcheinens in 
runden dtverhandlung bedeute, jo hat es damit nicht einen Rechts⸗ 
Aunbfap in dem Sinne ausſprechen wollen, daß erſt von einer be⸗ 
Tragen Kilometerzahl an eine ſolche Entfernung feſtzuſtellen jei. 
Nr dem läßt ſich dem Urt. die Auffaſſung entnehmen, daß der Begriff 
fernn onderen Erſchwerung ſtreng zu nehmen iſt, und daß die Ent⸗ 
eine 5 des Zeugen vom Vernehntungsort nur in Ausnahmefällen 
feiner rſchwerung feines Erſcheinens bedeutet, die ihm die Erfüllung 
beanf Jeugnispflicht nach der Richtung erleichtern kann, daß er 
Bene darf, kommiſſariſch vernommen zu werden. Ob eine 
wird iche Erſchwerung des Erſcheinens des Zeugen anzunehmen iſt, 
ache auch davon abhängig fein müſſen, welche Bedeutung die Straf⸗ 
nach . (dieſer Punkt wird vom vorl. Urt. nicht berührt), und ob 
Zen, Lage des Falles und des Beweisthemas einer Abhörung des 
meſſen durch das entſcheidende Gericht ein beſonderer Wert beizu⸗ 
iſt. Daß dieſer Geſichtspunkt vor allem geprüft werden muß, 
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ſein müſſen. Im zweiten Falle aber konnte die ſich hierin be⸗ 
kundende Unzuverläſſigkeit der gegenteiligen Zeugenausſagen 
möglicherweiſe auch ſonſt Bedenken gegen die Richtigkeit der 
von den Zeugen gemachten Angaben hervorrufen; und zwar 
um ſo mehr, als es auffallen muß, daß den Angekl. ihr nach 
Angabe der Zeugen eingeſchlagenes plumpes Vorgehen in 
einer ganzen Anzahl von Fällen gelungen ſein ſollte, und 
andererſeits, daß die Angekl. der ebenfalls in St. wohn⸗ 
haften Gütlersfrau K. offen die Unterzeichnung eines Wechſels 
angeſonnen haben. Mit Rückſicht auf die hier zutage tretenden 
Zweifel iſt denn auch die zweite Verfahrensrüge begründet, 
daß die noch in der Berufungsverhandlung geſtellten Beweis⸗ 
anträge zu Unrecht abgelehnt worden ſeien. Beantragt wurde 
die Vernehmung einer Anzahl von Zeugen, wie ſie in den 
Schriftſätzen v. 14. Okt. 1926 und v. 25. April 1927 benannt 
worden waren. Die Ablehnung iſt damit begründet worden, 
daß „die Ausſage dieſer Zeugen für die heute zur Aburteilung 
ſtehenden Straffälle keine Bedeutung habe“. on eine 
ſolche Begründung für einen Beſchluß, durch den in Bauſch 
und Bogen eine ganze Anzahl von Zeugen abgelehnt wurde, 
iſt nicht genügend, da dem RevG. jede Möglichkeit der Nach⸗ 
prüfung fehlt, inwiefern die einzelnen der angebotenen 
Beweiſe der Bedeutung entbehrten, und ob die Gründe, von 
denen ſich das Gericht hat leiten laſſen, mit dem Verfahrens⸗ 
rechte im Einklang ſtehen. Dazu kommt aber, daß eine dem 
Beſchluſſe vorhergehende Feſtſtellung der Sitzungsniederſchrift 
ein erhebliches Bedenken in dieſer Richtung hervorruft. Der 
Vorſitzende fragte nämlich vor der Beſchlußfaſſung über den 
Beweisantrag den Verteidiger, ob einer der von dieſem ge⸗ 
nannten Zeugen „bezüglich der heute zur Verhandlung ſtehen⸗ 
den Fälle ein Wiſſen habe“. Dieſe Frage war unverkennbar 
in dem Sinne gemeint, ob die benannten Zeugen von dem 
Hergang der Vorkommniſſe etwas wüßten, die hier unter An⸗ 
klage ſtanden. Auch der Verteidiger hat offenbar die Frage 
in dieſem Sinne aufgefaßt, da er ſie ſonſt nicht verneint haben 
würde; denn als für die Entſcheidung der Sache belangreich 
muß er die von den Zeugen zu bekundeten Tatſachen gehalten 
haben, weil er ſonſt nicht Beweis dafür angeboten hätte. Die 
Annahme der StR. iſt denn auch irrig, daß die Ausſage der 
angebotenen Zeugen einfach deshalb unbeachtlich wäre, weil 
die Zeugen von dem Hergang der hier unter An⸗ 
klage ſtehenden Vorgänge unmittelbar keine Kenntnis 
hatten; vielmehr konnte es beiſpielsweiſe ſehr wohl von Be⸗ 
deutung ſein, zu erfahren, in welcher Weiſe die Angekl. ſonſt, 
im allgemeinen, den Hauſierhandel betrieben haben, insbeſ. ob 
auch ſonſt, abgeſehen von den Abnehmern im Dorfe St., 
Klagen über ein Herauslocken von Wechſelunterſchriften laut 
geworden ſind. 

(1. Sen. v. 5. Juli 1927; 1D 597/27.) A.] 


20. [s 244 StPO. Die Vorherbeſtimmung des 
völligen Unwerts eines benannten Beweis⸗ 
mittels unterliegt zwar dem Ermeſſen des Tat- 
richters, iſt aber nicht völlig der Prüfung des 
Reviſionsgerichts entzogen. Die außergericht⸗ 
liche Erklärung eines Zeugen, nach der er vor 
Gericht auch die Unwahrheit ſagen werde, nimmt 
ihm nicht jeden Beweiswert.]7) 


Die Rüge der Staatsanwaltſchaft, daß die Vernehmung 
des Zeugen W. mit unzulänglicher Begründung abgelehnt ſei, 
greift durch. Über Wert oder Unwert eines Beweismittels 


zeigen die eingehenden Erörterungen des RG. zu den beſonderen 
Umſtänden des vorl. Falles. Von Einzelausführungen des Urt. will 
die Bemerkung beachtet ſein, daß ein Antrag, der ein durch die 
StPO. gebotenes Verfahren fordert, keiner Begründung bedarf. Das 
wird in der Praxis der Inſtanzgerichte nur zu häufig nicht beachtet. 
Weiter iſt darauf hinzuweiſen, daß das vorl. Urt. den von der Ver⸗ 
teidigung geſtellten Beweisantrag durch den Hinweis auf die Schrift⸗ 
ſätze für genügend ſubſtantiiert erachtet hat, daß es aber andererfeit3 
für die Ablehnung eines eingehenden Beweisantrages eine genaue 
Subſtantiierung für erforderlich erachtet. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 20. Obwohl es in der Entſch. nicht zum Ausdruck kommt, 
kann angenommen werden, daß es ſich um einen Beweisantrag i. S. 
8 244 StPO., alſo um einen Antrag auf Herbeiſchaffung eines nicht 
präſenten Beweismittels handelt. Das Verbot der „Beweisanti⸗ 
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kann grundſätzlich erſt nach Erhebung des Beweiſes ent» 
ſchieden werden. Nur ausnahmsweiſe darf eine Beweis⸗ 
erhebung abgelehnt werden, weil auch ohne ſie der völlige 
Unwert des benannten Beweismittels abſchließend beurteilt 
werden kann. Die Entſcheidung unterliegt weſentlich dem Er⸗ 
meſſen des Tatrichters, iſt aber doch nicht völlig der Prüfung 
des RevG. entzogen. Die bloße Vorbeſtrafung des benannten 
Zeugen kann eine ſolche Ausnahme regelmäßig nicht recht⸗ 
fertigen. Bedenken ſtehen dem ablehnenden Beſchluß auch 
entgegen, ſoweit er aus einer außergerichtlichen Außerung des 
benannten Zeugen W. einen Grund, ihn nicht zu vernehmen, 
herleitet (RGSt. 51, 124). Entſcheidend iſt jedoch, daß W. 
in ſeiner dem Beſchluß zugrunde gelegten, vom Zeugen H. 
bekundeten Mitteilung gar nicht erklärt hat, er wolle vor Ge⸗ 
richt nur Erdichtetes ausſagen, ſondern er hat geäußert, 
er wolle das, was ihm der Angekl. We. über den Tod der 
Frau St. erzählt habe, ausſagen und nur etwas hinzuſetzen. 
Nach der Bekundung des Zeugen H. war alſo W. gewillt, 
auch das Wahre zu bezeugen. Der Anhörung der Wahr- 
heit durfte ſich das Schw. keinesfalls verſchließen, es war 
vielmehr Sache der richterlichen Beweiswürdigung, nach 
Vernehmung des W. als Zeugen Wahres und Falſches zu 
ſcheiden und aus ſeiner Ausſage den wahren Kern heraus⸗ 
zuſchälen. 
(3. Sen. v. 14. März 1927; 3D 71/27.) A.] 


21. [8 244 St PO. Die Anſicht, daß Akten keine 
„Beweismittel“ ſeien, kann nicht als unbedingt 
feſtſtehend anerkannt werden.] f) 

Der Verteidiger des Angekl. B. hat beantragt, „die Akten 
5 J 520/26 zum Beweis dafür beizuziehen, daß die Zeugin A. 


zipation“ greift — wie das NG. zutreffend ausführt — ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch gegenüber einem vorbeſtraften Zeugen durch, und auch 
dann, wenn dieſer Zeuge außergerichtlich Außerungen getan hat, 
die Bedenken gegen die Richtigkeit eines Teiles ſeiner künftigen Aus⸗ 
ſage rechtfertigen. Das Verbot muß aber auch dann gelten, wenn der 
Zeuge erklärt hat, er werde vor Gericht nur die Unwahrheit ſagen. 
Denn auf derartige Außerungen iſt oft nur ſehr wenig zu geben; außer⸗ 
dem iſt es gerade die — freilich mitunter faſt unmögliche — Auf⸗ 
gabe der richterlichen Vernehmung, auch einen ſolchen Zeugen dazu zu 
bringen, die Wahrheit zu ſagen. 

Von dem allgemeinen Grundſatze macht das RG. entſprechend 
feiner ſonſtigen Rſpr. (z. B. NGSt. 54, 181; 56, 139) eine Ausnahme 
für den Fall, daß „der völlige Unwert“ des Beweismittels auch ohne 
die Beweiserhebung „abſchließend beurteilt werden kann“. Ditzen 
(Dreierlei Beweis im Strafverfahren, 1926, 25) wendet hiergegen ein, 
es könne keine Ausnahme von dem Verbot der Beweisantizipation 
geben — ebenſowenig wie man über den Geſchmack einer Speiſe ur⸗ 
teilen könne, bevor man fie gekoſtet habe. Freilich kommt er dann 
zum gleichen Ergebniſſe wie das RG. mit Hilfe feiner Theſe von der 
„Veweisinflation“ (S. 26): Wie dem Satten jede Speiſe widerſtehe, 
ſo trete auch beim Richter einmal ein Zuſtand ein, in dem er für jede 
weitere Beweisaufnahme unempfänglich wird. Aber dieſe beiden Ge⸗ 
ſichtspunkte dechen ſich keineswegs immer. Gegen die vom RG. zu⸗ 
gelaſſene Ausnahme wenden ſich auch Gerland (Der deutſche Straf⸗ 
prozeß, 1927, 3865/6) und v. Beling (JW. 1925, 2782 Anm. zu 
Nr. 7). v. Beling hat hierbei m. E. die erlöſende Formel gefunden: 
Ein Beweismittel darf nur dann als ungeeignet abgelehnt werden, 
wenn ſeine Untauglichkeit ohne Beweiswürdigung im voraus 
feſtgeſtellt werden kann; der Blinde, der über Geſichtswahrnehmungen 
ausſagen ſoll, iſt in dieſem Sinne untauglich. Der Kreis wird hier⸗ 
durch natürlich auf gauz wenige Ausnahmefälle begrenzt. Das ent⸗ 
ſpricht aber auch der billigen Rückſichtnahme auf den Angekl. Er⸗ 
fahrungsgemäß ruft kaum eine andere prozeſſuale Maßnahme ſo 
leicht das Gefühl ungerechter Behandlung im Angekl. hervor, wie 
Ablehnung feiner Beiveisanträge 

Die Frage, ob ein Beweisantrag zu Recht „wegen völliger Wert⸗ 
loſigkeit des Beweismittels“ abgelehnt worden iſt, unterliegt als 
Prozeßfrage in vollem Umfange der Nachprüfung des NenGer. Der 
Standpunkt der obigen Entſch. iſt nicht ganz klar (was bedeutet 
„nicht völlig entzogen“ ?). Die ſonſtige RGRſpr. geht dahin: ſoweit 
die Entſch. Ermeſſensentſch. iſt, it ſie nicht nachprüfbar (vgl. z. B. 
RGSt. 54, 22; 58, 186). Nachprüfbar wäre alſo z. B., ob der 
Zeuge, der wegen ſeiner zahlreichen Vorſtrafen oder wegen ſeiner 
nahen Verwandtſchaft mit dem Angel. als ungeeignetes Beweismittel 
bezeichnet worden iſt, tatſächlich oft vorbeſtraft bzw. nahe verwandt 
iſt. Nicht nachprüfbar dagegen, ob er infolgedeſſen in conereto als un⸗ 
geeignet zu betrachten iſt (vgl. Ditzen a. a. O. S. 80 ff.). Löwe⸗ 
Roſenberg, 2b zu 8337 formulieren ſo: nicht nachprüfbar ſeien 
„Umſtände, über deren Vorliegen der Tatrichter in der Hauptver⸗ 
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widerſprechende Angaben gemacht, insbeſ. andere Zeiten an⸗ 
gegeben habe“. Der Antrag iſt „als unerheblich“ abgelehnt 
worden, indem die durch ihn feſtzuſtellende Tatſache als wahr 
unterſtellt wurde. Mit einer Wahrunterſtellung ſcheint aber 
im Widerſpruch zu ſtehen, daß die StR. die Angabe der Zeu⸗ 
gin A. zu einer Grundlage ihres Urteils gemacht hat. Der 
hier wenigſtens anſcheinend vorliegende Verfahrensmangel 
wäre allerdings unſchädlich, wenn der mehrfach vom RO. 
ausgeſprochenen Anſicht beizutreten wäre, daß „Akten“ keine 
„Beweismittel“ ſeien, ein ſolcher Antrag alſo nur beachtet zu 
werden brauchte, wenn beſtimmte Akten ſtücke als Beweis- 
mittel bezeichnet werden (RGSSt. 3, 250; 5, 27; 13, 158 und 
neuerdings mehrfach, jo in dem Urt. 3 D 24/27 v. 28. März 
1927, und in den drei in der JW. 1924, 1250 ff. unter Nr. 4, 
5 und 6 mitgeteilten Urteilen). Es erhebt ſich demgegenüber 
die Frage, ob nicht wenigſtens unter Umſtänden eine andere 
Beurteilung geboten iſt wegen der dem Gerichte obliegenden 
Pflicht, durch Fragen auf eine beſtimmtere Faſſung des Ber 
weisantrags hinzuwirken, ferner die Frage, ob jene Auf 
faſſung ebenſo wie für umfangreiche Akten auch für Akten klei⸗ 
neren Umfangs gelten kann, in denen die im Beweisantrag 
gemeinte Stelle ohne weiteres auffindbar iſt. Doch dieſe Fra⸗ 
gen, deren ſichere Beantwortung dem RevG. nur mögli 
wäre, wenn die fraglichen Akten vorlägen, bedürfen hier keiner 
weiteren Erörterung, weil die Aufhebung des Urteils ſchon 
aus den folgenden Gründen geboten ift. 

(1. Sen. v. 21. Juni 1927; 1D 485/27.) A.] 


22. [8 245 StPO. Der Verzicht auf Verneh⸗ 
mung eines vorgeladenen Zeugen kann nicht an“ 
genommen werden, wenn der betreffende Pro- 


handlung nach freiem oder (!) pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiben 


hat“. Ich kann hier jedoch ebenſowenig wie auf dem Gebiete der 
materiellrechtl. Reviſion anerkennen, daß Ermeſſensentſcheidungen 
niemals nachprüfbar ſein ſollen. Auch Ditzen (S. 88 ff.) bekämpft 
dieſe Rſpr. des RG.; freilich kommt feine eigene Auffaſſung — wie 
er ſelbſt betont (S. 95) — auch hier auf etwas Ahnliches hinaus. 
Die obige Entſch. bedeutet m. E. trotz der unklaren Ausdrucksweise 
ſachlich eine Annäherung an die hier vertretene Anſicht; denn das 


RG. erklärt doch wohl, der Tatrichter habe von feiner Ermeſſens- 


freiheit einen unrichtigen Gebrauch gemacht, indem er die Vernehmung 
des W. mit Rückſicht auf ſeine Außerung ablehnte. 
LGRat PrivDoz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 21. Indem das vorl. Urt. nur Entſch. erwähnt, in denen 
der Auffaſſung Ausdruck gegeben iſt, daß der Antrag auf Herbei⸗ 
ziehung von „Alten“ kein Beweisantrag ſei, erweckt es den Ein⸗ 
druck, als ob allein dieſer Standpunkt in der bisherigen Nipr. des 
RG. vertreten ſei. Verſchiedentlich iſt indes ſchon von der bisherigen 
Rſpr. der Antrag, Akten, oder was dem gleichſteht, da es ſich auch 
in dieſem Falle um Urkundenſammlungen handelt, Geſchäfts⸗ 
bücher herbeizuziehen, als ein Beweisantrag anerkannt mot? 
den, wenn der Antrag ein beſtimmtes Beweisthema erkennen ließ 
(. RG.: JW. 1914, 432 61; 1922, 300 18, 1924, 1251 e; 1924, 18799 
1926, 2924 26; GA. 58, 184). Dieſe Anſicht läßt ſich denn auch allein 
mit dem beherrſchenden Prinzip des Strafprozeſſes, der Ermittlung 
der materiellen Wahrheit, in Einklang bringen. Wie ſoll der Angel, 
bzw. ſein Verteidiger, ohne daß ihm Einſicht in die Akten gewährt 
iſt, die Stelle bezeichnen können, auf die es ihm für ſeine Beweis 
führung ankommt? (Vgl. auch RGSt. 21, 108 [109].) Die Berüch⸗ 
ſichtigung eines Antrages auf Heranziehung von Akten kann alſo 
nicht davon abhängig gemacht werden, daß die einzelnen Urkunden, 
auf die es dem Antragſteller ankommt, vorher bezeichnet find. He!“ 
beigeſchafftes Beweismittel iſt allerdings lediglich die einzelne 
Urkunde, jo daß der § 245 StPO. nicht verletzt iſt, wenn Akten vor⸗ 
gelegen haben und von keinem der Prozeßbeteiligten die Verleſung 
beſtimmter Urkunden dieſes Aktenſtückes verlangt worden iſt 
RGSt. 3, 250 [252]; 5, 27; 13, 158; JW. 1899, 474 u. ö.). Di 
Unterſcheidung, die das vorl. Urt. für den Fall des 8 244 (Beweis 
antrag) zur Erwägung ſtellen will: nämlich ob es ſich um umfang“ 
reiche Akten oder Akten kleineren Umfangs handelt, kann kaum 11 
Frage kommen. Auch bei Akten kleineren Umfangs muß der An 
tragſteller die einzelnen Urkunden bezeichnen, die er verleſen haben 
will, allerdings auch hier erſt, wenn das Aktenſtück zur Stelle ge⸗ 
ſchafft iſt, es ſei denn, daß er ſchon vorher die Urkunden 8% 
nau bezeichnen kann. Davon alſo, ob die fraglichen Akten dem 
Revch. vorlagen, durfte feine Stellungnahme zu dem Standpunkt der 
Vorinſtanz nicht abhängig gemacht werden. 


NA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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zeßbeteiligte geglaubt hat, daß er die Verneh— 
mung des Zeugen nicht verlangen könne.] 7) ; 
erſ Olga D. iſt, als Zeugin geladen, zur Hauptverhandlung 
ſchienen und über ihre perſönlichen Verhältniſſe vernommen 
rden. Dabei hat ſie angegeben: „Ich bin die Nichte des 
gel. Mein und fein Vater waren Brüder von derſelben 
Re ter.“ Hiernach wurde ſie darauf hingewieſen, daß ſie das 
51 cht habe, das Zeugnis zu verweigern. Auf dieſe Belehrung 
IM verweigerte fie das Zeugnis. Ohne zur Sache vernommen 
werden, wurde fie dann entlaſſen. Die Rev. rügt dieſes 
verfahren als gegen $ 51 (richtig 52) Abs. 1 Nr. 3 SHRD. 
fi open. Die Rüge ift begründet. Wenn auch die Zeugin 
r als „Nichte“ des Angekl. bezeichnet hat, fo geht doch aus 
Mi genauen Darlegung des Verwandtſchaftsverhältniſſes her⸗ 
* daß ſie nicht ſeine Nichte, alſo im dritten, ſondern daß ſie 
a vierten Grade der Seitenlinie mit ihm verwandt iſt. Sie 
zatte deshalb kein Recht, das Zeugnis zu verweigern, und die 
die erteilte Belehrung war unrichtig. Als vorgeladene Zeugin, 
ie fein Recht zur Verweigerung des Zeugniſſes hatte, hätte 
© deshalb vernommen werden müſſen (8 245 StPO.). Ein 
erzicht auf ihr Zeugnis ſeitens der Prozeßbeteiligten hätte 
lich zugelaſſen, von ihrer Vernehmung abzuſehen. Ausweis⸗ 
% des Sitzungprotokolls haben zwar die Beteiligten nach 
har mung des Sachverſtändigen auf weitere Beweisauf⸗ 
An me verzichtet. Es iſt aber nicht erſichtlich, daß ſich der 
sel. und der Verteidiger des Rechtsirrtums des Vor⸗ 
bauenden, dem auch die Beiſitzer nicht entgegengetreten ſind, 
Ola aßt geworden ſei, und daß ſie daher auf das Zeugnis der 
— verzichten wollten. Vielmehr muß angenommen wer⸗ 
1 daß auch ſie fälſchlich angenommen haben, das Recht zur 
daltönisverweigerung ſtehe der Zeugin zu, und daß ſie des⸗ 
Dab die Erhebung dieſes Beweiſes nicht verlangen dürften. 
als Verzicht auf weitere Beweisaufnahme kann daher nicht 
8 Verzicht auf das Zeugnis der Olga D. ausgelegt werden. 
fab es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das Urteil auf dem ver⸗ 
kuhebasrechtlichen Verſtoß beruht, jo war das Urteil auf- 


E. Sen. v. 30. Juni 1927; 2D 450/27.) A.] 


u Beſchwerdeentſcheidungen 
Segen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates 


Aufwö 5.15 S. 2 Ziff. 3 Aufwh. — a) 5 15 S. 2 Ziff. 3 
hat weh if nur anwendbar, wenn der Gläubiger gekündigt 
Friſtabcht aber, wenn die Hypothek vertragsgemäß wegen 
mir aufs ohne Kündigung fällig geworden ift. b) Der 
nicht liche Wert“ i. S. von § 15 Satz 2 Ziff. 3 AufwG. iſt 
mark der zur Zeit des Verkaufs allgemein gezahlte Papier- 
eaedreis, der Murktpreis, ſondern der Wert, den ber 
rüchenſtand zur Zeit des Verkaufs hatte, wenn man ihn 
1 chauend auf Grund der jetzigen beſſeren Erkenntnis 
betr wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Inflationszeit 
Ern et, wobei auch die Aufwertungsgeſetzgebung zu 
ückſichtigen iſt. 
digu es zutreffend, wie es den Anſchein hat, daß eine Kün⸗ 
ok nicht vorlag, ſondern daß die Hypothek wegen Friſtablaufs 
Kündigung fällig war, ſo kann das Verlangen der Antrag⸗ 


die „ot 22. Die Bedeutung des vorl. Urt. beſchrankt ſich nicht auf 
kommen ihm entſchiedene Einzelfrage. Der in ihm zum Ausdruck 
beacht er, Rechtsgedanle will vielmehr für alle Prozeßhandlungen 
verzi e ſein. Will ein Prozeßbeteiligter auf ihm bekannte Rechte 
Ronkfup „ jo kann dieſe Abſicht unter Umſtänden ſchon aus einem 
fi enten Verhalten geſchloſſen werden. Ganz anders aber, wenn 
solchem um unbekannte Rechte handelt wie im vorl. Falle. In 

na Galle kann ein wirkſamer Verzicht nur angenommen werden, 
hat An Verzichtende mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht 
ma⸗ B er ohne Rückſicht darauf, ob er einen Rechtsanſpruch geltend 
ſprich Kann oder nicht, davon abſehen will. Dieſe Auffaſſung ent⸗ 
A0 dem Standpunkt, der von der zivilrechtlichen Lehre ſtets ein⸗ 
Progeffuann it, für die aber nichts anderes gelten kann als für die 
84 94 Lehre. Wegen des Standpunkts der ZS. d. RG. |. RE. 
Die Yun ot 1914 Nr. 2984, RchRaomm 5. Aufl. S 540 8 397. 
weil ſeaflaſſung der vorl. Entf. verdient deshalb beſondere Beachtung, 
1925, don dem Urt. d. 4. Sen. v. 28. März u. 13. Mai 1924 (JW. 

143) abweicht (ſ. meine Fußnote zu dieſem Urteil. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


ſtellerin, die ohne Kündigung fällig gewordene Forderung zu be⸗ 
zahlen, nicht als Kündigung angeſehen werden, wie dies das LG. an⸗ 
genommen hat (ebenſo Neukirch, Anm. 6 zu § 15 S. 254). Die 
Vorſchriften des § 15 Satz 2 AufwG., die zuungunſten des Gläubi⸗ 
gers eine Herabſetzung des normalen Aufw Betrages zulaſſen, dürfen 
nicht ausdehnend ausgelegt werden. 

Liegt eine Kündigung ſeitens der Antragſtellerin vor, ſo wird 
weiter zu prüfen ſein, ob die Antragsgegnerin nachweislich durch dieſe 
Kündigung gezwungen wurde, Vermögensgegenſtände weit unter dem 
wirklichen Wert zu veräußern, um die Hypothekenſchuld zurückzahlen 
zu können. Dieſe Vorausſetzungen find nur daun erfüllt, wenn ein 
„Verkauf weit unter dem wirklichen Werte“ erfolgt iſt und der 
Schuldner auf andere Weiſe als gerade durch einen ſo verluſtbringen⸗ 
den Verkauf ſich die zur Zurückzahlung nötigen Mittel nicht be⸗ 
ſchaffen konnte. Wann erſterer vorliegt, hat das Geſetz nicht näher be⸗ 
ſtimmt. Aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich aber folgendes: 

Der urſprüngliche KabEntw. des AufwG. enthielt die Beſtim⸗ 
mung, daß eine Aufwertung kraft Rückwirkung ausgeſchloſſen ſein 
ſollte, wenn die Zahlung auf eine Kündigung des Gläubigers hin er⸗ 
folgt war. Der Abg. Keil berichtete in der erſten Leſung des AufwG. 
(Sitz Ber. S. 1611), daß die Regierung dieſe Beſtimmung in den Bes 
ratungen mit dem RT. fallen gelaſſen habe; der Entw. kam aus dem 
AufwAusſch. nur mit den Härtebeſtimmungen des § 15 Satz 2 Ziff. 1 
u. 2 zurück. Bei der zweiten Leſung des Geſ. am 10. Juli 1925 
(Sitz Ber. S. 2969 ff.) äußerte der Abg. Dr. Jöriſſen folgendes: 

S. 2972. Von der Aufwertung kraft Rückwirkung werden be⸗ 
troffen „diejenigen Kreiſe, die in ſehr vielen Fällen mit großem 
Verluſt ihre eigenen Grundſtücke, auf denen die Hypothek laſtet, 
verkaufen mußten, um ſich das Geld für die Hypothekenrückzahlung 
zu beſchaffen, oder die andere Grundſtücke verkauften, Pfandbriefe 
veräußerten oder ſonſtige Sachwerte veräußern mußten, um die Hy⸗ 
pothek zurückzahlen zu können ... Man hütet ſich auch heute, davon 
zu ſprechen, daß die Häuſer nur deshalb ſo weit unter Preis 
veräußert werden mußten, weil man durch die wiederholt genannte 
wirtſchaftswidrige Zwangswirtſchaft die Häuſer dadurch entwertete, daß 
man ihnen keinen Ertrag ließ, ...“. 

S. 2973. „Was wir aber nicht mitmachen, iſt das, daß von 
neuem der bedürftige Schuldner, der ſchon für die Aufbringung 
ſeiner Hypotheken-Rückzahlungsgelder ſchwere Verluſte er» 
litten hat, jetzt von neuem herangezogen wird ... Es geht alſo nicht 
an, durch ein Geſetz blindlings denjenigen zu Leiſtungen verpflichten 
zu wollen, der in ſeiner Exiſtenz ſchon erſchüttert iſt, der ſeinerſeits 
mit ſchweren Verluſten die Forderungen des Gläubigers er⸗ 
füllt hat. Damals nahm der Gläubiger keinerlei Rüchſicht auf den 
Schuldner, ſondern er forderte entſprechend höhere Zinſen, die der 
unter Zwangswirtſchaft ſtehende Schuldner nicht aufbringen konnte, 
oder er wollte fein Kapital zurückhaben. Wenn man ein Geſetz macht, 
durch das man erloſchene Rechte wieder aufleben läßt, . .. jo muß 
zum mindeſten dafür geſorgt werden, daß die ſchlimmſten wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen, nämlich die Zerſchlagung von Extiſtenzen auf der 
einen Seite vermieden wird, um auf der anderen Seite dem einen 
oder anderen geringe Vorteile zu gewähren. Daher müſſen wir ver⸗ 
langen, daß bei 8 15 des Gej. noch eine weitere Sicherung für die 
hier erwähnten bedürftigen Schuldner in das Geſetz hineingenommen 
wird, und dazu behalte ich mir einen Antrag bei der Durchberatung 
der einzelnen Paragraphen des Geſetzes vor.“ 

Am 11. Juli 1925 (Sitz Ber. S. 3033) ſtellte der Abg. Dr. Jö⸗ 
riſſen bei der Einzelberatung dieſen Antrag Nr. 1152 und er⸗ 
klärte dazu: 

„Der Antrag 1152 entſpricht dem, was ich geſtern in meinen 
Ausführungen des näheren begründet habe. Hier handelt es ſich um 
den Schutz derjenigen Schuldner, denen die Hypotheken gekündigt 
wurden ſeitens des Gläubigers, und die, um die Hypothek zurückzahlen 
zu können, ihrerſeits Vermögenswerte weit unter Preis haben 
veräußern müſſen. Alſo wir wünſchen hier nicht den Schuldner zu 
ſchützen, der ſeinerſeits gekündigt hat, ſondern wir wünſchen Schutz 
für denjenigen Schuldner, dem vom Gläubiger gekündigt iſt, und 
zwar für den Fall, in dem er nicht leichthin die Schuld hat ab⸗ 
finden können unter eigener Bereicherung, ſondern nur den Fall 
wollen wir treffen, wo der Schuldner, nachdem ihm gekündigt wurde, 
ſelbſt, um das Geld zur Rückzahlung ſich zu beſchaffen, große 
Verluſte gehabt hat. Ich meine, das entſpricht Recht und Billigkeit. 
Deshalb bitte ich, den Antrag anzunehmen.“ 

Der Antrag wurde in zweiter und dritter Leſung (SitzBer. 
S. 3079 u. 3197) ohne weitere Bemerkungen angenommen und bildet 
jetzt den 8 15 Satz 2 Ziff. 3 AufwG. 

Hiernach darf die Vorſchrift nicht ſo verſtanden werden, wie ſie 
vielleicht auf Grund des bloßen Wortlauts ausgelegt werden müßte, 
nämlich dahin, daß als wirklicher Wert der Wert zur Zeit des Ver⸗ 
Kaufs, wie er allgemein für Gegenſtände gleicher Art und Güte in 
Papiermarl damals bezahlt wurde, und bei Sachen, die einen Börſen⸗ 
oder Marktpreis hatten, dieſer Preis gemeint ſei. Man wird viel⸗ 
mehr unter „wirklichem Wert“ denjenigen verſtehen müſſen, den der 
Gegenſtand zur Zeit des Verkaufs halte, wenn man ihn rückſchauend 
auf Grund der fetzigen beſſeren Erkenntnis der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
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hältniſſe in der Inflationszeit betrachtet — unter Berückſichtigung 
auch der AufwGeſetzgebung (übereinſt. Emmerich, Bem. 20 zu 
815 S. 189; Lehmann⸗Boeſebeck, Bem. 11 zu 8 15 S. 157; 
Michaelis, 2. Aufl. Bem. 3e zu 8 15 S. 89; Mügel, AufivG. 
Bem. 5 zu 815 S. 283; Neukirch, Bem. 6 zu 815 S. 254; 
Quaſſowski, 5. Aufl. Bem. 2 zu 8 15 Ziff. 3 S. 234; Schle⸗ 
gelberger⸗Harmening, 5. Aufl. Bem. 50 zu $15 S. 289/290). 

Diefer Wert iſt nicht ohne weiteres mit dem jetzigen Werte 
identiſch. Er wird auch in den meiſten Fällen nicht ziffernmäßig ge⸗ 
nau feſtgeſtellt werden können; dies iſt aber auch nicht erforderlich. Ein 
verſtändiger Richter kann auch ohne eine genaue Berechnung in Zah⸗ 
len feſtſtellen, ob ein Verkauf in der Inflationszeit „weit unter dem 
wirklichen Werte“ im oben angegebenen Sinne erfolgt iſt. Ein Ver⸗ 
kauf „weit unter dem wirklichen Werte“ wird in der Inflationszeit 
faſt ſtets erfolgt fein. Auch bei Gegenſtänden, die einen Markt⸗ oder 
Börſenpreis hatten, und die zu dieſem Preiſe verkauft worden ſind, 
Kann von einem Verkauf weit unter dem wirklichen Werte in dieſem 
Sinne geſprochen werden. Denn auch die damaligen Marktpreiſe 
waren regelmäßig durch die allgemeine unzureichende Einſicht in die 
Bedeutung der Inflation beeinflußt. Auch bei dem Verkauf zum da⸗ 
maligen Marktpreiſe beruhte ebenſo wie bei dem Verkaufe von Gegen⸗ 
ſtänden ohne Marktpreis zum damals allgemein gezahlten Preiſe, die 
Preisbildung auf fehlender wirtſchaftlicher Erkenntnis. Nur bei glei⸗ 
cher Behandlung dieſer Vermögensverluſte kann die Härteklaufel des 
815 Satz 2 Ziff. 3 AufwG. ihren klaren Zweck erfüllen. Eine bes 
ſonders ſorgſame Prüfung wird bei Aktienverkäufen geboten fein, 
zumal dieſe in einzelnen Fällen zu Preiſen verkauft worden ſind, die 
weit über dem wirklichen Werte lagen. Zu beachten wird jedoch ſein, 
daß der Fall eines ſolchen Vermögens verluſtes nicht vorliegt, 
wenn der Eigentümer oder Schuldner den veräußerten Vermögens⸗ 
gegenftand nicht zum wirklichen Werte, wie er ſich jetzt darſtellt, ſon⸗ 
dern vielleicht kurz vorher ſelbſt ſehr billig erworben hatte in der Ab⸗ 
ſicht, ihn alsbald weiter zu veräußern. Bei einem eigenen Erwerbe des 
weit unter dem Werte veräußerten Vermögensgegenſtandes zu billigen 
Papiermarkpreiſen kann 8 15 Satz 2 Ziff. 3 AufwGG. nur dann An⸗ 
wendung finden, wenn der Eigentümer bzw. Schuldner darlegt, daß 
er den Gegenſtand nicht zur Weiterveräußerung erworben hat. 

Wendet man dieſe Grundſätze auf den hier vorliegenden Verkauf 
von Kriegsanleihe an, ſo ergibt ſich, daß trotz des Verkaufs zum 
Börſenkurſe ein Verkauf weit unter dem wirklichen Werte vorliegen 
kann, doch muß das LG. noch feſtſtellen, wann und zu welchem Preiſe 
der Antragsgegner die Kriegsanleihe erworben hatte, und ob er, 
falls er ſie nicht verkauft hätte, Altbeſitzer wäre. 

(KG., Beſchl. v. 1. Sept. 1927, 9 Aw III 28/27.) 
[NG R. Goedel.] 


Oberlaundesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 0 


1. 8 18 Abſ. 5 VO. über Erwerbsloſenfürſorge v. 
16. Febr. 1924; 89 d. Beſtimmungen über öffentl. Notſtands⸗ 
arbeiten v. 30. April 1925. Das Einkommen aus Notſtands⸗ 
arbeit iſt der Pfändung unterworfen. f) 

Der Schuldner iſt als Notſtandsarbeiter bei der Geſellſchaft für 
den Bau von Untergrundbahnen beſchäftigt und bezieht ein wöchent⸗ 
liches Gehalt von 35 RAM. Auf Grund des vollſtreckbaren Urt. v. 
17. Juli 1926 des AG. B. hat der Gläubiger durch Pfändungs⸗ und 
Überweiſungsbeſchluß v. 2. Mai 1927 des AG. B. das Einkommen 
des Schuldners in Höhe von 6 AA wöchentlich pfänden und ſich zur 
Einziehung überweiſen laſſen. — Die hiergegen vom Schuldner er⸗ 
hobene Erinnerung mit der Begründung, daß der Lohn aus Not⸗ 
ſtandsarbeiten ebenſo wie die Erwerbsloſenunterſtützung der Pfändung 
nicht unterworfen ſei, hat das AG. zurückgewieſen. Auf die ſofortige 
Beſchwerde des Schuldners gegen dieſen Beſchluß hat das LG. den 


Zu 1. Die Entſch. des KG. iſt nicht ganz zweifellos. Als ich 
den dadurch hernach aufgehobenen Beſchl. des LG. 1 Berlin v. 17. Juni 
1927 las, erſchien mir der Geſichtspunkt durchſchlagend, daß die 
öffentlichen Mittel für die Notſtandsarbeiten nicht zu dem Zwecke 
aufgewendet würden, damit die Glaubiger der Erwerbsloſen daraus 
Vorteil ziehen. An der Beachtbarkeit dieſer Erwägung iſt auch 
gegenüber dem KG. an ſich feſtzuhalten. Aber andererſeits iſt dem 
KG. durchaus zuzugeben, daß es wenig ſinngemäß wäre, den Not⸗ 
ſtandsarbeiter in bezug auf die Pfändung beſſer zu ſtellen, als er 
„im Falle eines gewöhnlichen Arbeitsvertrages ſtehen würde“. Es 
fragt ſich, welcher dieſer beiden in gewiſſem Sinne unvereinbaren Ge⸗ 
ſichtspunkte als höherwertig angujehen ſei — die einſchlägigen 
geſetzlichen Vorſchriften ergeben ja, wie in der Entſch. ſelbſt im 
Grunde anerkannt wird, wörtlich kein zweifelfreies Ergebnis. Sicher 
iſt ſo viel, daß von einer unbeſchränkten Pfändbarkeit der 
geſamten Notſtandsvergütung keine Rede ſein kann. Die Pfänd⸗ 
barkeit kann überhaupt nur dadurch gerechtfertigt werden, daß es 
ſich bei dem über die eigentliche Erwerbsloſenunterſtützung hinaus⸗ 
gehenden Teile der Notſtandsvergülung im weſentlichen um Arbeits⸗ 
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Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß aufgehoben. Hiergegen richtet 
ſich die ſofortige weitere Beſchwerde des Gläubigers, die begründet 
iſt. — Nach 819 der VO. über die Erwerbsloſenfürſorge v. 16. Febr. 
1924 (RG Bl. I, 127) iſt die Erwerbsloſenunterſtützung der Pfändung 
nicht unterworfen. In 89 der Beſtimmungen über öffentliche Not⸗ 
ſtandsarbeiten v. 30. April 1925 (RGBl. I, 53) wird die Beſchäftigung 
der Erwerbsloſen bei Notſtandsarbeiten zwar als eine Form der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge bezeichnet; jedoch erklärt dieſe Vorſchrift ausdrückh“ 
lich, daß es ſich hierbei um eine Beſchäftigung gegen Entgelt i. © 
der Reichsverſicherung und ein Beſchäftigungsverhältnis i. S. des 
EinkStch handelt. Hieraus folgt, daß die Zahlungen auf Grund 
dieſes Beſchäftigungsverhältniſſes nicht als Erwerbsloſenunterſtützung 
i. S. des § 19 anzuſehen find, ſondern daß es ſich um ein Arbeits“ 
verhältnis des privaten Rechts handelt, auf das unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen die Vorſchriften des 7. Titels der GewO. und auch die 
des BGB. Anwendung zu finden haben. Die Zahlung iſt die Ver 
gütung für die Notſtandsarbeiten, die ſich in ihrer Höhe der Leiſtung 
anzupaſſen hat und im Zweifel ſich nach der tariflichen oder mange 
einer ſolchen nach der ortsüblichen Entlohnung richtet (g9 Abf.! 
und 3 der Beſtimmungen über öffentliche Notſtandsarbeiten), Die 
von den Notſtandsarbeitern bezogene Vergütung trägt alſo Lohn⸗ 
charakter. Sie iſt wie jeder andere Lohn klagbar und kann auch 
unter Berückſichtigung der allgemeinen geſetzlichen Beſchränkungen in 
entſprechender Höhe gepfändet werden (vgl. auch Groh: JW. 105 
1875). Die Erwägung des LG., daß der Zweck der Fürſorge nich 
erreicht werde, wenn den Erwerbsloſen das Einkommen aus der * 
ſtandsarbeit wieder gepfändet werden könnte, iſt nicht ſtichhaltig. E 
überſieht hierbei, daß die Pfändung im vorl. Falle nur in beſchränktem 
Umfange zuläſſig iſt und dem Schuldner immer noch ein größerer 
Betrag als die Erwerbsloſenunterſtützung verbleibt. Für eine unter“ 
ſchiedliche Behandlung der aus geleiſteten Notftandsarbeiten her“ 
rührenden Vergütung gegenüber derjenigen aus den gewöhnlichen 
Arbeitsverträgen iſt kein Raum. Der Umſtand, daß die Beträge für 
die Notſtandsarbeiten zum Teil aus öffentlichen Mitteln aufgewender 
werden, ändert hieran nichts. Die gegenteilige Auffaſſung führt dazu, 
daß dem Schuldner völlig ungerechtfertigt ein vermögensrechllichet 
Vorteil zufließt, den er im Falle eines gewöhnlichen Arbeitsvertrages 
nicht haben würde. — Der weiteren Beſchwerde konnte hiernach der 
Erfolg nicht verſagt werden, jedoch war die Pfändung für alle Fälle 
auf den die Summe von 27 Hell wöchentlich überſteigenden Betrag 
des Lohnes zu beſchränken, da dem Schuldner ſein notdürftiger Unter“ 
halt und der ſtandesgemäße Unterhalt ſeiner Ehefrau zu belaſſen ſind. 
(KG., 4. Fer ZS, Beſchl. v. 28. Juli 1927, 8 W 5804/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ludwig Barbaſch, Berlin. 
* 


2. 81 Gef. v. 6. Febr. 1923. Auf die dem Armenz 
anwalt aus ber Staatskaſſe zu erſtattenden Gebühren 1 
ein ihm von der Partei gezahltes Honorar nicht anzure 
nen. f) 

Dem Armenanpalt ſteht grundsätzlich der volle Gebühren 
anſpruch gegen die Partei, welcher er beigeordnet wird, nach Maß 
gabe der Gebo. vom Augenblick feiner Beiordnung an zu. 7 

Die Erſtattung der Gebühren und Auslagen aus der Staate, 
kaſſe nach dem Gel. v. 6. Febr. 1923 (RGHBl. I, 103, 813, 1188), zu 
letzt eingeſchränkt durch das Geſ. v. 14. Juli 1926 (RG Bl., 130) 
hat den Zweck, dem Rechtsanwalt den Eingang einer gewiſſen Mis 
deſtvergütung zu garantieren. Inſoweit dem RA. die Staats 
Raſſe dieſe Gebühren erſtattet, gehen feine Anſprüche auf die Staate 
kaſſe über. P 

Weitere Folgen find an die Erftattung der Koſten aus 8 
Staatskaſſe nicht geknüpft. Irgendwelche Einſchränkungen in 78 
Verfolgung der Anſprüche des Armenanwalts gegen die Staatskaſf 
find, abgeſehen von den Beſtimmungen des §1 Abſ. 2 d. Ges n 
6. Febr. 1923 über die Fälligkeit, nicht getroffen. Insbeſ. iſt ein 
Verpflichtung zur Anrechnung anderweiter, die ii 


lohn handelt — dann muß aber dieſer Geſichtspunkt auch ſozuſagen 
als Einheit verwertet werden, nicht einſeitig zuungunſten des Arbeiten 
Das tut aber natürlich auch das KG. nicht: es handelt ſich nur un 
die Pfändung der Vergütungsbeträge, die, als gewöhnlicher Arbeite 
lohn betrachtet, pfändbar ſein würden. Dem möchte ich nun mein 
ſeits gleichfalls beitreten; es wäre in der Tat ein unerträgli 
Widerſpruch, wenn der Notſtandslohn, der den echten Vertragsle 
nur fozufagen ſurrogieren ſoll, gegen Gläubigerzugriffe noch l 
als dieſer gefeit fein ſollte. Dahinter muß denn doch wohl der @ 
ſich zutreffende Geſichtspunkt des LG. zurücktreten. 

Geh. IR. Prof. Dr. Oertmann, Göttingen. 


Zu 2. Wiederum eine Entſch., die gegen die oberſtrichterliche 
Praxis (RG. 111,36; JW. 1927, 520 10, 84712) Front macht! 2 
Zahl dieſer Entſch. wächſt ſtändig; ich habe ſie bei n 
Joachim⸗Friedlaender, 8. Aufl. Anh. II zum 1. Abſchn. Floß 
note 33 und im Nachtrag hierzu zuſammengeſtellt. Das Problem ſelbn 
wurde zuletzt eingehend erörtert in JW. 1927, 528 7. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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or die Staatskaſſe noch nicht ganz oder teiltweife mitdeckender 
ungen nicht vorgeſchrieben. 
nicht Auch aus allgemeinen Erwägungen folgt dieſe Anrechnungspflicht 
eil. Eine Verrechnung der geleiſteten Zahlungen gerade auf den 
ei il, für den die Staatskaſſe mithaftet, iſt aus keiner Beſtimmung 
3 55 Geſetzes zu entnehmen. Im Gegenteil, der von Walter⸗ 
mit ach im⸗Friedlaend er, Deutſche GebD. f. RA., 7. Aufl. S. 109 
läßt Recht hervorgehobene allgemeine Rechtsgedanke des § 366 BGB. 
mit gerade eine Verrechnung auf den nicht von der Stantskajje 
zu deckenden Teil der Gebührenforderung geboten erſcheinen. 
I Eine quotenweiſe Verrechnung (RG. 111, 341)) würde dann am 
le de ſein, wenn etwa infolge der Regelung des Geſetzes von 1923 
zw urſprünglich einheitliche Gebührenforderung den Anwalts in 
ei ſelbſtändige Teile getrennt wäre. Dann könnte allerdings dieſe 
erſcheilung der geleiſteten Zahlung (8 366 Abſ. 2 a f BGB.) angebracht 
„deinen. Allein eine ſolche Verſelbſtändigung von zwei Forderungs⸗ 
zen liegt nicht vor. Die Staatskaſſe tritt nur als Geſamtſchuldner 
Ken eine beſtimmte Forderungshöhe neben die ſonſt zahlungspflichti⸗ 
zu Schuldner. Die Notwendigkeit einer quotenmäßigen Verrechnung 
gerunjten eines Geſamtſchuldners iſt aber gleichfalls aus irgendeiner 
ſetzlichen Beſtimmung nicht herzuleiten. 
run Die geleiſtete Zahlung mindert demnach nur die Geſamtforde⸗ 
fügt) des Anwalts auf die Gebühren überhaupt, läßt aber grund⸗ 
t Mithaftung der Staatskaſſe für den noch nicht abgedeckten 
berührt. 
Gch. 8. Be Beſchl. v. 13. Mai 1927, 8 W 3691/27.) 
* 

[N 3. 87 EntlBO.; 88 295, 310 ff., 539 ZPO. Ein Urteil 
tei dann nicht ordnungsmäßig verkündet, wenn die Par- 
En in einem und demſelben Termin ftreitig verhandelt 

d den Antrag auf ſchriftliche Entſcheidung geſtellt ha⸗ 
a „auf Grund dieſer Verhandlung“ dann ein Urteil 
fa gangen iſt. Bei einem ſolchen Mangel im Urteilsver⸗ 
dab ren iſt Aufhebung und Zurückverweiſung an die erſte 
Stanz geboten (8539 8 PO.). Keine Heilung des Mangels 
Pauüß 8 295 a. a. O. Kein Nichturteil, daher Recht jeder 
* rtei, die nach außen hin als „Urteil“ in die Erſcheinung 
zuetende Entſcheidung durch Einlegung eines Rechtsmittels 
du beſeitigen. f) 

(Ach, 12. 38., Urt. v. 2. Juli 1927, 12 U 8259/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 2150. 
* 


iſt 4. 88 330, 333 8P O.; 8 74 GKG. Auf Antrag des Bekl. 
KR Verfäumnisurteil gegen den Kl. auch dann zu er⸗ 
1 1 wenn dieſer zwar im Termin erſcheint und ver⸗ 
vopdeln will, aber mangels Zahlung des Prozeßgebühr— 
Wuſſes (6 74 GKG.) nicht verhandeln darf. Das Be- 


1) JW. 1926, 705. 


Zu 3. Der Entſch. kann nicht beigetreten werden. 

. 8 7 EntlVO. beſtimmt, daß mit Einverſtändnis der Parteien eine 
aber .. auch ohne mündliche Verhandlung erfolgen kann. Damit iſt 
Entf nicht die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß eine ſog. ſchriftliche 
Nin auch nach einer mündlichen Verhandlung ſtattfindet. Das 
ORT auch der 12. Sen. an, er glaubt aber, daß dies nur 
1 Ngig ſei, wenn „nach der mündlichen Verhandlung neue Tat⸗ 
werde vorgebracht oder Ausführungen gemacht oder Beweiſe erhoben 
lee — Dieſes Erfordernis iſt jedoch dem 87 nicht zu entnehmen. 
Rand, Beſtimmung fordert nur, daß die Entſch. gemäß dem Einver⸗ 
uhen der Parteien nicht auf der mündlichen Verhandlung be⸗ 
Anti = n ſoll. Dieſe Möglichkeit iſt aber auch gegeben, wenn zwar eine 
at liche Verhandlung über den geſamten Prozeßſtoff ſtattgefunden 
nicht Gericht und Parteien aber trotzdem darüber einig ſind, daß 
for die mündliche Verhandlung die Grundlage der Entſch. bilden 

ſondern der Prozeßſtoff, der ſich aus den Akten ergibt. 
Ano Dieſe Auslegung entſpricht ſowohl dem Geſetz, als auch den 
Pra rderungen der Praxis. Bei der vom 12. Sen. beanſtandeten 
ſchiedes handelt es ſich regelmäßig um Fälle, in welchen aus den ver⸗ 
nicht enſten Gründen eine ſofortige Entf). oder ein Verkündungstermin 
ergä angezeigt erſcheinen, ohne daß es ſicher iſt, ob der Prozeßſtoff 
ſich — werden wird. Es kommt häufig vor, daß die eine Partei 
bunptenh die Möglichkeit vorbehält, Rechtsausführungen zu Geſichts⸗ 
mit pen zu machen, welche bei der Verhandlung zum erſten Male oder 
der Fall deren Argumenten hervorgetreten ſind. Wichtiger aber iſt 
Verf U, daß die Heranziehung von Akten im Wege prozeßleitender 
aug Bang beabſichtigt wird, und es zweifelhaft erſcheint, ob ſich 
ſtreit 8 Akten Tatſachen ergeben werden, die für den Rechts⸗ 
richter gen Erheblichkeit ſind. In ſolchen Fallen prüft dann der Be⸗ 
beben ao die erforderten Akten, und, wenn dieſer Akteninhalt 
u ugslos erſcheint, ergeht dann das Urt. durch ſchriſtliche Mit⸗ 
andernfalls erfolgt eine Auflage oder dgl. Warum einer 
raxis entgegengetreten werden ſollte, iſt nicht einzuſehen. 
das B auch nicht erſichtlich, wie ſich nach der Anſicht des 12. Sen. 
erfahren geſtalten fol, wenn zwar in der mündlichen Verhand⸗ 


— 


ſchwerdegericht kann dieſes Verſäumnisurteil nicht ſelbſt 
erlaſſen, ſondern hat ſich darauf zu beſchränken, den 
Vorderrichter anzuweiſen, es zu tun. +) 

Die BeſchwGegnerin hatte gegen die BeſchwFührerin in der ihr 
gemäß 8 9261 ZPO. vom Arreſtger. geſetzten Friſt Klage erhoben. 
Die Verhandlung iſt von der Einzahlung der Prozeßgebühr ab⸗ 
hängig gemacht worden. Im erſten Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
lung konnte der Anwalt der Kl. die erforderte Nachweiſung, daß der 
Prozeßkoſtenvorſchuß eingezahlt ſei, nicht erbringen. Dem Antrage 
des BeſchwFührers auf Erlaß des Verſckmnisurteils widerſprach er 
mit der Begründung, die Koſtenrechnung ſei nicht ihm, ſondern der 
BeſchwGegnerin direkt zugegangen. Durch den angef. Beſchl. iſt der 
Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils abgewieſen. 

Die Beſchwerde iſt begründet. Gemäß § 330 3 PO. iſt auf An 
trag der Bekl. Verſäumnisurteil gegen den Kl. zu erlaſſen, wenn 
dieſer im Termin nicht erſcheint oder, was gleichbedeutend iſt, gemäß 
8 333 ZPO. zwar erſcheint, aber nicht verhandelt. Mit dem letzteren 
Fall gleich zu behandeln iſt aber auch der Fall, daß der Kl. zwar 
erſcheint, aber mangels Zahlung des Prozeßgebührvorſchuſſes nicht 
verhandeln darf. Auch im vorl. Falle konnte vor Einzahlung der 
Prozeßgebühr das Gericht ſeine Spruchtätigkeit nicht ausüben. Auch 
der Bekl. hat vielfach ein großes Intereſſe an einer ſchnellen Durch⸗ 
führung des Rechtsſtreites. Im vorl. Falle iſt das Intereſſe um ſo 
größer, als dem BeſchwFührer infolge Rechtshängigkeit der Klage 
bis zur Vorſchußzahlung durch den BeſchwFührer die Geltend⸗ 
machung des Rechtsbehelfs aus 8 926 II ZPO. unmöglich gemacht 
wurde. 

(GG., 12. S., Beſchl. v. 30. April 1927, 12 W 3155/27.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Kämmerer, Berlin, 
5 * 

5. 8 588 II PO. Zuläſſigkeit der Reſtitutions⸗ 
klage. f) 

Die Reſtitutionskl. hatte gegen die Reſtitutionsbekl. auf 
Lieferung gewiſſer Aktien geklagt. Das LG. hatte der Kl. durch 
Urt. v. 16. Nov. 1926 entſprochen. Auf die Berufung der Bekl. iſt 
die Klage durch das rechtskräftige Urt. des Sen. v. 18. Febr. 1926 
abgewieſen. 

Dieſes Urt. betrifft die nunmehr erhobene Reſtitutionsklage. 
In dieſer heißt es: „Die Reſtitutionskl. hat nach Erlaß des kammer⸗ 
gerichtl. Urt. am 24. April 1927 das im Original beigefügte Schrei⸗ 
ben der Deutſchen Bank v. 6. Juli 1925 aufgefunden. In dieſem 
Schreiben beſtätigt die Depoſitenkaſſe P der Deutſchen Bank der Mut⸗ 
ter der Kl., der Witwe Frieda R., daß fie am gleichen Tage 4000 AM 
in Wertpapieren bei der Deutſchen Bank ins Depot gegeben habe 
Über den Zeitpunkt der Auffindung (d. h. der Urkunde) füge ich eine 
eidesſtattliche Verſicherung der Kl. und der Mutter der Kl. bei.“ 

Die Klage iſt unſtreitig vor dem 24. Mai 1927 zugeſtellt. Es 
waren ihr aber die Urkunde v. 6. Juli 1925 und die eidesſtattliche 


lung noch Ausführungen angekündigt wurden und deren Berück⸗ 
ſichtigung bei der ſchriftlichen Entſch. in Ausſicht genommen worden 
iſt, dieſe aber nachträglich nicht eingehen. Die Unmöglichkeit, dieſen 
Tatbeſtand vom Standpunkte des 12. Sen. aus zutreffend zu be⸗ 
urteilen, iſt ein Beweis dafür, daß bereits der Ausgangspunkt un⸗ 


zutreffend ift, 
RA. Dr. Alfred Wiener, Berlin. 


Zu 4. Eine Partei, die zwar erſcheint, aber nicht verhandelt, 
ſteht einer nicht erſchienenen gleich. Weshalb ſie nicht verhandelt, 
iſt gleichgültig. Daher iſt unerheblich, ob fie nicht verhandeln will 
oder nicht darf. Das ift bereits vom NG. in JW. 1890, 256 ent⸗ 
ſchieden worden; und dieſer zweifellos richtigen Entſch, ſchließt ſich 
das KG. an. Danach wird die Entſch. des KG. durch 88 330, 333 
ZPO. völlig getragen. Es bedarf daher nicht noch des weiteren 
Grundes, daß der Bekl. „vielfach“ ein großes Intereſſe an einer 
ſchnellen Durchführung des Rechtsſtreits hat. Dieſes Intereſſe iſt ſtets 
(nicht nur vielfach) als ſelbſtverſtändlich zu unterſtellen, und darauf 
beruht gerade 8330 ZPO. Nicht ganz klar iſt auch der Schlußſatz 
des KG.: Das Intereſſe ſei hier um fo größer, als dem Bekl., „in⸗ 
folge Rechtshängigkeit der Klage bis zur Vorſchußzahlung durch den 
Beſchwerdeführer (Beſchwerdegegner 7), die Geltendmachung des Rechts⸗ 
behelfs aus § 926 II ZPO. unmöglich gemacht wurde“. Die Geltend⸗ 
machung jenes Rechtsbehelfs ift doch dem Bekl. nicht nur bis zur 
Vorſchußzahlung des Kl. unmöglich gemacht, ſondern endgültig da⸗ 
durch, daß der Kl. innerhalb der ihm geſetzten Friſt die Klage er⸗ 
hoben hat. Gerade deshalb muß dem Bekl. daran liegen, daß ent⸗ 
weder verhandelt oder der Kl. wegen Nichtverhandlung durch Ver⸗ 
ſäumnisurteil abgewieſen wird. 

IR. Striemer, Königsberg i. Pr. 


Zu 5. Das Urt. überzeugt in keiner Weiſe: 

a) Die dogmatiſche Bedeutung liegt darin, daß die Vorſchrift 
des 8588 Abſ. 2 ZPO. in ihrer Bedeutung der des 8587 ZPO. gleich⸗ 
geſetzt wird; die Begründung dieſer Anſicht wird nach der bekannten 
philologiſchen Methode aus der Vergleichung der „Wort“ formulierung 
verſchiedener Paragraphen gewonnen. Daß das Ergebnis ſich in 
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Verſicherung der Mutter der Kl. weder in Urſchrift noch in Abſchrift 
beigefügt. Dagegen ging am 20. Mai 1927 bei dem Gericht die Er⸗ 
klärung des RA. E. ein, mit der er dieſe Beweisſtücke dem Gericht 
einreichte. Unſtreitig iſt eine Zuſtellung der Urkunde v. 6. Juli 1925 
an die Gegenſeite nicht erfolgt. Die Klage iſt für unzuläſſig erklärt 
worden aus folgenden Gründen: 

Nach § 589 ZPO. hat das Gericht von Amts wegen zu prüfen, 
ob die Klage an ſich ſtatthaft und ob ſie in der geſetzlichen Form 
und Friſt erhoben ſei. Erſteres iſt zu bejahen; letzteres aber muß 
hinſichtlich der Form verneint werden. 

Nach 8 588 Abſ. 2 Satz find dem Schriftſatze, durch welchen 
eine Reſtitutiousklage erhoben wird, die Urkunden, auf welche fie ge⸗ 
ſtützt wird, in Urſchrift oder Abſchrift beizufügen. Das bedeutet natür⸗ 
lich ebenſo wie bei der entſprechenden Vorſchrift des 8593 Abſ. 2 
3PO., daß fie mit der Klageſchrift ſelbſt wie dieſe dem Bekl. mit zu⸗ 
zuſtellen ſind. Dieſe Zuſtellung iſt hier gänzlich unterblieben. Viel⸗ 
mehr iſt die Urkunde am 6. Juli 1925 erſt in der mündlichen Ver⸗ 
handlung dem Gegner zur Kenntnis gebracht worden. Denn um dies 
alsbald vorweg zu bemerken, die Mitteilung des angeblichen Inhalts 
der Urkunde in der Geſchichtserzählung der Klage vermag die Bei⸗ 
fügung der Urkunde ſelbſt nicht zu erſetzen. 

Es fragt ſich hiernach, ob die angeführte Vorſchrift über die 
Beifügung der Urkunde als weſentliche Formvorſchrift für die Er⸗ 
hebung der Reſtitutionsklage zu betrachten iſt. Nun mag die Vorſchrift 
die Auslegung geſtatten, daß es genügt, wenn die Urkunden zwar 


Widerſpruch zu den führenden Komm. zur ZP. ſetzt, wird hervor⸗ 
gehoben. Die Argumentation mit der Gegenüberſtellung von „ſoll“ 
und „iſt“ bedeutet auf dem Gebiete der ZPO. von vornherein wenig. 
Bekanntlich weiſt dieſes Geſetz troz mannigfacher Ausbeſſerungen 
keineswegs die ſtraffe Terminologie des BGB. auf. Es iſt demnach 
nicht ohne weiteres zutreffend, die Hilfsverben „ſollen“ und „ſeien“ in 
der ZPO. für die Bedeutung der einzelnen Vorſchrift ſo zu bewerten, 
wie das nach der Terminologie des BGB. geſchieht. Daß die vom KG. 
vorgenommene Bewertung unrichtig iſt, ergibt ſich terminologiſch für 
das Gebiet der ZPO. daraus, daß die zwingenden Vorſchriften im all⸗ 
gemeinen durch das Hilfsverb „müſſen“ bezeichnet werden (vgl. z. B. 
88 253 J, 2971, 321 III, 329 1, 478, 487, 518 II, 5191 uſw.). Für 
das Gebiet der Reſtitutionsklage iſt in dieſem Zuſammenhange be⸗ 
ſonders wichtig die Faſſung des § 587, deſſen Wortlaut ſich genau 
mit der Faſſung des früheren 8550 deckt. Was die Neftitutionsklage 
enthalten „muß“, iſt in 8 587 mit der durch § 253 Abf. 2 gebotenen 
Ergänzung beſtimmt. § 588 umſchreibt den übrigen Inhalt der Klage 
in ihrer Eigenſchaft als „vorbereitenden Schriftſatz“. Da das Nichtvor⸗ 
handenſein des „vorbereitenden Schriftſatzes“ Rechtsnachteile in der 
Sache nicht zur Folge hat (8 129 13 5ßO.) können Mängel feines 
Inhaltes noch weniger dazu führen; daran ändert auch die Faſſung 
des 8 131 1 („find“), dem 8 588 II offenbar nachgebildet iſt, nichts. 
Noch nie iſt man auf den Gedanken verfallen, § 131 als zwingende 
Mußvorſchrift zu bezeichnen, weil die Vorſchrift das Hilfsverb „find“ 
enthalt. Man würde auch zu der unmöglichen Folgerung gelangen, 
daß zwar das Fehlen des vorbereitenden Schriftſatzes keine Nach⸗ 
teile in der Sache bedingt, wohl aber ſeine Exiſtenz, wenn die 
Urkundenabſchrift fehlt. Die vom KG. vertretene Auffaſſung ergibt 
für die Reſtitutionsklage das ganz ſinnwidrige Ergebnis, daß zwar 
die „Bezeichnung des Anfechtungsgrundes“ nach 8 588 11 („oll“) 
nicht nötig iſt, die Nichtaufügung der aufgefundenen Urkunde aber, 
obwohl die Urkunde ſelbſt nur die ſachliche Unterlage des Reſtitutions⸗ 
grundes bedeutet, die Klage unzuläſſig macht. Das KG. hält die derzei⸗ 
tige Faſſung von 8593 Abſ. 2 Satz 1 gegenüber 8588 Abſ. 2 (muß“ 
und „iſt“) nicht für erheblich, weil im Urkundenprozeß die Urkunde 
letzten Endes nur Beweismittel ſei, deſſen es beim Nichtbeſtreiten 
nicht bedarf. Aber auch im Reſtitutionsverfahren iſt die Urkunde für 
den erſten Abſchnitt des Verfahrens, der die Zuläſſigkeit betrifft, 
nur Beweismittel in dem Sinne, daß das Vorhandenſein oder das 
Recht auf Vorlegung unabhängig von der Frage der ſachlichen Er⸗ 
heblichkeit die Zuläſſigkeit des Verfahrens dartut. Das KG. geht 
aber ſo weit, zugunſten ſeiner Anſicht auch den Umſtand heranzuziehen, 
daß durch die Nov. v. J. 1898 auch die nachträgliche Auftellung der 
Urkunde gem. § 593 JI ZPO. zugelaſſen wurde; es meint, argumen- 
tum e contrario hieraus ſchließen zu können, daß die nachträgliche 
Beibringung der Urkunde im Falle von 8 588 I1 durch eben dieſe 
Novelle hätte zugelaſſen werden müſſen, wenn man fie als möglich 
anſehen wollte. Dieſe Beweisführung iſt nur möglich auf der Grund⸗ 
lage der von vornherein unrichtigen Einſtellung des RG. Der 8 556 
alter Faſſung (jegt 593) enthielt nur den einen Abſatz und ſtellte in 
feinem Wortlaut eine ausdrückliche „Muß“⸗Vorſchrift dar, während 
5 551 UI alter Faſſung (dem Wortlaut genau gleich dem jetzigen 
8 588 II) eben nicht als „Muß“ Vorſchrift erſchien. Bei richtiger 
Würdigung des geſetzestechniſchen Charakters dieſer Beſtimmungen 
war alſo eine Notwendigkeit zur Anderung des Wortlautes, wenn man 
die nachträgliche Beibringung der Urkunden geſtatten wollte, nur bei 
dem jetzigen § 593 gegeben. Gerade der Umſtaud, daß man 8 551 
Abſ. 2 nicht entſprechend geändert hat, zeigt, daß beide Vorſchriften 
in der hier erörterten Richtung verſchieden zu bewerten ſind. Im übri⸗ 


nicht unmittelbar mit der Klageſchrift dem Gegner zugehen, ſondern 
fie binnen der Monatsfriſt des § 586 der Klageſchrift nachgeſandt 
werden. Im übrigen aber ſieht der Sen. in der Beſtimmung des 
8588 Abf. 2 im Gegenſatz zu der z. B. von Stein⸗Jonas, 3. 
§ 588 II und Kann, ZERO. 8 588 Nr. 2 vertretenen Auffaſſung eine 
zwingende weſentliche Formvorſchrift. Es muß dies aus der grund⸗ 
legenden Bedeutung gefolgert werden, die gerade die Urkunde 1. S. 
des 85807 ZPO. für die Begründetheit der Reſtitutionsklage hat, 
ſowie aus dem Weſen der letzteren als eines der materiellen Rechts⸗ 
kraft des Urt. abträglichen Rechtsbehelfs, deſſen Zuläſſigkeit in mög⸗ 
lichſt engen Grenzen zu halten iſt. Für die Weſentlichkeit der Form⸗ 
vorſchrift ſpricht die „Iſt“⸗ ſtatt der bloßen „Soll“-Faſſung, wie ſie 
Abſ. 2 im Gegenſatz zu Abſ. 3 des § 588 zeigt. Auch kann der Um⸗ 
ſtand, daß in 8 588 Abſ. 2 aber nur dieſe „Iſt“⸗Faſſung im Unter 
ſchied zu der „Muß“ ⸗Faſſung des 8 593 Abs. 1 vorliegt, die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht um ſo weniger rechtfertigen, als die Urkunden 
des 8593 immer nur als Beweismittel in Betracht kommen und da⸗ 
her, wenn die Bekl. die Tatſachen, deren Beweis durch ſie er 
bracht werden ſoll, nicht beſtreitet, nach gefeſtigter Rechts- 
übung (vgl. z. B. JW. 1927, 378 11) fehlen dürfen, während die Ur 
Runde der 88 580 7, 588 Abſ. 2 unzulängliche formelle Grundlage 
des ganzen Reſtitutionsverfahrens bleibt. Unterſtützend ſei noch darauf 
hingewieſen, daß die Novelle von 1898 das Erfordernis der Ur⸗ 
Rundenbeifügung zwar für den Urkundenprozeß durch eine Zuſaß⸗ 
vorſchrift im 8593 Abſ. 2 Satz 2 abzumildern für richtig befunden 


gen iſt der Wert dieſes Arguments überhaupt ein äußerſt geringer: 
Selbſt wenn beide Vorſchriften bez. des Hilfsverbs übereinſtimmten, 
konnte für den Urkunden⸗ und Wechſelprozeß angeſichts der ſelbſt⸗ 
verſtändlich viel größeren praktiſchen Bedeutung, den die Nachbringung 
der Urkunde dort hat, eine Anderung dort erfolgen, ohne daß man 
gleichzeitig die Vorſchrift des Reſtitutionsverfahrens hiermit in Über⸗ 
einſtimmung brachte; und ſchließlich wiſſen wir aus Erfahrung, daß 
auch bei der ſorgfältigſten Geſetzgebungsarbeit derartige Unſtimmig⸗ 
keiten nicht vermieden werden können. 

Im ganzen ſind alſo die aus dem Geſetz unmittelbar entnommer 
nen Gründe des KG. wiederum unmittelbar aus dem Geſetz zu wider⸗ 
legen. Daß die führenden Komm. die Anſicht des KG. nicht teilen, 
wird von ihm ſelbſt hervorgehoben; für die hier vertretene Anſicht 
noch Baumbach, ZPO., 3. Aufl. S. 561 zu 8588 Ziff. 4 und 
mittelbar jedenfalls RG. 64, 224 ff. — JW. 1906, 811. Daß irgend 
jemand ſich poſitiv für den Standpunkt des KG. ausgeſprochen hätte, 
hat der Verf. nicht entdecken können. 2 

b) Die rechtspolitiſche Bedeutung der Entfd. il 
die „ernſtere“ Seite der Sache. Es iſt zu unterſtellen, daß 
die aufgefundene Urkunde ſachlich geeignet war, das früher erlaſſene 
rechtskräftige Urt. als materiell ungerecht zu verweiſen. Die außer⸗ 
ordentlichen Rechtsbehelfe, wie die Reſtitutions⸗ und Nichtigkeitsklage⸗ 
ſtellen den Richter vor die Frage, ob er im Intereſſe des Rechts 
ein durch rechtskräftiges Urt. abgeſchloſſenes Verfahren aufnehmen 
und fein eigenes Urteil korrigieren ſoll. Über die Notwendigheit, 
dieſe Wiederaufnahme rechtskräftig abgeſchloſſener Verfahren in den 
engſten Grenzen zu halten, braucht nichts geſagt zu werden. Das Geſetz 
ſelbſt knüpft dieſe Möglichkeit an einige wenige und ſelten gegebene 
Tatbeſtände und umſchließt ſie mit ſo vielen Friſten, Beſtimmungen, 
daß für die Einengung durch die Praxis nicht weiter geſorgt zu 
werden brauchte, als durch die richtige Anwendung der Vorſchriften. 
Auf der anderen Seite läßt ſich keine ſchönere Aufgabe des Richters 
denken, als die Möglichkeit, eigenen Irrtum gut zu machen und Un⸗ 
recht zu Recht werden zu laſſen. In dem vorl. Falle war die Urkunde 
ihrem weſentlichen Inhalt nach in der Klage wiedergegeben und inner“ 
halb der Monatsfriſt des 8 586 1 ZPO. zu den Akten gelangt. Man 
ſtelle ſich den Eindruck auf den von dem Urt. Betroffenen vor, det 
erfährt, daß ſein Recht zunichte geworden iſt trotz dieſer Sachlage, 
weil eine Abſchrift der Urkunde dem gegneriſchen Anwalt mit der 
Klage nicht zugeſtellt wurde! Wenn eine unbeſtreitbare, ſich aus dem 
klaren Geſetzeswortlaut ergebende Notwendigkeit vorlag, zu dieſem 
Ergebnis zu gelangen, fo müßte ſich jeder fügen, und man könnte 
nur für die Neukodifikation des Prozeßrechts erwägen, ob dieſe Vor 
ſchrift trotz ihres materiell unbefriedigenden Ergebniſſes, aus pro⸗ 
zeſſualen Gründen, eine rechtspolitiſche Notwendigkeit iſt. Wenn aber 
dieſe Notwendigkeit nicht vorlag — was in dieſem Falle nicht be⸗ 
zweifelt werden kann —, war es eine viel bedeutendere und wichtiger 
Aufgabe des Richters, den vom Geſetz vorgeſchriebenen Weg zur MO 
rektur des materiellen Unrechts zu gehen und den ohnedies ſchon 
dornenreichen Weg nicht durch zweifelhafte Auslegung des Geſetzes 
noch dornenreicher zu machen. Daß das Ergebnis in dieſem Falle 
dem Gedanken der Rechtskraft „abträglich“ geweſen wäre, iſt von 
ganz untergeordneter Bedeutung; aber ſchwerwiegend iſt es, daß die 
vom KG. getroffene Entſch. dem Gedanken des Rechts abträglich 
iſt. Mit einem Urt. wie dem hier beſprochenen wird der Rechtspflege 
und dem Vertrauen zu den Gerichten ein viel ſchwererer Schaden 1” 
gefügt, als er entſtehen würde, wenn wirklich einmal einer Reſtitutions⸗ 
klage zu Unrecht ſtattgegeben mürde. Falle dieſer Art lehren de lege 
ferenda, daß man den Richter auch bei den außerordentlichen Rechts 
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hat, dagegen die Vorſchrift des 8588 Abſ. 2 daneben und unver⸗ 
Det beſtehen geblieben iſt. Auch daraus ergibt ſich die Weſent⸗ 
ichkkeit des bezüglichen Formerforderniſſes für die Reſtitutionsklage. 
angels feiner im vorl. Falle muß fie daher gem. 8589 Abſ. 1 
ab 2 BRD. als unzuläſſig verworfen werden. 
(G., 8. 3 S., Urt. v. 24. Juni 1927, 8 U 6316/27.) 
* 


f 6. 88 935, 940 ZPO. Durch einſtweilige Verfügung 
ann nicht die Zahlung einer geſchuldeten Summe ange⸗ 
ordnet werden, wenn es ſich nicht um fortlaufende Zah⸗ 
lungen handelt. f) 


Si Die Antragſtellerin hat dem Antragsgegner Wechſel gegeben. 
te behauptet, der Antragsgegner habe ſich verpflichtet, die zur Ein⸗ 
ung der Wechſel erforderlichen Beträge ihr rechtzeitig vor Fällig⸗ 

Verf zur Verfügung zu ſtellen. Sie beantragt, im Wege der einſtw. 
erf, dem Antragsgegner aufzugeben, einem von der Antragſtellerin 

zu beauftragenden Gerichtsvollzieher 25 000 % zu zahlen oder zur 

fügung zu ſtellen, jedenfalls derart, daß der Gerichtsvollzieher dieſe 

Fe age zur Einlöſung der Wechſelakzepte der Antragſtellerin über 

10 gesamt 15000 AM, fällig am 1. Sept. 1927, und insgeſamt 
000 RM, fällig am 3. Sept. 1927, verwenden kann und zu ver⸗ 

wenden hat. 

Nerf Durch Beſchluß des LG. iſt der Antrag auf Erlaß der einſtw. 
erf, zurückgewieſen worden. KG. hat nach mündlicher Verhandlung 
ie Zurückhweiſung beſtätigt. 

59, Der von der Antragftellerin geltend gemachte Anſpruch ift auf 

Jablung von 25000 AA gerichtet, die zur Befriedigung der Wechſel⸗ 
Ubiger verwendet werden ſollen. Der Umſtand, daß der Antrags⸗ 

Teer den Betrag von 25000 RM, nicht unmittelbar an die Antrag⸗ 

Lin, ſondern an einen von ihr zu beauftragenden Gerichtsvollzieher 

behelfen der Notwendigkeit überheben muß, unter Umſtänden ſeinen 

lite nen Spruch für unrichtig zu erklären; wie bei den ordent⸗ 

U hen Rechtsmitteln, jo muß auch hier der Richter, der das angef. 

tag geſprochen hat, von der Mitwirkung im Reſtitutions⸗ und Nich⸗ 
igkeitsverfahren ausgeſchloſſen fein. 

2 Fur den Anwalt taucht die Frage der Regreßpflicht auf. Sit 
Sorſabpflichtig dafür, daß ein Gericht eine von ihm nicht beachtete 

„Soll“⸗Vorſchrift entgegen allen Kommentaren als „zwingend“ be⸗ 

handelt? Man wäre verſucht, die Frage aus dem Geſichtspunkt der 
aquaten Verurſachung zu verneinen. 


RA. Dr. Calé, Berlin, 


5 Zu 6. Sowohl das KG. wie auch das LG. haben den Erlaß 
* beantragten einſtw. Verf. abgelehnt. Daß überhaupt ein Au⸗ 
ag geſtellt und nach Ablehnung durch Beſchwerde weiter verfolgt 
Juen Konnte, zeigt, daß die Grenzen zwiſchen der einſtw. Verf. der 
rd., die urſprünglich allein Sicherung einer beſtimmten Leiſtung 
5 985) oder Sicherung des Rechtsfriedens (8 940) bezweckte, und der 
„Verf., die in einzelnen beſonderen geſetzlichen Vorſchriften nicht 
dur Sicherung, ſondern zur vorläufigen Befriedigung eines Anſpruches 
beben iſt, immer mehr verwiſcht zu werden bedroht ſind. Zwar hat 
int an Stimmen gefehlt, die von vornherein ſchon einen Unter⸗ 
Sid dieſer auf Befriedigung gehenden einſtw. Verf. von der zur 
Dicherung des Rechtsfriedens leugneten, indes hat doch mit Recht 
eorie und Praxis, grundſätzlich wenigſtens, im allgemeinen bisher 

d nn feftgehalten, daß hier zwei völlig voneinander verſchiedene Arten 
iſt einſtw. Verf. gegeben ſind. In der praktiſchen Anwendung dagegen 
benen erkennbar die Neigung vorhanden, das Gebiet der Fälle, in 
Re eine vorläufige Verurteilung gewährt werden kann, immer 
no auszudehnen, entgegen dem allgemeinen Grundſatz, daß Aus⸗ 
eümegeſeße nicht ausdehnend ausgelegt werden dürfen. Weſentlich 
Glbetragen hat hierzu offenbar der Währungsverfall: Solange der 
55 "biger damit rechnen mußte, daß ſchon am nächſten Tage oder 
Wi in kürzeſter Zeit fein Anspruch auf eine Geldſumme in ihrem 
üble ſchaſtlichen Wert weſentlich vermindert war, reichten die früher 
N geweſenen Mittel zur Sicherung einer Geldforderung nicht mehr 
Ber ‚die einzige Sicherung beſtand ſchließlich nur noch in der ſofortigen 
glelge gung des Anſpruches, da die Rſpr. an dem Satz „Mark 
Se, Mark“ feſthielt. Dieſe Zeit liegt hinter uns. Deshalb follte 
fin endlich wieder auf die Grundlagen des Prozeßrechtes be⸗ 
e Mit Recht bemerkt Stein⸗Jonas (IV vor 8 916), daß 
5 „Anſätze zu einer neuen, beſonderen Prozeßart, bei der nach Art 
DS grneinzechtlichen Mandatsprozeſſes auf bloße Glaubhaftmachung 
hi, uſpruchs hin die Zahlung aufgegeben wird“, vorliegen, er ſetzt 
geſchen daß „dadurch eine im Geſetz ſelbſt nicht vorgeſehene Rechtslage 
leichafſen werde. Deshalb ift höchſte Vorſicht geboten, die die Praxis 
auf dl weilen vermiſſen läßt. Während ſie urſprünglich ſich ſtreng 
Pete e wenigen Fälle beſchrankte, in denen geſetzlich die vorläufige 
Verf teilung zur Befriedigung eines Anſpruches im Wege der einſtw. 
899, Iursdrücglich zugelajlen war (iusbeſ. $ 627 Ipo, 88 489, 885, 
ſteice 09, 1263 BoB. $ 25 Uni. u. a.), hat ſie ſpäter in immer 
gendem Maße den Kreis der Fälle ausgedehnt und iſt dabei nicht 
geblieben bei der Verurteilung zur Zahlung von fortlaufenden 


tehen 
enten, insbeſ. zum Unterhalt, ſondern hat vielfach die Verurteilung 
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zahlen ſoll, ändert nichts an der Rechtsnatur des geltend gemachten 
Anſpruchs, da dieſer die Zahlung zur Einlöſung der Wechſel ver⸗ 
wenden ſoll. Zur Sicherung einer Geldforderung dient, inſoweit die 
übrigen Vorausſetzungen der 88 916, 917 ZRDO. gegeben find, in der 
„Regel nur ein Arreſt. Den Erlaß eines Arreſtes hat die Antrag⸗ 
ſtellerin jedoch nicht beantragt, hat es auch unterlaſſen, einen Arreſt⸗ 
grund darzulegen, ſo daß die Anordnung eines ſolchen nicht erfolgen 
konnte. Die Anordnung von Zahlung einer geſchuldeten Summe oder 
von Abſchlagszahlungen auf eine derartige Schuld iſt unzuläſſig; nur 
ſoweit es ſich um fortlaufende Zahlungen handelt, wie z. B. bei 
Unterhaltsanſprüchen, können Abſchlagszahlungen durch einſtw. Verf. 
angeordnet werden. Da es ſich jedoch hier um Kapitalzahlungen 
handelt und ein anderer Weg, der Antragſtellerin mittels einer einſtw. 
Verf. zuläſſigerweiſe zu helfen, nicht erſichtlich iſt, ſo mußte der Erlaß 
einer ſolchen abgelehnt werden. 
(KG., 6. Fer ZS., Urt. v. 29. Aug. 1927, 21 W 6994/27.) 
* 

Bamberg. 

7. 88 28, 180 3V G. Im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren zur Aufhebung der Gemeinſchaft können Einwen⸗ 
dungen des Schuldners aus dem Gemeinſchaftsverhältniſſe 
nur inſoweit berückſichtigt werden, als ſie ſich aus dem 
Grundbuch ergeben; für andere Einwendungen iſt der 
Schuldner auf den Weg der Widerſpruchsklage verwieſen. f) 

Das AG. ordnete auf Autrag des Adam K. durch Beſchl. v. 
23. Mai 1927 die Zwangsverſteigerung der Adam und Ernſt K. ge⸗ 
hörigen Grundſtücke zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft an. Ernſt K. 
erhob gegen dieſen Beſchluß Beſchwerde mit der Begründung, daß 
die Grundſtücke durch den Vertrag über Errichtung einer OffüG. 


zu einmaligen Geldzahlungen, die urſprünglich ſtets abgelehnt worden 
war, im Anſchluß an 8 1716 BGB. zugelaſſen (vgl. auch 8 46 
MSchG.). Es iſt erfreulich, daß das KG. in der vorl. Entſch. dieſer 
Neigung entgegentritt. Es geht wirklich zu weit, wenn der Antrag⸗ 
ſteller im vorl. Falle die einſtw. Verf. glaubte nutzbar machen zu 
können, um als Wechſelakzeptaut den von ihm behaupteten, vom 
Gegner beſtrittenen Anſpruch auf Einlöſung oder Prolongation des 
Wechſels gegen den Wechſelnehmer, der den Wechſel weitergegeben 
hat, durchzuſetzen. Daß ſolche Anträge, und, zwar nicht gerade 
ſelten, an die Gerichte kommen, iſt wohl die Folge davon, daß 
vielfach die unteren Gerichte doch gegenüber ſolchen Anträgen viel 
zu entgegenkommend ſich gezeigt haben, während allerdings die OG. 
im allgemeinen zu weiter Ausdehnung entgegengetreten ſind. Daß 
ſie auf die praktiſche Handhabung der unteren Gerichte nicht den er⸗ 
wünſchten Einfluß gehabt haben, dürfte ſeinen Grund wohl darin 
haben, daß häufig gegen die Anordnung zunächſt zwar Widerſpruch 
erhoben, dann aber nicht weiter verfolgt wird, weil die einſtw. Verf. 
inzwiſchen vollſtrecht und auch der Hauptprozeß anhängig gemacht 
iſt, ſo daß eine weitere Verfolgung des Widerſpruchs in beſonderem 
Prozeß neben der Hauptſache ſich praktiſch erübrigt. 
NA. Theodor Sonnen, Berlin. 


Zu 7. Offenbar waren Adam und Ernſt K. als Miteigen⸗ 
tümer nach Bruchteilen im Grundbuch eingetragen. Die von 
Ernſt K. behauptete Vereinbarung konnte das Eigentum an den 
Grundſtücken weder auf die DH. noch auf ihn allein übertragen. 
Denn dazu hätte es der Auflaſſung an die Geſellſchaſt, bzw. an 
Ernſt K., ſowie ihrer Eintragung in das Grundbuch bedurft. Hieran 
fehlt es. Deshalb ſtanden die beiden K. noch in Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft, als Adam K. die Teilungsverſteigerung beantragte. Hierzu 
brauchte er keinen vollſtreckhbaren Schuldtitel (§ 181 1 3VGG.). Jeder 
Teilhaber kann jederzeit die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen 
(8 749 1 BGB.). Die Teilhaber können aber das Recht, die Auf⸗ 
hebung zu verlangen, ausſchließen (8 749 II BGB.). Die Aufhebung 
der Gemeinſchaft erfolgt, wenn die Teilung in Natur ausgeſchloſſen 
iſt, durch Zwangsverſteigerung des Grundſtücks und Teilung des Er⸗ 
löſes. Das Vorbringen des Ernſt K. läuft aber auf die Behauptung 
hinaus, daß er mit Adam vereinbart habe, es ſolle die Aufhebung 
der Gemeinſchaft durch Zwangsverſteigerung ausgeſchloſſen ſein und 
dadurch erſetzt werden, daß die Grundſtücke, die im Innenverhältniſſe 
der Teilhaber als Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens zu behandeln 
ſeien, unter den im Geſellſchaftsvertrage vorgeſehenen Bedingungen 
ihm gegen Abfindung des anderen zum alleinigen Eigentum über⸗ 
tragen würden. 

Er nimmt damit ein Recht für ſich in Anſpruch, das i. S. des 
§ 37 Nr. 5 38G. der Zwaungsverſteigerung entgegenſteht. Er wird 
von dem hier geordneten Aufgebote und deſſen Wirkungen betroffen. 
Der widerſprechende Teilhaber muß daher vor der Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags die Aufhebung oder die einſtweilige Einſtellung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens herbeiführen, widrigenfalls ſein Recht als ein 
die Zwangsverſteigerung hinderndes erliſcht und der Erlös an die 
Stelle des verſteigerten Grundſtücks tritt. Die Form, in welcher es 
geltend zu machen iſt, it die Widerſpruchsklage des 8 771 ZPO. 
Hierüber herrſcht bis auf Eccius: GruchBeitr. 47, 632; Stein⸗ 
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zwiſchen Adam und Ernſt K. Geſellſchaftsvermögen geworden feien 
und daß letzteres infolge Kündigung der Geſellſchaft durch Adam K. 
dem Ernſt K. auf Grund des Geſellſchaftsvertrags als Alleineigen⸗ 
tum zugefallen ſei; eine Zwangsverſteigerung zwecks Gemeinſchafts⸗ 
aufhebung komme ſohin nicht in Betracht. Das LG. wies die Be⸗ 
ſchwerde zurück, weil der Geſellſchaftsvertrag mangels formgerechter 
Einigung und mangels nachfolgender Eintragung im Grundbuch den 
Eigentumsübergang auf die OHG. nicht habe bewirken können. 
Die weitere Beſchwerde des Ernſt K. wurde als unzuläſſig zurücke⸗ 
gewieſen. Das OLG. ließ es dahingeſtellt, ob es nicht ſchon an 
dem weiteren Beſchwerdegrund, ſohin an der Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde fehle. Jedenfalls könne Ernſt K. im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren mit ſeinen auf einen privatſchriftlichen Vertrag geſtützten 
Einwendungen nicht durchdringen. Der Vollſtreckungsrichter konnte 
nur die ſich aus dem Grundbuch ergebenden Rechte berückſichtigen 
(88 180, 28); die im Beſchwerdeweg geltend gemachten Geſichtspunkte 
Konnte der Vollſtreckungsrichter nicht berückſichtigen, weil ſie ihm 
nicht bekannt waren. Die Beſchwerdegerichte ſind im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren nicht dazu berufen, die Einwendungen des Schuld⸗ 
ners auf ihre Unterlagen nachzuprüfen; dieſer iſt vielmehr auf den 
Weg der Widerſpruchsklage verwieſen (vgl. Reinhard, 3G. [5] 
8 28 Anm. 1 und § 181 Anm. 3; JW. 1919, 42). 

(OLG. Bamberg, 1. ZS., Beſchl. v 11. Juli 1927, Beſchw. 319/27.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


= 

8. 5568 Abf. 3 3PO. Entſcheidungen des LG. in 
betreff der Prozeßkoſten unterliegen nicht der weiteren 
Beſchwerde. Zu der Entſcheidung über die Prozeßkoſten 
gehört auch die Streitwertfeſtſetzung. Vgl. Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, RAGebO. 8 12 Anm. 22, 8. f. R. i. B. 24, 327. 

(OLG. Bamberg, FerS., Beſchl. v. 16. Aug. 1927, B 405/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
* 
Dresden. 

9. 8 13 Ziff. 4 RA Gebo. Anwaltsgebühren für die 
Abwartung eines auswärtigen Beweisaufnahmetermins 
durch einen Subſtituten find grundſätzlich nur inſoweit 
zu erſtatten, als fie die Reiſekoſten des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten nicht überſchreiten. 

Wenn der Prozeßbevollmächtigte mit der Abwartung eines aus⸗ 
wärtigen Beweisaufnahmetermins einen anderen Anwalt beauf⸗ 
tragt, ſo ſind die dadurch entſtehenden Gebühren grundſätzlich von 
dem in die Prozeßkoſten verurteilten Gegner nur inſoweit zu er⸗ 
ſtatten, als ſie die Reiſekoſten und Tagegelder des Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten nicht überſchreiten. Dies gilt auch dann, wenn der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte infolge Wrbeitsüberhäufung oder durch Abwartung 
anderer Termine nicht in der Lage iſt, den auswärtigen Beweis⸗ 
aufnahmetermin ſelbſt wahrzunehmen (vgl. Willenbücher, Gebd., 
10. Aufl. S. 105; Friedländer, GebD. 7. Aufl. S. 449). 

(OG. Dresden, Fer ZS. A, Beſchl. v. 4. Aug. 1927, 10 Reg. 334/27.) 
Mitgeteilt von Kanzleivorſteher Steudtner, Dresden. 
* 


haus: Gruch Beitr. 63, 710 und Dreſcher, Teilungsverſteigerung, 
1912 (Diſſ.) S. 35 ff., welche die Anwendbarkeit des 8 771 BED. 
verneinen, allſeitiges Einverſtändnis. Auch die Denkſchrift zum ZVG. 
(S. 69) ſteht auf dieſem Standpunkte. 

Zuzugeben iſt gegenüber dem Einwande der genannten Schrift⸗ 
ſteller, daß die Vorſchrift des 8 37 Nr. 5 ZVG. und des 8 771 BRD. 
nicht unmittelbar einſchlägt und daß deshalb nur von einer ent⸗ 
ſprechenden Anwendung die Rede fein kann. Denn das in dieſen. 
Geſetzesſtellen behandelte Gegenrecht iſt das eines Dritten, welches 
durch eine formal ordnungsmäßige Zwangsvollſtreckung gegen den 
Vollſtreckungsſchuldner in ſeinem materiellen Beſtande gefährdet oder 
vereitelt wird. Hier handelt es ſich um den Widerſpruch des Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldners ſelbſt, der der Aufhebung der Gemeinſchaft durch 
Zwangsverſteigerung widerſpricht. Dort ſind die Einwendungen des 
Schuldners gegen den Gläubigeranſpruch durch den der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zugrunde liegenden Vollſtreckungstitel erledigt. Hier liegt 
ein ſolcher überhaupt nicht vor. Der Schuldner hat noch keine Ge⸗ 
legenheit gehabt, Einwendungen vorzubringen, und über ſeine Ein⸗ 
wendungen iſt noch nicht entſchieden. Die Entſch. wird vielmehr erſt 
durch die Widerſpruchsklage erſtrebt. Zweck und Ziel der Wider⸗ 
ſpruchsklage des 8 771 ZPO. und der hier in Rede ſtehenden find 
aber gleich, namlich die Herbeiführung der gerichtlichen Feſtſtellung, 
daß die Zwangsvollſtreckung unzulaſſig jet, dort auf Verlangen des 
Dritten, hier auf Verlangen des Antragsgegners. In diefem Sinne 
und weil die Teilungsverſteigerung, wenn auch nicht eigentlich 
Zwangs vollſtreckung, doch nach Art einer ſolchen behandelt wird, ift 
die entſprechende Anwendung des 8 771 ZPO. zuläſſig und geboten. 
Sie wird auch von der reichsgerichtlichen Rſpr. nicht beanſtandet 
(RG. 47, 367; JW. 1919, 42 = 23. 1919, 370). Das gleiche gilt von 
dem Aufgebote des § 37 Nr. 5 3G. 

Daß die Teilungsverſteigerung im vorliegenden Falle nicht auf 
Grund des 528 8G. von Amts wegen aufgehoben werden konnte, liegt 
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Düfſeldorf. i 

10. 3 13 RA Gebo. Die mündliche Verhandlung iſt 
begrifflich eine Sachverhandlung; ſie liegt nur dann vor, 
wenn von wenigſtens einer Seite ein die Sache betreffen“ 
der Antrag geſtellt wird. 

So liegt z. B., wie allgemein anerkannt wird (vgl. Walter 
Joachim⸗Friedlaender, RachebO. 7. Aufl. § 13 Anm. 35), 
eine Verhandlung i. S. des § 13 Ziff. 2 nicht vor, wenn Parteien 
einen Rechtsſtreit für erledigt erklären oder wenn lediglich der Ab⸗ 
ſchluß eines Vergleichs erörtert wird. Die die Prozeß⸗ und Sach⸗ 
leitung betreffenden Erklärungen der RA. bezwecken, zumal dann, 
wenn ſie auf die hier allein fragliche Vertagung von Terminen ab⸗ 
zielen, ebenſo wie die vorſtehend erwähnten Erörterungen über die 
ſachliche Erledigung des Rechtsſtreits oder über den Abſchluß eines 
Vergleichs, gerade das Gegenteil einer Verhandlung; die Verhandlung 
ſoll dadurch wenigſtens für den gegenwärtigen Zeitpunkt ausge⸗ 
ſchloſſen werden. Hieran ändert auch die von Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender (a. a. O. 823 Anm. 32) zur Begründung gegen⸗ 
teiliger Anſchauung hervorgehobene Tatſache nichts, daß nach der 
n. F. der 3 PO. eine wirkliche Entſch. über den Vertagungsantrag 
ſelbſt bei Zuſtimmung des Gegners erforderlich geworden iſt (8 227). 
Im Gegenteil könnte hieraus gefolgert werden, daß die im 8 29 
Ziff. 5 vorgeſehene Tätigkeit des Anwalts, die nach früherem Recht 
für die richterliche Prozeßleitung von maßgeblichſtem Einfluß war, 
jetzt ſo ſehr an Bedeutung eingebüßt hat, daß fie den Charakter eines 
dem Sachantrag gleichzufiellenden Prozeßantrages ganz verloren hat. 
Zu allem hinzu tritt der Widerſpruch, der ſich bei gegenteiliger An⸗ 
ſicht notwendig zwiſchen dem erörterten $ 23 und dem 8 29 Geh. 
ergibt. Nach der bisherigen Faſſung der letzteren Vorſchrift trat eine 
Ermäßigung der Prozeßgebühr ein, wenn die Klage „vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung“ zurückgenommen wurde. Das OLG. Düſſeldorf 
hat in wiederholten Entſch., auch für die Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten der Zivilprozeßnovelle entſchieden, daß die Stellung — auch 
widerſprechender — Vertagungsanträge nicht als eine mündliche Ver⸗ 
handlung anzuſehen ſei (5 W 73/25, 178/25, 183/25, 81/26 u. a.), 
Die Neufaſſung des $ 29 GRG. durch das Gef. v. 28. Jan. 1927 
zeigt, daß auch der Geſetzgeber dieſen Standpunkt billigt. Ein Anlaß, 
dem Begriff der mündlichen Verhandlung in der GebO. eine andere 
Bedeutung beizumeſſen als im GRG., iſt nicht gegeben. 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 20. Juni 1927, 1 W 1522/7.) 
Mitgeteilt von Amts⸗ u. LER. Blauel, Düſſeldorf. 
* 
Frankfurt a. M. 

11. 8 91 BRD. Erſatzfähigkeit der Koſten des Ver- 
kehrsanwalts. f) 

Die Sach⸗ und Rechtslage des Rechtsſtreits war nicht einfach, 
Zu Unrecht hebt der erſte Richter den einen entſcheidenden Punkt, 
auf den es ſchließlich angekommen iſt, als den Gegenſtand des Streits 
hervor. Die Partei konnte nicht von vornherein wiſſen, daß der Er⸗ 
folg des Rechtsſtreits von dieſem einzigen Punkt abhing. Sie mußte 
auch die übrigen tatſüchlichen und rechtlichen Geſichtspunkte erwägen 
und erörtern. Überhaupt wird es immer wieder von den Inſtanz⸗ 


Klar zutage, weil das Gegenrecht des Ernſt K. nicht aus dem Grund⸗ 
buch erſichtlich iſt. 

Fraglich könnte nur noch ſein, ob er ſein Gegenrecht etwa auf 
dem Wege der Einwendung gegen die Art und Weiſe der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach 8 766 ZPO. hätte zur Geltung bringen können. 
Die Komm. zum ZVG. find hierüber verſchiedener Meinung. Die 
Frage iſt aber zu verneinen. Richtig iſt zwar, daß die Ablehnung 
der Anwendbarkeit des 8766 ZPO. nicht darauf geſtützt werden kann, 
daß ein fehlerhaftes Verfahren des Vollſtreckungsgerichts in der Nicht⸗ 
berückſichtigung des Einwandes nicht liege. Das würde die Ein⸗ 
wendung aus § 766 3PO. unbegründet erſcheinen laſſen, aber nicht 
unzulaſſig machen. Aber es handelt ſich überhaupt nicht um eine 
Einwendung gegen die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung, wenn 
wie hier deren Zuläfſigkeit überhaupt beſtritten wird. Die Bezug“ 
nahme von Jäckel⸗Güthe auf 58 772— 774 ZPO. geht fehl. 
Das „kann“ in dieſen Geſetzesſtellen bedeutet nicht „entweder 8 771 
oder 8 766 ZPO.“, ſondern „entweder von Amts wegen oder au 
Klage nach § 771 3PO.“. Völlig unannehmbar würde die Häufung 
der Rechtsbehelfe ſein. Wenn der Antragſteller den Einwand in zwei 
oder drei Inſtanzen des Beſchlußverfahrens erfolgreich bekämpft hat, 
kann er nicht genötigt werden, genau denſelben Streit nochmals au 
die Widerſpruchsklage vor dem LG., dem OLG. und dem RG. durch⸗ 
zufechten, was Jäckel⸗Güthe, Bem. 4 zu 8 181 für zuläſſig 
anfehen. 

Die Entſch. des OSG. Bamberg iſt hiernach richtig. 

Sen Präs. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


Zu 11. Eine außerordentlich erfreuliche und lebenskundige 
Eutſch.! Sie ſteht in wohltuendem Gegenſatz zu dem Beſchluß des 
OLG. Dresden, über den kürzlich Kaufmann: Anwaltsblatt 1927, 
207 berichtet hat. Die eindringliche Form, in der das OLG. Frank“ 
furt a. M. zum Ausdruck bringt, daß die Wichtigkeit der münd⸗ 
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gerichten verkannt, daß die Partei, die in einem Rechtsſtreit ſteht, 
Abit wenn ſie zur ſchriftlichen Unterrichtung ihres Prozeßbevollmäch⸗ 
we in der Lage ift — was übrigens im vorl. Falle zu bezweifeln 
5 „regelmäßig eine oder je nach der Geſtaltung des Rechtsſtreits 
8 öfters die Form der mündlichen Erörterung mit einem Anwalt 
3 erforderlich anſieht und anſehen darf. Rede und Wechſelrede, 
Däufagen eine interne „mündliche Verhandlung“, werden faſt ſtets 
klorderlich, meiſtens unentbehrlich fein. In der Regel der Fälle wird 
daher mindeſtens derjenige Betrag, der durch die Beſprechung mit 
* Verkehrsanwalt an Reiſekoſten geſpart wird, erſatzfähig ſein. 
ein gemein wirtſchaftlich gedacht bedeuten überflüſſige Reiſen zudem 
ine Vergeudung an Zeit und Volks vermögen. 

(Od. Frankfurt a. M., 4.3 ., Beſchl. v. 21. Sept. 1927, 4 W 89/27.) 

* 

Karlsruhe. 


1 12. 81 Gef. v. 6. Febr. 1923. Schließt der Pflichtan⸗ 
alt nach Urteilsverkündung, jedoch vor Rechtskraft oder 
Venlegung eines Rechtsmittels, mit dem Gegner einen 
ergleich, fo iſt eine Vergleichsgebühr entſtanden. f) 
bi Nach § 1 des Geſ. v. 6. Febr. 1923 find zu erſtatten die Ge⸗ 
üchren und Auslagen nach Maßgabe der NUGEbD., d. h. diejenigen 
tiabühren und Auslagen, welche dem für eine Inſtanz bevollmäch⸗ 
nen RU. nach der gen. Gebührenordnung zujtehen. Die Frage, 
Her die Juſtanz endigt, ift beſtritten. Keinesfalls endigt ſie ſchon 
* der Erlaſſung des lirt., wie ſich ſchon aus § 29 Ab. 2 Ziff. 7 
1% RAcheb O. ergibt. Die Vergütung erfolgt allerdings grundſätz⸗ 
071 nur für diejenigen Handlungen, zu deren Vornahmen der Ar⸗ 
Nenanivalt als ſolcher beigeordnet iſt. Zur zweckentſprechenden 
echtsverfolgung gehört auch, daß der Armenanwalt der Partei 
eim Abſchluß eines Vergleichs mit Rat und Tat zur Seite ſteht 


bat. Friedländer: JB. 1921, 4434; Entſch. d. Sen. v. 
dor Febr. 1927, zu 3 SB 58/26). Ein Vergleich liegt hier zweifellos 


„es liegt nicht bloß einſeitige Stundung, ſondern auch ein Nach⸗ 
geben der Gegenſeite, nämlich der Verzicht auf die Verufung vor. 
Ber Abſchluß iſt in der Inſtanz erfolgt, für welche RA. St. dem 
ekl. als Armenanwalt beigeordnet war. 
(OLG. Karlsruhe, 3. 35., Eutſch. v. 17. Juli 1927, 2 3 B8 54/27.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt L. Stern, Karlsruhe. 
* 


Hi 13. 88 873, 874 RO. Die Aufftellung des Teilungs⸗ 
0 geſchieht erſt im Verhandlungstermin. Der Ent- 
. des Teilungsplanes ſtellt keine gerichtliche, be- 
chwerdefähige Entſcheidung dar. Beſchwerde gegen den 
dellungsplan. Ju den Teilungsplan müſſen ſämtliche 
nohemeldete Forderungen nach ihrer Rangfolge aufge- 
ommen werden. Die Entſcheidung des Vollſtreckungs⸗ 
niehts, daß ein Teil der Gläubiger ausfalle und deshalb 
au in den Verteilungsplan aufzunehmen ſei, greift 
„ Unzuläſſiger Weiſe der Entſcheidung über den Wider- 
vor. 


[pruch 
pl. Gegen das Verfahren des AG. bei Aufſtellung des Teilungk⸗ 
glaues iſt gem. 88 872 ff. ZPO. die ſofortige Beſchwerde nach 8 793 
452 ſtatthaft; denn in der Aufſtellung des Teilungsplanes iſt eine 
Ruf Zw VollſtVerfahren ohne erforderliche mündliche Verhandlung er⸗ 
wagende gerichtliche Entſch. zu finden. Zweifelhaft kann nur ſein, 
e der Teilungsylon als aufgeſtellt, alſo die Entſch. des AG. als 
Bet gilt. Die Zuſtellung des vom Gericht angefertigten Planes 
2 bie Beteiligten iſt vom Geſetz nicht vorgeſehen; er iſt nur drei 
niede vor dem Termin auf der Gerichtsſchreiberei zu ihrer Einſicht 
En erlegen ($E75I ZPO). Das läßt darauf ſchließen, daß der 
5 wurf des Teilungsplaues keine gerichtliche Entſch. darſtellt. 
Abſen das AG. den Beteiligten mit der Ladung zum Termine eine 
0 ſchrift des entworfenen Planes zuſtellte, jo ift hierin nur eine vor⸗ 
Die onde Maßnahme, eine prozeßleitende Verfügung zu erblicken. 
05 Aufſtellung des Teilungsplanes geſchieht erſt im Termin 
I Maßgabe der 88876, 877 ZPO., und kann auch ohne aus⸗ 


wien Information auch durch ſchriftgewandte Parteien „immer 
ne von den Inſtanzgerichten verkannt“ werde, wird 
. dazu beitragen, den richtigen Geſichtspunkten eine größere 
it reitung und Geltung zu verſchaffen, als es heute noch der Fall 
9441. im einzelnen Walter⸗Joachim⸗Friedlaenders, 
ee lum. 8ff.). Die Gerichte ſollten vor allem bedenken, daß in 
28 Fällen die Rechtspflege unter einer Ausſchaltung der Ver⸗ 
auf alle leiden würde, die ſich als Folge einer engherzigen Praxis 
ieſem Gebiet mit der Zeit notwendig ergeben müßte. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 12. Die Entſcheidung iſt zweifellos richtig. Auch wenn der 
Nele erſt nach der Zuſtellung des Urt., aber vor deſſen 
Kr SRraft geſchloſſen wird, erhält der Armenanwalt die Vergleichs⸗ 
5 = aus der Staatskaſſe (RG. und Fürſt: BuſchsZ. 49, 225 
Wat Bl. 1925, 39; Ach. und Striemer: JW. 1925, 1895 ; 
cht ere Jbachim⸗Frieblaender, 8. Aufl. Anh. II zum I. Ab⸗ 
itt Fußnote 70h. RA. Dr. Friedlaender, München. 
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drückliche Hervorhebung dadurch erfolgen, daß die Verhandlung nach 
den erforderlichen Feſtſtellungen geſchloſſen wird. Damit iſt eine 
Entſch. gemäß 8 873 ZBD. erlaſſen, die gemäß 8 577 II 3 PO. bin⸗ 
nen zwei Wochen ſeit dem Termin mit der ſof. Beſchw. angegriffen 
werden kann (vgl. OLG. 9, 121; 25, 255; Falkmann, Zwangs⸗ 
vollſtreckhung, 2. Aufl. S. 909). Die vorl. Beſchwerde iſt ſomit — 
abgeſehen von der Frage, ob der „Widerſpruch“ im Termin vom 
21. Juli 1927 als ſof. Beſchwerde zu behaudeln iſt — jedenfalls durch 
die am 4. Aug. eingelaufene Schrift des ProzBevollm. des Beſchwerde⸗ 
führers rechtzeitig eingelegt. 

Das hiernach zuläſſige Rechtsmittel iſt begründet: Mit 
Recht beanſtandet der Beſchwerdeführer, daß der Teilungsplan nur 
die Forderungen dreier Gläubiger einzeln aufführt und dann fort⸗ 
fährt: „4. für verſchiedene weitere Gläubiger, zu deren Befriedigung 
jedoch der hinterlegte Betrag nicht ausreicht. . .. Die ſämtlichen übri⸗ 
gen Gläubiger fallen ganz aus...“ Zu dieſen Gläubigern gehört 
der Beſchwerdeführer, der feine Forderung gem. 3873 JO. ange⸗ 
meldet hat. Das Verfahren des AG. entſpricht nicht dem 8 874 da» 
ſelbſt. Dieſer ſetzt die Aufnahme ſämtlicher angemeldeter Forde⸗ 


rungen in den Teilungsplan nach ihrer Rangfolge als ſelbſt⸗ 
verfländlich voraus, da ſonſt der Zweck des Verteilungsver⸗ 
ſahreus nicht richtig erfüllt wird (vgl. auch OLG. Dresden: 


Seuff Arch. 58, 294). Die Entſch. des AG., daß ein Teil der Gläu⸗ 
biger ausfalle und deshalb nicht in den Plan aufzunehmen ſei, 
greift der Entſch. über den erhobenen Widerſpruch unzuläſſig vor. 
(CG. Karlsruhe, Beſchl. v 27. Aug. 1927, 2 4 BS 173/27.) 
Mitgeteilt von RA. Walter, Mannheim. 
* 
Königsberg. 

14. 8 46 MSch G.; S 2 Abſ. 3 d. 2. Aus fVoO. d. Pr Juſt M. 
v. 22. Okt. 1923 (GS. 485) Streitwertfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
des LG. in Rechtsbeſchwerdeſachen unterliegen nicht der 
Be ſchwerde. 

In dem Verfahren betr. Feſtſetzung der Friedensmiete hat das 
LG. als Beſchwerdeſtelle den Wert des Streitgegenſtandes für feine 
Inſtanz feſtgeſetzt. Die gegen dieſen Beſchluß erhobene Beſchwerde iſt 
unzuläjlig. Die Zuläſſigkeit iſt nicht daraus zu folgern, daß 8 46 
MSchcc. und die MER. v. 30. Juni 1926 in Abſ. 1 S. 2 be 
ſtimmt, die Höhe der Gebühren beſtimme die oberſte Landesbehörde, 
und daß hierauf durch § 2 Abſ. 3 der zweiten AusfVoO. des Preuß. 
JuſtMin. v. 22. Okt. 1923 (GS. 485) die Vorſchriften des GKG. 
für anwendbar erklärt ſind. Dies ergibt ſchon der Wortlaut des § 46 
MSchch., der lediglich die Vorſchriften über die Höhe der Gebühren 
der oberſten Landesbehörde überläßt, daß zu der Höhe der Gebühren 
auch das Verfahren der Feſtſetzung gehöre, wie Ebel⸗Lilien⸗ 
thal, Komm. z. MShG., 2. Aufl. Anm. 2b, annehmen, iſt nicht 
einzuſehen. Hätte das Geſ. nicht nur die Höhe der Gebühren, ſondern 
auch das Verfahren der Streitwertfeſtſetzung den Landesbehörden über⸗ 
laſſen wollen, ſo hätte es das ausdrücklich ausgeſprochen und nicht 
den Ausdruck „Höhe der Gebühren“ gebraucht. Hat das Gef. aber nur 
die Beſtimmung über die Höhe der Gebühren den oberſten Landes⸗ 
behörden überlaſſen, ſo konnte die preuß. Regierung in der VO. v. 
22. Okt. 1923 Beſtimmungen über das Verfahren bei der Feſtſetzung 
der Gebühren nicht treffen. Aus der erwähnten VO. ergibt ſich auch 
nicht, daß Beſtimmungen über ein Beſchwerdeverfahren für die Streit⸗ 
wertfeſtſetzung getroffen werden ſollten. 

Die in dieſer VO. beſtimmte Anwendung des GKG. iſt viel⸗ 
mehr dahin zu verſtehen, daß — der Ermächtigung des 8 46 MSHG. 
entſprechend — die Vorſchriften des GKG. bez. der Höhe der Ge⸗ 
bühren Anwendung zu finden haben (ebenſo OLG. Breslau: ZU. 
1926, 10347). Das RG. (JW. 1925, 11353; 1924, 2036 10) folgert 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde im weſentlichen aus der Bezugnahme 
der VO. auf das GKG., was, wie bereits ausgeführt, nicht angängig 
iſt. Das Verfahren bei Feſtſetzung der Friedensmieten iſt abweichend 
von dem Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beſonders ge⸗ 
regelt. Gegen die Entſch. des MEN. in der Hauptſache gibt es ledig⸗ 
lich die Beſchwerde an das LG. Es iſt deshalb nicht ohne weiteres 
gerechtfertigt, Beſtimmungen der ZPO. oder des Gg., z. B. über 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Feſtſetzung des Streitwerts auf 
das Verfahren bei Feſtſetzung der Friedensmiete anzuwenden. Die Zu⸗ 
läſſigkeit einer ſolchen Beſchwerde hätte vielmehr im MSchG. aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen ſein müſſen. 

(Os G. Königsberg, Beil. v. 30. Juni 1927, 6 W 279,27.) 
Mitgeteilt von O GR. Sieloff, Königsberg. 
* 


Naumburg. 
15. 8 349 3 PO. Der Einzelrichter iſt zur Ausſetzung 
des Verfahrens nicht befugt. 7) 
(OLG. Naumburg, Beſchl. v. 6. Juli 1927, 6 W 130/27.) 
Abgedr. JW. 1927, 21612 


Zu 15. Die Entſch. beurteilt die Novelle aus dem einen Ge⸗ 
ſichtspunkt der Prozeßbeſchleunigung heraus. Dieſer fiel zur Zeit ihrer 
Entſtehung freilich ſchwer ins Gewicht. Die praktiſche Erfahrung 
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Berlin. b) Strafſachen. . 
16. 58 245, 251, 261 StPO. Bei allfeitigem Verzicht 
kann wohl von der Erhebung des ganzen Sachverſtändigen⸗ 
beweiſes, nicht aber von der Erhebung des die Begrün⸗ 
dung des Gutachtens enthaltenden Teiles des Beweis- 
mittels abgeſehen werden. }) 

Die Verfahrensrüge, es ſei Amtspflicht des LE. geweſen, 
das in den Beiakten über den Angehl. erſtattete Gutachten der 
Landesirrenanſtalt zu S. in der Verhandlung v. 13. April 1927 
zur Verleſung zu bringen, iſt begründet. Laut dem Sitzungsprot. 
v. 13. April 1927 iſt gemäß § 251 das nach § 223 SPD. anf⸗ 
genommene Protokoll über die kommiſſariſche Vernehmung des 
Oberarztes Dr. A. in S. v. 11. März 1927 verleſen und auf Ver⸗ 
leſung des Vorgutachtens aus den Beiakten von ſämtlichen Prozeß⸗ 
beteiligten verzichtet worden. Wie das Protokoll v. 11. März 1927 
ergibt, hat Dr. A. als Sachverſtändiger ausgeſagt: „Ich beziehe 
mich auf mein Gutachten, das ich im Febr. 1927 zu den Beiakten 
erſtattet habe; ich habe ihm nichts hinzuzufügen und gebe mein 
Gutachten in der vorliegenden Sache dahin ab, daß der Angel. 
auch in der vorliegenden Sache ſich nicht in einem dem § 51 EiGB. 
entſprechenden Zuſtande befunden hat. Das Gutachten aus den 
Beiakten ſoll ein Teil dieſes Protokolls ſein.“ 

Demzufolge war die Begründung des in dieſer Straf⸗ 


ſache von dem Dr. A. erſtatteten Gutachtens über den Geiſtes⸗ 


zuſtand des Angekl. in dem ſchriftlichen Gutachten enthalten, das 
der Sachverſtändige zu den Beiakten erſtattet hatte. Bei einer 
ſolchen Sachlage war der Verzicht auf die Verleſung des Vorgut⸗ 
achtens unſtatthaft. Gewiß iſt die Abſtandnahme von der Erhebung 
herbeigeſchaffter Beweiſe beim Einverſtändnis aller Prozeßbeteilig⸗ 
ten — immer vorbehaltlich der Prüfung des Gerichts, ob etwa An⸗ 
laß gegeben iſt, das von dem allſeitigen Verzicht betroffene Be⸗ 
weismittel von Amts wegen zu benützen — ſtatthaft; auch kann der 
Verzicht ſich unter Umſtänden bloß auf einen Teil des Beweis⸗ 
mittels erſtrechen (Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl. Anm. Ha und 
e zu 8 245 StPO. S. 555 u. 556). So liegt der hier zu beurtei⸗ 
lende Fall aber nicht. Hier hätte, wenn ſich das Gericht ſelbſt die 
erforderliche Sachkunde zutraute, bei allſeitigem Verzicht wohl von 
der Erhebung des ganzen Sachverſtändigenbeweiſes abgeſehen wer⸗ 
den können, nicht indeſſen von der Erhebung gerade desjenigen 
Teiles, der die Begründung des erſtatteten Gutachtens enthielt. Bei 
dieſer Art des Verfahrens ſind die für das Schlußgutachten maß⸗ 
geblichen Gründe gar nicht zur Kenntnis des Gerichts gelangt. Es 
Ronnte demzufolge über das Ergebnis der Beweisaufnahme, wie 
es § 261 SPD. vorſchreibt, auch nicht nach feiner freien, aus dem 
Inbegriffe der Verhandlung geſchöpften überzeugung entſcheiden. 
Die freie Überzeugung iſt aber, da der Sachverſtändige lediglich als 
Gehilfe des Richters anzuſehen iſt, auch in betreff des Sachverſtän⸗ 
digenbeweiſes maßgebend (Löwe⸗Roſenberg, Aum. 2 zu 8261 
S. 601 und 13 zu $ 244 S. 549 ſowie 1 vor $ 72 S. 209). Dem 


dürfte aber wieder einmal beſtätigt haben, daß ein ſchuelles Ver⸗ 
fahren ſich nicht durch den Buchſtaben des Geſetzes, ſondern nur durch 
das Verhalten der Prozeßbeteiligten, der Richter und Anwälte in 
erſter Linie, erreichen läßt (vgl. z. B. ZW. 1923, 5). 

Über das Zeitliche hinaus liegt die wahre und weiter entwick⸗ 
lungsfähige Bedeutung der Novelle darin, daß ſie den Grundſatz der 
Mündlichkeit dadurch auch für großſtädtiſche Verhältniſſe wieder 
lebensfähig macht, daß ſie die mündliche Verhandlung vor dem Kolle⸗ 
gium von allem, was irgend anderweitig erledigt werden kann, ent⸗ 
laſtet. Inſoweit tritt an die Stelle des Kollegiums der Einzelrichter. 
Nur eins kann er nicht: die eigentliche Entſch. zur Sache ſelbſt 
treffen. Das iſt der entſcheidende Punkt; feine Tätigkeit iſt eine 
vorbereitende. 

Mir dem Ausſetzungsbeſchluß fällt keine Entſch. zur Sache. 
Daß fie tief einſchneiden kann, iſt richtig. Solche Entſch. trifft jedoch 
der Einzelrichter häufig genug; man denke nur an eine umfangreiche 
und koſtſpielige Beweisaufnahme, die das Kollegium nachher für über⸗ 
flüſſig erklärt. Da die Ausſetzungsfrage die Entſch. in der Sache 
ſelbſt nicht berührt, iſt ſie eine typiſche Einzelrichterfrage. Auch hier 
iſt übrigens ſo häufig die Beurteilung der maßgebenden Geſichtspunkte 
ſo einfach, daß nicht einzuſehen iſt, weshalb jedesmal das Kollegium 


bemüht werden müßte. 
RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 


Zu 16. Das Inſtanzurteil mußte ſchon um deswillen aufgeho⸗ 
ben werden, weil es lediglich das Ergebnis des Sachverſtändigen⸗ 
gutachtens wiedergibt, ohne erkennen zu laſſen, daß das Gericht 
in eine Prüfung der Richtigkeit dieſes Ergebniſſes eingetreten iſt. 
Es liegt daher die Möglichkeit vor, daß das Gericht rechtsirrtüm⸗ 
lich die bloße Tatſache, daß der zugezogene Sachverſtändige eine 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließende krankhafte Störung der 
Geiſtestätigkeit verneint hat, für ausreichend erachtete, um die 
Anwendbarkeit des 8 51 StGB. auszuſchließen. Es kann dahin» 
geſtellt bleiben, ob der Sachverſtändige zutreffend als Gehilfe des 
Richters bezeichnet wird (v. Hahn, Materialien z. StPO. I, 121; 
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entgegen hat das LG. ſich ohne eigene Prüfung, da ihm die Gründe 
des Sachverſtändigengutachtens nicht bekannt geworden waren, ein? 
fach das Ergebnis, zu dem die Gründe den Sachverſtändigen ge 
führt hatten, zu eigen gemacht, indem es ſich in den Urteilsgrün⸗ 
den auf den Satz beſchräukt, der Sachverſtändige gebe fein Gut⸗ 
achten über den Geiſteszuſtand des Angekl. dahin ab, daß ſich der 
Angekl. z. Z. der Begehung der Straftat nicht in einem die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit befunden habe. Es liegt auch auf der Hand, 
daß das angefochtene Urteil auf dieſem Verfahrensmangel beruht. 
(KG., 2. StS., Urt. v. 9. Juli 1927, 28 342/27). 
Mitgeteilt von KON. Körner, Charlottenburg. 


Landgerichte. 
Bautzen. a) Zivilſachen. 5 

1. 813 GeſchAufſVoO. Der fortlaufende Elektrizi⸗ 
tätslieferungsvertrag fällt unter 813 Ziff. 2 Geſch Aufſ VO. 

Zwiſchen dem liefernden Werke und dem Abnehmer iſt ein Ver⸗ 
trag geſchloſſen, der das liefernde Werk verpflichtet, den Bedarf des 
Abnehmers an elektriſchem Strome zu decken. Jede Abgabe von 
Strom während der Vertragsdauer iſt eine Teilleiſtung der Geſamt⸗ 
menge von Strom. 

Daß dieſe Geſamtmenge nicht von vornherein beſtimmt iſt, ſon⸗ 
dern ſich nach dem Bedarf des Abnehmers richtet, ſteht dem nicht 
entgegen. Denn es wird dadurch nichts geändert, daß der geſamte, wäh⸗ 
rend der Vertragsdauer verbrauchte Strom auf Grund der einen, bei 
Abſchluß des Vertrages eingegangenen Verpflichtung des Werkes ge 
liefert wird. 

Unerheblich iſt auch, ob die Dauer des Vertrages von vorn“ 
herein begrenzt oder von einer Kündigung abhängig iſt. Auch im 
letzteren Falle handelt es ſich um einen fortlaufenden Vertrag, der 
erſt durch die Kündigung zu Ende geführt wird. 

Daß die Abrechnung über die verbrauchten Mengen in regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden, beſtimmten Zeitabſchnitten erfolgt, berührt 
die Rechtsnatur des Vertrages nicht. Sie hat ihre Bedeutung viel⸗ 
mehr nur darin, daß dadurch die Teilleiſtungen des liefernden Werkes 
in angemeſſenen Zeitabſchnitten feſtgeſtellt werden, und wird dadurch 
erforderlich, daß die Teilzahlungen nicht von vornherein ihrem Um- 
fange nach beſtimmbar ſind. 

Es iſt auch nicht erſichtlich, warum gerade die Abrechnungs“ 
perioden die rechtlich ſelbſtändigen Einzelverträge beſtimmen ſollen 
(fo Lpzg. 1912, 286 f.). Denn die Menge des in einer Abrech⸗ 
nungsperiode zu entnehmenden Stromes iſt bei Beginn der Periode 
ebenſowenig beſtimmbar, wie die Geſamtmenge des zu liefernden 
Stromes bei Abſchluß des Lieferungsvertrages. 

Iſt hiernach der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Strom- 
lieferungsvertrag als einheitlicher Sukzeſſivlieferungsvertrag anzu“ 
ſehen, der zur Zeit der Anordnungen des Geſchäftsaufſicht noch nicht 


RGSt. 52, 161) oder ob feine Ausſage nicht vielmehr als Beweis 
mittel für Schlüſſe, die der Sachverſtändige auf Grund feiner Sach⸗ 
kunde aus ihm bekannt gewordenen Tatſachen gezogen hat, zu er⸗ 
achten iſt; jedenfalls bildet ſeine Ausſage einen Teil der Beweisauf⸗ 
nahme, über deren Ergebnis gemäß 8261 StPO. das Gericht nach 
ſeiner freien aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung geſchöpften 
Überzeugung urteilt. Das Gutachten allein kann daher, wenn es 
nicht erkennbar vom Richter nachgeprüft und gebilligt worden iſt, 
niemals als Urteilsgrundlage gelten. Gerade um deswillen aber iſt 
dem Rev. auch darin beizupflichten, daß es unter Ausfüllung einer 
Lücke in der bisherigen Judikatur es für unzuläſſig erklärt, wenn 
aus dem ſchriftlich niedergelegten Gutachten des Sachverſtändigen 
lediglich das Ergebnis zur Kenntnis des Gerichts gebracht wird; denn 
dieſes Ergebnis allein ermöglicht nicht die vom Geſetz in die Hand 
des Richters gelegte Würdigung der Richtigkeit des Gutachtens. Die 
vom RG. in wiederholten Entſch. erklärte Zuläſſigkeit des Verzich⸗ 
tes auf Teile eines Beweis mittels kann als Gegenbeweis nicht gel⸗ 
ten. Der Verzicht iſt wirkſam, wenn entweder das Beweismittel 
überhaupt nicht verwertet wird (vgl. RGSSt. 2, 267 und Bd. 37 
S. 195) oder wenn von dem Beweismittel bereits ſoweit Gebrauch 
gemacht iſt, daß der Richter zur Bildung ſeiner eigenen überzeugung 
das Beweismittel weiter nicht benötigt (vgl. Löwe⸗Roſen“ 
berg zu 8 245 StPO. N. 5). Beides war hier nicht der Fall. Der 
Richter hat das Gutachten verwertet, ohne aber, da er von Kenntnis“ 
nahme der Gründe desſelben Abſtand nahm, in der Lage zu ſein, 
dasſelbe zu würdigen. Um deswillen hat das Urt. eine viel weit⸗ 
tragendere Bedeutung, als dies auf den erſten Blick erkennbar iſt. 
Es folgt nämlich aus ihm, daß auch bei einem mündlich in 
der Hauptverhandlung erſtatteten Gutachten der 
Richter ſich nicht, wie dies häufig geſchieht, darauf beſchränken darf, 
den Sachverſtändigen nach dem Ergebnis feiner Gutachtertätigkeit zu 
befragen, ſondern daß er darüber hinaus ihn zu ſo weitgehender 25 
gründung anhalten muß, daß er ſich ein eigenes Urt. über die Richtig 
keit des Gutachtens bilden kann. 5 
IR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 
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gekündigt war, ſo war er bei Anordnung der Geſchäftsaufſicht, ſoweit 
die ſpäteren Lieferungen in Betracht kommen, noch nicht erfüllt. Die 
Forderung der Kl. auf Zahlung der bis dahin erwachſenen Rückſtände 
wird daher von dem Zwangsvergleich nicht betroffen. 

LE. Bautzen, Urt. v. 10. Mai 1927, 3 Bg 238/26.) 

Mitgeteilt von IR. Voigt, Kamenz. 

Berlin. * 

. 2. Art. 49 u. 50 Prö GG. Der Notar iſt nicht ver⸗ 
oflichtet, Abſchrift einer notariellen Urkunde über die 

rrichtung einer Intereſſengemeinſchaft dem Aktionär der 
angeſchloſſenen Geſellſchaft zu erteilen. f) 

(OG. I Berlin, Beſchl. v. 28. Mai 1926, 25 As 43/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 4105. a 


Frankfurt a. M. 
R 3. 8 4 GKG.; 88 1, 3, 4 Gef. v. 6. Febr. 1923; 8 76 
NAGEHD.; 8 91 38D. 8 675 BGB. Zu den aus der Staats- 
zaſſe zu erſtattenden Aus lagen eines Armenauwalts ge⸗ 
Jören auch die Koſten für eine Anfrage bei der Polizei 
nach dem Aufenthaltsort der eigenen Partei. f) 
„Der RA. kann die Koſten, die ihm durch die den Umſtänden ent⸗ 
brechende, ſachgemäße Maßnahme, nämlich Aufſuchung feiner Partei, 
tulſtanden find, feiner Partei in Rechnung ſtellen (vgl. Willeu⸗ 
ander, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, Vorbem. vor 876 RAGebO.). 
Fahingeſtellt bleiben kann, ob fie auch i. S. des 8 91 ZPO. als er⸗ 
battungsfähig anzuſehen wären. Wie ſich nämlich aus 8 4 des Geſ. 
5. 6. Febr. 1923 („Soweit“) ergibt, iſt die Erſtattungsfähigkeit i. ©. 
Ar 891 ZPO. nicht unbedingte Vorausſetzung für Erſtattung von 
luslagen, die dem Anwalt nach 8 1 des Geſ. zu erſtatten find. Da 
fe Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts auch als „ergänzende Vor⸗ 
boriften“ i. S. des § 1 des Gef. v. 6. Febr. 1923 anzuſehen find, kann 
er Armenanwalt Erſtattung dieſer Auslagen aus der Staatskaſſe 
verlangen. 
„ Dieſes Ergebnis entſpricht auch der Billigkeit, da derartige 
Auslagen, die nur in Ausnahmefällen entſtehen, keinesfalls durch 
die Gebühren des Anwalts, insbeſondere nicht die ermäßigten Ge⸗ 
Uhren, als abgegolten anzuſehen find. 

RO, Frankfurt a. M., 3. J., Beſchl. v. 26. Okt. 1925, 4K 115/25.) 

* 


— 


* 


Zu 2. A. Anm. von Friedländer, ebenda. 


B. Dem Beſchl. und der Anſicht Friedländers iſt nicht bei⸗ 
dutreten. Zwei AktG. hatten einen Intereſſengemeinſchaftsvertrag 
ſeſcheoſen, alſo etwa daß die Betriebe der beiden (als einzelne weiter⸗ 
el ehenbe AktG.) vereinigt werden ſollten, um den Neingewinn zu teilen. 
a n ſolcher Vertrag kann nur von den Generalverſammlungen geſchloſſen 
‚erden 1); im Prot. über den VerſBeſchl. muß alſo der von der Ver⸗ 
Ummlung befchloffene Vertrag vollinhaltlich enthalten fein; doch iſt es 
bach zuläſſig, daß (ſtatt der Aufnahme der einzelnen Vertragsbeſt. in 
Tei rot.) der Vertrag dem Prot. als Anlage beigefügt wird (wie das 
gelinehmerverzeichnig und die Beläge über die Berufung [§ 259 Abſ. 3; 
— 32, 152]). Das Recht auf Abſchrift des Prot. beſtimmt ſich da⸗ 
Fr da Gegenſtand der Beurkundung nicht ein „Rechtsgeſchäft“ iſt (f. 
. nicht nach den vom LG. angezogenen Art. 49, 50, ſondern 
— Art. 61 Abſ. 2 Satz 3; es kommt alfo 8§ 34 FG. zur An⸗ 
5 "ung; daß aber der einzelne Aktionär das hier geforderte „be⸗ 
5 chtigte Intereſſe“ hat, hebt die Begr. ausdrücklich hervor. — Der 
in Friedländer vorausgeſetzte Fall, daß der Vertrag nicht Be⸗ 
andteil des GenVerſProt. iſt, iſt nicht gut denkbar. Möglich wäre es, 
. Vorſtände beider AktG. vor dem Notar einen Vertrag der 
abſichtigten Art geſchloſſen hatten, der demnächſt von den beiden 
einn Ver. genehmigt werden ſollte, der alſo als bloßer Entwurf 
nes beabſichtigten Vertrages deſſen Bedingungen feſtſtellen 
ollte, danach errichtet war, um den einzelnen Aktionären als In⸗ 
zrmation zur Abſtimmung in der GenVerſ. zu dienen. In dieſem 
— wäre ein „Rechtsgeſchäft“ (Geſellſchaftsvertrag) beurkundet, und 
enn der Aktionär von der GenVerſ. Abſchrift des Prot. verlangte, 
8 Verlangen nach Art. 50 begründet. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg !. Br. 


Ge Zu 3. Die zweifellos richtige Entſch. ſteht in erfreulichem 
7 as zu KG. JW. 1924, 1256 6, gegen das ſich auch Deyſing 
An agnus ebenda, Walter⸗Joachim⸗Friedlaender? 
9 Hang II zum erften Abſchnitt Fußnote 15d ſowie neuerdings 
wend mbach, Reichskoſtengeſetze (Taſchenausgabe), S. 166 Anm. 4 
— RA. Dr. Friedlaender, München. 


die 9 Falls beide Verſammlungen gleichzeitig beſchließen, genügt 
alſo ufnahme eines Prot. Obwohl dieſes einen Geſellſchaftsvertrag, 
en Lechtsgeſchäftliche Erklärungen enthält, iſt die Anwendung 
Ber 88 168 ff. 366. nicht erforderlich, da lediglich das Abſtimmungs⸗ 
ne nicht Individualerklärungen, beurkundet iſt (Joſef in 
meinte an Schr 14,98). Erfolgt die Beſchlußfaſſung beider nicht ge⸗ 
a dee ſo iſt die Aufnahme zweier Prot. (Antrag und An⸗ 
oten. 


— 
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Karlsruhe. 

4. 88 29, 31, 8 GK G. Iſt eine beim AG. erhobene 
Klage nach Terminsbeſtimmung vor dem Termin zur Güte⸗ 
verhandlung zurückgenommen, dann kommt nur ein Achtel 
der Gebühr des $ 8 zum Anſatz. ) 

Im ordentlichen Verfahren ermäßigt ſich nach § 29 Abſ. 2 
Gch. die Prozeßgebühr auf ein Viertel, wenn die Klage nach Ber 
ſtimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung, jedoch vor der 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. Wenn im $ 31 a 
a. a. O., der als Gebühr für das Güteverfahren die Hälfte der 
Gebühren des 88 vorſieht, § 29 entſprechend anwendbar erklärt iſt, 
ſo kann das nur den Sinn haben, daß bei vorliegender Voraus⸗ 
ſetzung des § 29 Abſ. 2 ein Viertel der Gebühr des $ 31 a, alſo 
ein Achtel der Gebühr des § 8 zum Anſatz kommt, nicht aber daß 
in dieſem Fall auch ein Viertel der Gebühr des § 8 erhoben wird. 
Wenn dies beabſichtigt geweſen wäre, fo hätte der $ 29 ſchlecht⸗ 
hin nicht eutſprechend anwendbar erklärt werden müſſen. Daran 
wird auch durch den Umſtand nichts geändert, daß ſofort Klage 
erhoben wurde, da dieſe nach § 500 a Abi. 2 3PO. als Güte⸗ 
antrag gilt (vgl. JW. 1927, 537 Ziff. 10). 

(26. Karlsruhe, 1. BR., Beſchl. v. 21. April 1927, 1 ZBS 17/27.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt Stern, Karlsruhe. 


Wiesbaden. b) Strafſachen. 

5. 8 79 GKG. Ein Vergleich der Parteien über die 
Koſten in einer gerichtlich protokollierten Vereinbarung 
iſt für das Gericht bindend. Auch eine Koſtenfeſtſetzung 
iſt im Vergleichs verfahren zuläſſig. 7) 

Für dieſe Anſicht (vgl. Lö we, StPO. 1927, Aum. 6b zu 8 471), 
die zwar das RG. ablehnt (vgl. Golid Arch. 56, 53 ff.), ſprechen vor 
allem Zweckmäßigkeitserwägungen, um dem Privatkläger den um⸗ 
ſtändlichen und zeitraubenden Klageweg wegen der Koſten zu erſparen, 
falls die Beſchuldigte ihre Zahlungspflicht ganz oder teilweiſe beſtreitet. 

(LG. Wiesbaden, FerStS., Beſchl. v. 7. Sept. 1927, 4 0 106/27.) 


B. Arbeitsgerichte. 


Tandesarbeitsgerichte. 


Frankfurt a. M. 

1. Die nach dem 1. Juli 1927 eingelegte Berufung 
gegen das Urteil eines Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgerichts 
iſt in zwei Wochen zu begründen. f) 

(LArbG. Frankfurt a. M., Urt. v. 25. Aug. 1927, 26 Ia 8 2/27.) 
* 


Görlitz. 
2. Iſt das Urteil eines Kaufmannsgerichts vor dem 
1. Juli 1927 zugeſtellt, fo ift vor dem 1. Juli die Ve⸗ 
rufung bei dem Landgericht, nach dem 1. Juli bei dem 
Landesarbeitsgericht einzulegen. 
(L ArbGG. Görlitz, Urt. v. 18. Aug. 1927, 8 8 2/27.) 
* 


Zu 4. Dem Beſchluß und feinen Gründen iſt beizupflichten; 
ebenſo LG. Münſter: JW. 1927, 537 und wohl auch Ritt⸗ 
mann⸗Wenz, GKG. (12) § 31 a Anm. 1. 

RA. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 5. 1. über die Frage, ob im Privatklageverfahren eine 
Koſtenfeſtſetung auf Grund eines Vergleichs ftatlhaft iſt, habe ich 
mich JW. 1922, 1469 in der Anm. zu der Entſch. Nr. 2 (vgl. auch 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, NAGED. 875 Anm. 2) 
ausführlich geäußert. Ich kann hicrauf verweiſen. 

2. Wenn ſich demgegenüber das LG. Wiesbaden auf 8 79 GKG. 
beruft, fo hat ſchon das LG. Altona ZW. 1926, 220 1 daraus, daß 
nach 88 79, 82 Abſ. 2 GKG. „der von den Parteien der Privatklage 
geſchloſſene Vergleich bezüglich der Koſten für das Gericht bindend“ 
ſei, geſchloſſen, der Vergleich müſſe auch als Unterlage für die 
Koſtenfeſtſetung genügen. Allein, ganz abgeſehen von der Frage, ob 
879 GKG. die ſouſtigen Gründe der Koſtenhaftung durch den in ihm 
geregelten Fall erſetzen oder nicht vielmehr einen den anderen gleich⸗ 
geſtellten Fall der Koſtenhaftung ſchaffen will, betrifft doch 879 GKG. 
nur die Frage der Koſtenhaftung und nicht die Regelung des Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens. Dieſes richtet ſich nach 8 464 Abſ. 2 StPO., 
und die von mir a. a. O. beſprochene Entſtehungsgeſchichte zeigt durch 
den Zuſammenhang des 8 464 Abſ. 2 mit Abſ. 1 ebd., daß die Koſten⸗ 
feſtſetzung im Strafprozeſſe ſtets eine gerichtliche Entſch. über den 
Koſtenpunkt vorausſetzt. Die Zweckmäßigkeitserwägungen, die das 
LG. Wiesbaden in das Feld führt, kommen dem poſitiven Recht 
gegenüber nicht in Betracht. 

LR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 

Zu 1. Über die wichtige Frage des Friſtenlaufs vgl. Baum: 
JW. 1927, 1508 und Volkmar: JW. 1927, 1622; Franke: JW. 
1927, 1621. Vgl. insbeſ. die Mahnung JW. 1927, 1616. D. S. 
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Mannheim. 

3. Die Befugnis, die Berufung wegen grundfäglider 
Bedeutung des Rechtsſtreites zuzulaſſen, iſt von einem 
Parteiantrag unabhängig. Gegen den Beſchluß, durch 
welchen ein diesbezüglicher Antrag einer Partei abgelehnt 
iſt, iſt die Beſchwerde nicht gegeben. 

(LArbGG. Mannheim, Beſchl. v. 31. Aug. 1927, ABS 1/27.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfmanzhof. 
Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsſinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 
DD Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


1. S1 Nr. 1 UmſStG. Die ſchieds richterliche Tätig- 
keit eines Richters ſteht umſatzſteuerrechtlich jeder anderen 
außeramtlich mit Einnahmen verbundener Tätigkeit eines 
Richters gleich. f) 

Die von dem Vorſteher des Fin A. mit der Rechtsbeſchwerde an⸗ 
gefochtene Berufungsentſch. führt aus, die UmſStcfflicht ſetze nicht 
nur eine Mehrheit von Handlungen, ſondern auch die vorher gefaßte 
Abſicht des wiederholten Handelns voraus. Aus der Tatſache, daß 
der BeſchwF. innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren achtmal 
als Schiedsrichter tätig geworden ſei, könne aber nicht geſchloſſen 
werden, daß er vorher den einheitlichen Willensentſchluß gefaßt habe, 
ſich dauernd in dieſer Weiſe zu betätigen. Die Vorinſtanz geht hierbei 
von einer zu engen Auslegung des Begriffs der Nachhaltigkeit aus. 
Denn die UmſcStpflicht ſetzt nicht unter allen Umſtänden voraus, 
daß die Einzelhandlungen auf einen im voraus gefaßten einheitlichen 
Willensentſchluß beruhen. Wer unter gewöhnlichen Verhältniſſen ge⸗ 
werblich oder beruflich tätig wird, handelt allerdings planmäßig in 
der Weiſe, daß ſeine Einzelhandlungen auf einen vorher gefaßten ein⸗ 
heitlichen Willensentſchluß zurückgeführt werden können. Es gibt aber 
auch Fälle, wo der einheitliche Willensentſchluß zwar fehlt, das fort⸗ 
geſetzte Handeln ſich aber wirtſchaftlich auf dieſelbe Weiſe auswirkt 
wie ein planmäßig begonnener Gewerbebetrieb. Das trifft zu, wenn 
mehrere aufeinanderfolgende, gleichartige Handlungen unter Aus⸗ 
nutzung derſelben Gelegenheit oder desſelben dauernden Verhältniſſes 
vorgenommen werden. Für die Verkehrsauffaſſung iſt es in ſolchen 
Fällen nicht von Bedeutung, daß der einheitliche Willensentſchluß 
fehlt. Das Weſentliche iſt hier der äußere Sachverhalt. Im Verkehr 
werden in den bezeichneten Fällen die Einzelhaudlungen als zuſammen⸗ 
gehörig aufgefaßt als eine tatſächlich vorhandene Einheit, die aus 
einer Reihe wirtſchaftlich gleichliegender Einzelhandlungen gebildet 
wird. Bei der UmſeStßflicht muß dieſe Auffaſſung zur Geltung 
kommen. Es würde weder dem Weſen der Umſatzſteuer, die an einem 
Verkehrsvorgang anknüpft, noch dem Grundſatz der Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung entſprechen, wenn unter den bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen die Umſatzſteuerfreiheit nur deshalb angenommen würde, weil 
der vorher gefaßte, einheitliche Willensentſchluß fehlt. 

Unter dieſem Geſichtspunkt iſt, wie jede andere außeramtliche, 
mit Einnahmen verbundene Tätigkeit (3. B. Vorträge, Gutachten), 
auch die ſchieds richterliche Tätigkeit eines Richters zu beurteilen. 
Wenn ein Richter die Bearbeitung von Schiedsgerichtsſachen über⸗ 
nimmt, ſo kann nicht davon geſprochen werden, daß er auf Grund 
eines vorher gefaßten, einheitlichen Entſchluſſes handelt. Ob er eine 
Sache übernimmt, entſcheidet ſich von Fall zu Fall. Nach den hier 
in Betracht kommenden preuß. Veſtimmungen bedarf der Richter zur 
Übernahme des Amtes eines Schiedsrichters in jedem einzelnen Falle 
der Genehmigung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde. Er kann nichts 
dazu tun, eine ſolche Sache zu erlangen. Die Gelegenheit, als Schieds⸗ 
richter tätig zu werden, bietet ſich ihm nur dann, wenn die Wahl der 
Beteiligten auf ihn fällt und er die Genehmigung ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde erhält. Es kann zwar im allgemeinen bei einem Richter 
eine gewiſſe Bereitwilligkeit vorausgeſetzt werden, bei paſſender Ge⸗ 


Zu 1. Zur Stener herangezogen iſt ein Richter, der 1914—1923 
zweimal, 1924—1926 in acht Sachen als Schiedsrichter tätig war. 

Nach der Rſpr. des RF. iſt Vorausſetzung einer umſatzſteuer⸗ 
pflichtigen Tätigkeit, daß ſie auf die Dauer berechnet iſt; ein Unter⸗ 
nehmen oder eine Perſon muß ſich auf eine geſchäftliche Tätigkeit ein⸗ 
gerichtet haben, in deren Verfolg ſie entgeltliche Leiſtungen oder Liefe⸗ 
rungen tätigt (R§FH. 1 A 141; 1 B 17, 18; 8, 123; R H.: RStBl. 
1920, 388). Dabei macht nicht jede Wiederholung eine Tätigkeit aus 
einer bloß gelegentlichen zu einer nachhaltigen; es muß vielmehr 
hinzukommen, daß der Wiederholung ein gewiſſer Plan, eine von 
vornherein gewollte Abſichtlichkeit zugrunde liegt (RF H.: RStBl. 
1923, 47). Die vorliegende Entſch. weicht von dieſen Grundſätzen ab; 
das Erfordernis der von Anfang an vorhandenen Abſicht, der Plan⸗ 
mäßigkeit, wird fallengelaſſen (dem Bay VGH. hat ſchon früher für 
die Gewerbsmäßigkeit wiederholte Tätigkeit genügt, auch ohne Abſicht 


Rechtſprechung 
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legenheit als Schiedsrichter tätig zu werden. Dieſe Bereitwilligbeit baun 
aber nicht dem einheitlichen Entſchluſſe, ſich fortgeſetzt der ſchieds⸗ 
richterlichen Tätigkeit zu widmen, gleichgeachtet werden. Kommt es 
nun bei ihm zur Ausübung dieſer Tätigkeit in mehreren Fällen, ſo 
greift der Geſichtspunkt ein, daß er die Tätigkeit in allen dieſen 
Fällen unter Ausnutzung desſelben dauernden Verhältniſſes, nämlich 
ſeiner Berufsſtellung, ausübt. Durch einen einzelnen Fall oder durch 
mehrere mit erheblicher zeitlicher Unterbrechung vorkommende Fälle 
wird die UmſStſpflicht noch nicht ausgelöſt. Iſt aber die Zahl der 
von einem Richter innerhalb eines beſtimmten Zeitraums tiber? 
nommenen Schiedsgerichtsſachen ſo groß, daß ſich äußerlich das Bild 
einer fortdauernden Tätigkeit auf dieſem Gebiet ergibt, ſo muß die 
UmiStPflicht bejaht werden. Der Richter handelt dann dem äußeren 
Sachverhalte nach ebenſo wie andere rechtskundige Perſonen, dr B. 
Rechtsanwälte, bei denen die ſchiedsrichterliche Tätigkeit zu den eigent⸗ 
lichen Berufsgeſchäften gerechnet werden muß, die UmſStpflicht wegen 
dieſer Tätigkeit aber keinem Zweifel unterliegt. Hiernach muß IM 
vorl. Falle, da der BeſchwF. innerhalb der letzten drei Jahre achtmal 
als Schiedsrichter tätig geworden iſt, die UmſStpflicht angenommen 
werden. 
Die Vorſchußzahlung im Betrage von 1600 . U, die der Beſchwð. 
i. J. 1925 für eine in dieſem Jahre übernommene, aber nicht erledigte 
Sache erhalten hatte, mußte bei der Veranlagung für das Jahr 1925 
außer Betracht bleiben. Denn es handelt ſich bei dieſem Betrage nicht 
um eine Vorauszahlung, ſondern um eine Sicherheitsleiſtung für die 
aus der ſpäteren Abrechnung ſich ergebende Forderung des Veſchwö⸗ 
Das Verhältnis iſt dasſelbe wie bei den Koſtenvorſchüſſen der Rechts⸗ 
anwälte, die, wie ſchon früher angenommen worden und jetzt durch 
853 Nr. 2 DurchfBeſt. z. UmfSt®. 1925 beſtimmt iſt, erſt mit der 
Erledigung des Auftrags oder mit der Abrechnung der Sache umſaßt⸗ 
ſteuerpflichtig werden. 
(AF g., V. Sen., Urt. v. 18. Febr. 1927, VA 948 8, Rö 20, 268.) 


Reichsverſorgungsgericht. 

Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Verlin. 

1. Ein Rechtsanſpruch auf Lieferung eines Hilfs“ 
mittels gem. 8 5 RVG. beſteht nicht, wenn der Krieg?’ 
beſchädigte trotz der in $7 RVG. vorgeſehenen Anpaſſung 
und Ausbildung zweifellos nicht imſtande ſein kann, da 
Hilfsmittel ſachgemäß zu benutzen. 

(RVGer., Urt. v. 13. Juni 1927, M Nr. 15773ù 27, 13 Grdſ. 397.) 
* 


2. Die Vergütung, welche die Angeftellten der Ober- 
ſchleſiſchen Landgeſellſchaft in Oppeln für ihre Tätigkeit 
bei dieſer Geſellſchaft beziehen, iſt als ein Einkommen 
aus öffentlichen Mitteln i. S. des 5 62 RVG. anzuſehen. 

(RVGer., Urt. v. 27. April 1927, M Nr. 9752/26, 6.) 


II. Länder, 
1. Oberverwaltungsgerichte. 


7 Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Verichtet von OV GR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


I. PrLandVerwä s. Auch eine durch Irrtum ver“ 
anlaßte Klagerücknahme iſt unwiderruflich. 0 

Das Schreiben des RA. F. v. 31. März 1927, mit dem bie 
Klage zurückgenommen wurde, iſt von feinem Vertreter unterſchrieben. 
Daß es nicht etwa gegen deſſen Willen abgeſandt iſt, geht aus der 
Außerung des RA. F. hervor. Es iſt deshalb eine rechtswirkſame 
Willenserklärung des Prozeßbevollm. des Kl. Ob dieſe Erklärung 
durch ein Verſehen des Büros veranlaßt worden iſt, iſt unerheblich, 
da der Vertreter des RA. F. dies Verſehen hätte erkennen können und 
müſſen. Daß die Zurücknahme der Klage, auch wenn durch Irrtum 


eines dauernden Gewerbebetriebs VGH. 19, 2960). Anklänge hieran 
finden ſich ſchon in der Entſch. RF. 10, 263, nach der nachhaltige 
gewerbliche Tätigkeit ſchon angenommen werden kann, wenn jemand 
Umſätze in verſchiedenen Erwerbszweigen vereinigt, aber 
darauf ausgeht, jede ſich bietende Gelegenheit zum Erwerb zu be 
nutzen. Die nunmehr vorgenommene Fortbildung der Rſpr. iſt durch 
aus zu billigen. Es wäre tatſächlich mit dem Grundſatz der Gleich 
mäßigkeit der Beſteuerung unvereinbar, wenn ein Fall wie der vor- 
liegende ſteuerfrei bliebe, während der Rechtsanwalt für die ganz 
genau gleichartige Tätigkeit ſteuerpflichtig iſt. 

Auch den Ausführungen des Rc. über die rechtliche Natur des 
Vorſchuſſes ift beizutreten. Der Rö. hat die gleiche Auffaſſung ſchon 
früher für die Koſtenvorſchüſſe der Rechtsanwälte vertreten (RF H. 35 
351; vgl. auch meine Ausführungen JW. 1920, 547). 

RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg 


* 


56. Jahrg. 1927 Heft 43 


4. unlaßt, unwiderruflich iſt, hat das OVG. in dem Beſchl. v. 
„Jan. 1916 (OVG. 70, 461) ausgeſprochen. 
(Pro., IV. Sen., Beſchl. v. 4. Juli 1927, IV E R 45/27.) 


Die Seilerſchen Amwertungszahlen. 
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Berichtigungen. 


In 38. 1927, 1679 rechte Spalte Überſchrift der Entſcheidung 
Nr. 4 muß der Anfang des Satzes zu Ziff. 2 lauten: „Die Legi⸗ 
timationsübertragung“ ſtatt „Die Übertragung“. 


In IW. 1927, 1829 linke Spalte 1. Zeile von oben muß ſtatt 
„§ 893 S. 2 BGB.“ es heißen „§ 893 Halbſatz 2 BGB.“. 


JW. 1927, 2349 rechte Spalte Zeile 2 der Anmerkung muß 
die Tagangabe „18. Februar 1926“ ſtatt „18. Dez. 1926“ heißen. 


In ZW. 1927, 2392 linke Spalte muß die Unterſchrift der 
Entſch. Nr. 1 ſtatt LUG. „Gelſenkirchen“ heißen LUIS. „Eſſen“. 


D. S 


Aberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


M 15 a en 
vurchſchitte Geldwertzahlen en e 
Juni 1,477 Bill. 68,5 % 1012 Milld. 
Juli 1,500 69.09 1035 
Au; 7 " ’ Yo " 
= guſt 1,466 „ 69,5% 1019 „ 
eptember 1 70,0% 1030 „ 
A. 
Zivilrecht. 


1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
. § 136 BGB. 1. Das dem Käufer eines Grundſtücks durch einſt⸗ 
weilige Verfügung auferlegte Erwerbsverbot macht ſeine Eintragung 
Eigentümer relativ unwirkſam. — 2. Das Verbot wird mit dem 
eginn der Zuſtellung wirkſam, alſo bei Zuſtellung im Ausland mit 
dem Antrag auf deren Vermittlung. — 3. Die dem zugeſtellten Verbot 
weriderlaufende Eintragung kann kondiziert werden. — 4. Das Er⸗ 
erbsverbot ift auf Antrag des Verkäufers einzutragen. RG. . 24541 
W 8242 868. Aufwertung des Friedenspreiſes eines Flugplatzes; 
Verſterung der Aufwertung ſchadet dem Käufer nicht, wenn ſich der 
erkäufer vom Vertrage losgeſagt hakke. RG. .. 246414 
b SS 254, 839 BGB. 1. Die Abmeſſung, inwieweit der Schaden 
= dem einen oder anderen Teile verurſacht ift, ſetzt die Feſtſtellung 
1 Art und Umfang des Verſchuldens des zum Schadenserſatz Ver⸗ 
ſglachteten und deſſen urſächliche Bedeutung für den eingetretenen 
ſchädigenden Erfolg voraus. Die Erſatzpflicht des Schädigers fällt bei 
bieterlaſſener Rechtsmitteleinlegung des Beſchädigten nur fort, wenn 
1 je für den eingetretenen Schaden urſächlich geweſen iſt. Beweis⸗ 
9 ö Hierfür, wie für ein Verſchulden des Verletzten, hat der Schädiger. — 
0 Iſt der Gedanke des 8254 BOB. auf Entſchädigungsanſprüche 
egen Enteignung anwendbar? RG). 24572 
de $ 276 BGB, Der beurkundende Notar haftet für bei Gelegenheit 
Ert Beurkundung gemachte Angaben, falls dieſe innerhalb eines auf 
asses eng dieſer Angaben zuſtande gekommenen Vertragsverhält⸗ 
4 ſes erteilt find. Darauf, daß der Notar auch Rechtsanwalt iſt, und 
10 er als ſolcher in Anſpruch genommen wurde und Rat erteilen wollte, 
del are 24583 
10 8 818 BGB. Behandlung der Verwendungen auf ein Grundſtück, 
enn dieſes mit Bereicherungsanſpruch zurückgefordert wird. I: 
241 
Aufwertungsgeſetz. 


. 15 S. 2 Ziff. 3 AufwG. a) § 15 S. 2 Ziff. 3 AufwG. iſt nur 
55 endbar, wenn der Gläubiger gekündigt hat, nicht aber, wenn die 
bother vertragsmäßig wegen Friſtablaufs ohne Kündigung fällig 
n orden iſt. p) Der „wirkliche Wert“ i. S. von $15 Satz 2 Ziff. 3 
malt. ift nicht der zur Zeit des Verkaufs allgemein gezahlte Papier⸗ 
zur tbreis, der Marktpreis, ſondern der Wert, den der Gegenſtand 
5 Zeit des Verkaufs hatte, wenn man ihn rückſchauend auf Grund 
der letigen beſſeren Erkenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe in 


a bonflationszeit betrachtet, wobei auch die Aufwertungsgeſetzgebung 
FF abo ala nd a 24691 
Mieterſchutzgeſetz. 


1093 46 MSchch.; 8 2 Abſ. 3 d. 2. AusfVO. d. PrJuſtM. v. 22. Okt. 
ber, (GS. 485). Streitwertfeſtſetzungsbeſchlüſſe des LG. in Rechts⸗ 
ſchwerdeſachen unterliegen nicht der Beſchwerde. OLG. Königsberg 


247514. 
2. verfahren und Voſtenrecht. 


a) Reich. 
901 Zivilprozeßordnung. 
& D. E ähigkei . b 
VV 


ſaumnisurteil gegen den Kl. auch dann zu erlaſſen, wenn dieſer zwar 
= ermin erſcheint und verhandeln will, aber mangels Zahlung des 
zeßgebührvorſchuſſes ($ 74 GKG.) nicht verhandeln darf. Das 


ſondern hat ſich darauf zu beſchränken, den Vorderrichter anzuw 


Beſchwerdegericht kann dieſes Verſäumnisurteil nicht ſelbſt erlaſſen, 


eiſen, 

F  e Bee 2471 
8 349 30. Der Einzelrichter iſt zur Ausſetzung des Verfahrens 
nicht befugt. OLG. Naumburg 247515 
§ 519 Abſ. 6 FED. Die Friſt für den Nachweis der Zahlung der 
Prozeßgebühr kann durch Armenrechtsgeſuch nur einmal gehemmt 
werden; jedoch zählt ein vor Friſtbeginn eingereichtes Geſuch nicht mit. 
// A 8 246312 
$ 519 Abſ. 6 Satz 4 ZPD. Die Hemmung des Ablaufes der Be⸗ 
gründungsfriſt kann regelmäßig nur einmal erfolgen. Eine Ausnahme 
iſt gegeben, wenn es ſich bei einem wiederholten Geſuch weniger um 
eine Erneuerung, als um eine Erganzung des erſten Geſuchs 765 

CCC 24 


N Per Euer .. 


8 551 Ziff. 7 ZPO. Ein Urteil iſt nur dann „nicht mit Gründen 
verſehen“, wenn es wenigſtens einen ganzen Rechtsbehelf in den 
Gründen mit Stillſchweigen übergeht. R). 46444 

§ 568 Abſ. 3 3 PD. Entſcheidungen des LG. in betreff der Prozeß⸗ 
koſten unterliegen nicht der weiteren Beſchwerde. Zu der Entſcheidung 
über die Prozeßkoſten gehört auch die Streitwertfeſtſetzung. OLG. 
Bamberg 24748 

8 588 II 3Pd. Zuläſſigkeit der Reſtitutionsklage. KG. . 24714 

88 873, 874 3 PO. Die Aufſtellung des Teilungsplanes geſchieht 
erſt im Verhandlungstermin. Der Entwurf des Teilungsplanes ſtellt 
keine gerichtliche, beſchwerdefähige Entſcheidung dar. Beſchwerde gegen 
den Teilungsplan. In den Teilungsplan müſſen ſämtliche angemeldeten 
Forderungen nach ihrer Rangfolge aufgenommen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Vollſtreckungsgerichts, daß ein Teil der Gläubiger aus⸗ 
falle und deshalb nicht in den Verteilungsplan aufzunehmen ſeien, 
greift in unzuläſſiger Weiſe der Entſcheidung über den Widerſpruch 
t cr Sn kn 247513 

88 935, 940 ZPO. Durch einſtweilige Verfügung kann nicht die 
Zahlung einer geſchuldeten Summe angeordnet werden, wenn es ſich 
nicht um fortlaufende Zahlungen handelt. K.. 24736 

§ 1025 ff. ZPO. Der Honoraranſpruch des Schiedsrichters iſt von 
der Rechtsbeſtändigkeit eines im Schiedsverfahren abgeſchloſſenen 
Vergleichs nicht abhängig. RG. 24594 

SS 1039, 1042 350. Aus Schiedsſprüchen, bei denen eine Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung möglich iſt, gibt es keine feu 
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Entlaſtungs verordnung. 

S 7 Entl od.; 88 295, 310 ff., 539 ZPO. Ein Urteil iſt dann nicht 
ordnungsmäßig verkündet, wenn die Parteien in einem und demſelben 
Termin ſtreitig verhandelt und den Antrag auf ſchriftliche Entſcheidung 
geſtellt haben und „auf Grund dieſer Verhandlung“ dann ein Urteil 
ergangen iſt. Bei einem ſolchen Mangel im Urteilsverfahren iſt Auf⸗ 
hebung und Zurückverweiſung an die erſte Inſtanz geboten ($ 539 
3PO.). Keine Heilung des Mangels gemäß § 295 a. a. O. Kein 
Nichturteil, daher Recht jeder Partei, die nach außen hin als „Urteil“ 
in die Erſcheinung tretende Entſcheidung durch Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels zu beſeitigen. KG m]... 2471? 


Arbeitsgerihtögeieh. 

Die nach dem 1. Juli 1927 eingelegte Berufung gegen das Urteil 
eines Gewerbe- oder Kaufmannsgerichts iſt in zwei Wochen zu be⸗ 
gründen. LArbch. Frankfurt a MWwmt. 24774 

Iſt das Urteil eines Kaufmannsgerichts vor dem 1. Juli 1927 
zugeſtellt, ſo iſt vor dem 1. Juli die Berufung bei dem Landgericht, 
nach dem 1. Juli bei dem Landesarbeitsgericht einzulegen. LArbch. 
Görlitz 24772 


2480 


Die Befugnis, die Berufung wegen grundſätzlicher Bedeutung 
des Rechtsſtreits zuzulaſſen, iſt von einem Parteiantrag unabhängig. 
Gegen den Beſchluß, durch welchen ein diesbezüglicher Antrag einer 
Partei abgelehnt iſt, iſt die Beſchwerde nicht gegeben. LArbGG. Mann⸗ 
heim d , N ER a er 24783 


Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
§§ 28, 180 336. Im Zwangsverſteigerungsverfahren zur Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft können Einwendungen des Schuldners aus 
dem Gemeinſchaftsverhältniſſe nur inſoweit berückſichtigt werden, als 
ſie ſich aus dem Grundbuch ergeben; für andere Einwendungen iſt der 
Schuldner auf den Weg der Widerſpruchsklage verwieſen. OLG. Bam⸗ 
El a a a 24737 


Geſchäftsaufſichts verordnung. 


§ 13 GeſchAufſd. Der fortlaufende Elektrizitätslieferungsvertrag 
fällt unter § 13 Ziff. 2 GeſchAufſV O. LG. Bauten 24761 


Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


8 7 §66.; Art. 39 Pr.; Art. 31 Waldeck. FGG.; 8 183 
FGG.; 5 812 BGB. Klage auf Rückzahlung von Notargebühren wegen 
Inkompetenz des Notars. Die im fremden Bundesſtaat vorgenommene 
Beurkundung iſt nichtig, die Beglaubigung dann wirkſam, wenn zwar 
die Beteiligten ihre Unterſchriften vor dem Notar abgeben, dieſer aber 
die Beglaubigung im Staate ſeines Amtsſitzes vornimmt. Wird der 
infolge der unzuläſſigen Beurkundung nichtige Kaufvertrag durch Auf⸗ 
laſſung geheilt, dann kann der Notar die Rückzahlung der erhaltenen 
Gebühren auch nicht durch den Einwand abwenden, der Auftraggeber 
ſei durch die mit der inhaltlich richtigen, wenn auch nichtigen Beurkun⸗ 
dung geleiſtete Arbeit bereichert. R. 24617 


Gerichtskoſtengeſetz. 

88 29, 31, 8 GKG. Sit eine beim AG. erhobene Klage nach 
Terminsbeſtimmung vor dem Termin zur Güteverhandlung zurück⸗ 
genommen, dann kommt nur ein Achtel der Gebühr des §8 zum An⸗ 
fa e ae. ee e eee 

879 GKG. Ein Vergleich der Parteien über die Koſten in einer 
gerichtlich protokollierten Vereinbarung iſt für das Gericht bindend. 


Auch eine Koſtenfeſtſetzung iſt im Vergleichsverfahren zuläſſig. LG. 
aden N ae Be PA 24775 
Armenanwaltsgeſetz. 


§ 1 Geſ. v. 6. Febr. 1923. Auf die dem Armenanwalt aus der 
Staatskaſſe zu erſtattenden Gebühren iſt ein ihm von der Partei ge⸗ 
zahltes Honorar nicht anzurechnen. K. 24702 

§ 1 Ge. v. 6. Febr. 1923. Schließt der Pflichtanwalt nach 
Urteilsverkündung, jedoch vor Rechtskraft oder Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels, mit dem Gegner einen Vergleich, ſo iſt eine Vergleichsgebühr 
entſtanden OL. Karlsruhe 247512 

SS 1, 3, 4 Geſ. v. 6. Febr. 1923; 54 GKG.; 5 76 RAGebd.; 
891 J ·PO.; 5 675 BGB. Zu den aus der Staatskaſſe zu erſtattenden 
Auslagen eines Armenanwalts gehören auch die Koſten für eine An⸗ 
frage bei der Polizei nach dem Aufenthaltsort der eigenen Partei. 
Frankfurt as M Eee: 24773 


Rechtsanwaltsgebührenordnung. 

Verhältnis eines an Stelle der geſetzlichen Gebühren vereinbarten 
Honorars zu einer den Betrag des Honorars überſteigenden ſpäteren 
fenen Gebührenordnung Rg... A Sr 24595 

§ 13 Ziff. 4 RA Gebd. Anwaltsgebühren für die Abwartung eines 
auswärtigen Beweisaufnahmetermins durch einen Subſtituten ſind 
grundſätzlich nur inſoweit zu erſtatten, als ſie die Reiſekoſten des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht überſchreiten. OLG. Dresden . . . . 24749 

§ 13 RAGebd. Die mündliche Verhandlung iſt begrifflich eine 
Sachverhandlung; ſie liegt nur dann vor, wenn von wenigſtens einer 
Seite ein die Sache betreffender Antrag geſtellt wird. OLG. Düſſel⸗ 
Dll a SEE AR Er. 247410 


b) Preußen. 
Geſetz über die Augelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Art. 49 u. 50 Prächcg. Der Notar iſt nicht verpflichtet, Abſchrift 
einer notariellen Urkunde über die Errichtung einer Intereſſengemein⸗ 
ſchaft dem Aktionär der angeſchloſſenen Geſellſchaft zu erteilen. LG. 1 
Beilin nn e ] 24772 

Notariatsgebührenordnung. 

88 1, 25, 26 PriiotGebd. Abmachung der Umrechnung der ge⸗ 
ſetzlichen Gebühren in Goldmark iſt eine abweichende Regelung i. S. 
von 5 26. Aufivertung der in Papiermark feſtgeſetzten Notariatsge⸗ 
gebühren nach dem Lebenshaltungsindex. Bei der Feſtſetzung des 
Papiermarkbetrages ſind nur die Verhältniſſe zur Zeit der Verein⸗ 
barung zu berücksichtigen, bei der Höhe der Aufwertung auch die in⸗ 
zwifchen eingetretenen Verhältniſſe. RG - ...... 24618 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 

8 114 StGB. „Offentlichkeit“ der Beleidigung. Unternehmen der 
Beamtennötigung gegenüber einem Zuſtellungsbeamten. RG. 2465 

8 137 StGB, Arreſtbruch. Die fehlende Rechtsbeſtändigkeit der 
Pfändung von Zubehör ſchließt einen Verſtoß gegen $ 137 Stch B. 
nicht aus. Vorſorgepflicht des Schuldners bezüglich der in ſeinem G2 
wahrſam belaſſenen Pfandſtücke. R)). 2465 — 

8 200 Steh. „Offentlichkeit“ der Beleidigung. RG. . . . 246 


2. verfahren. 
Strafprozeßordnung. 


88 37, 41 StPO. Urteilszuſtellung an die Staatsanwaltſchaft, 
NCC ⁵¶aÜdltk eh 24660 


§ 244 STD. Die Vorherbeſtimmung des völligen Unwerts eines 
benannten Beweismittels unterliegt zwar dem Ermeſſen des Tal 
richters, iſt aber nicht völlig der Prüfung des Reviſionsgerichts ent⸗ 
zogen. Die außergerichtliche Erklärung eines Zeugen, nach der er vor 
Gericht auch die Unwahrheit ſagen werde, nimmt ihm nicht jeden Bez 
eee ET LT 2467 

§ 244 SPD. Die Anficht, daß Akten keine „Beweismittel“ 1095 
kann nicht als unbedingt feſtſtehend anerkannt werden. RG. . . 246 

$ 245 SiPD. Der Verzicht auf Vernehmung eines vorgeladenen 
Zeugen kann nicht angenommen werden, wenn der betreffende Pro- 
zeßbeteiligte geglaubt hat, daß er die Vernehmung des Zeugen nicht 
verlangen könne. RG. 2468 


C 


Steuerrecht. 
1. Reid. 
Umſatzſteuergeſetz. 

8 1 Nr. 1 umſstGl. Die ſchiedsrichterliche Tätigkeit eines Rich⸗ 
ters ſteht umſatzſte uerrechtlich jeder anderen außeramtlich mit Ein 
nahmen verbundener Tätigkeit eines Richters gleich. RF. . 2478 

2. Preußen. 
Stempelſteuergeſetz. 

8 4 Nr. Ih PrStempStG. Verſtempelung des Vertrags, durch 

welchen der Ehefrau für den Fall der Scheidung, unabhängig W 


Schuldſpruch, eine Rente verſprochen wird. R. 2 
. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reid. 


Reichs verſorgungsgeſetz. 

8 5,7 RVG. Ein Rechtsanſpruch auf Lieferung eines Hilfsmittel 
gem. $5 RVG beſteht nicht, wenn der Kriegsbeſchädigte trotz der in 
§7 RVG. vorgeſehenen Anpaſſung und Ausbildung zweifellos nicht im“ 
ſtande ſein kann, das Hilfsmittel ſachgemäß zu benutzen. ne 


§ 62 RG. Die Vergütung, welche die Angeſtellten der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Landgeſellſchaft in Oppeln für ihre Tätigkeit bei dieſer Ger 
ſellſchaft beziehen, iſt als ein Einkommen aus öffentlichen Mitteln 
i. S. 862 RVG. anzuſehen. RWGer. 2478 


Verordnung über Erwerbsloſenfürſorge vom 16. Febr. 1924. 


§ 18 Abſ. 5 Vd. über Erwerbsloſenfürſorge v. 16. Febr. 1924; 
$9d. Beſtimmungen über öffentl. Notſtandsarbeiten v. 30. April 1929. 
Das Einkommen aus Notſtandsarbeit iſt der Pfändung unterworfen. 
K r 2 LE 2470 

2. Preußen. 
Landes verwaltungsgeſetz. 


Preand Verw. Auch eine durch Irrtum veranlaßte Klagerück, 
nahme iſt unwiderruflich. PrOV dh. 2478 
— 
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